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STANDPUNKT

Nein zum Grexit
Kurt Stenger über Interessen von
Schuldnern und Gläubigern

Die Griechen wollen sich nicht
länger zu Befehlsempfängern de-
gradieren lassen – das ist die
Hauptbotschaft des Referendums
über die Austeritätspolitik. Bisher
glichen die Verhandlungen der
Institutionen mit Athen einer
Fahrt auf einem Seelenverkäufer,
bei der es sich die einen im Offi-
zierskasino gut gehen ließen,
während die anderen im Maschi-
nenraum eingepfercht waren, wo
immer mehr Wasser eindrang.
Nach dem griechischen Nein

sollten sich die anderen Euro-
staaten nicht in die Schmollecke
zurückziehen, sondern endlich
die ökonomische Binsenwahrheit
ernst nehmen, dass Gläubiger
und Schuldner in einem Boot sit-
zen. Auch wenn die politischen
Gegensätze unüberbrückbar er-
scheinen – man hat gemeinsame
Interessen: Es gilt, den Grexit zu
verhindern, auch wenn einige
jetzt erst recht mit diesem Ge-
danken zündeln. Ein Ausscheiden
Griechenlands aus dem Euro wä-
re für beide Seiten die teuerste
Variante. Die Gläubiger müssten
den allergrößten Teil der Kredite
abschreiben, der Schuldner käme
aus der sozialen und wirtschaftli-
chen Misere nicht mehr heraus.
Statt Athen wie einen Bankrot-

teur zu behandeln, aus dem man
den letzten Cent herausquetscht,
muss man Griechenland in die
Lage versetzen, einen Großteil der
Schulden stemmen zu können.
Dafür braucht es eine wirtschaft-
liche Erholung mit Hilfe massiver
staatlicher Investitionen. Und der
Schuldendienst muss dauerhaft
reduziert oder zumindest an die
Konjunktur angepasst werden.
Dann, und nur dann, wird das ge-
meinsame Boot nicht untergehen.

UNTEN LINKS

Wo liegt eigentlich der Ball? Die
Frage muss erlaubt sein, schließ-
lich geht das Spiel Griechenland
gegen die Gläubiger weiter. Mal
rollte der Ball dorthin, mal wurde
er da gesehen. So richtig konnte
aber eigentlich niemand sagen,
wo der Ball gerade ist. Zum Glück
gibt es Sigmar Gabriel, der weiß
es natürlich – weil er, der Minister
für »letzte Brücken einreißen« und
»deutsche Arbeitnehmerfamilien«,
das nämlich so will. Also: Der Ball
liegt in Athen. Hat der Gabriel
jetzt gesagt. Im Fußballfachblatt
»Tagesspiegel«. Allerdings fragen
wir uns inzwischen, ob das so gut
ist, dass der Ball in Athen liegt.
Jedenfalls aus Sicht des SPD-Vor-
sitzenden. Wenn der Ball nämlich
dort ist, dann können doch die
Griechen damit spielen, einen
neuen Angriff aufbauen, ihn über
den Zaun auf die Straße schießen,
die Luft rauslassen oder ihn an die
Russen verkaufen. Wer weiß, man
soll denen ja alles zutrauen. Viel-
leicht wäre es gut, wenn der Ball
stattdessen in Berlin liegen würde.
Hallo, Herr Tsipras, können Sie
mal bitte rüberschießen? tos

Professoren planen Bruch mit Pöblern
Nach schwerer Niederlage auf dem AfD-Bundesparteitag berät das Lucke-Lager seinen Abgang

AfD vor der Spaltung: Das wirt-
schaftsliberale Lager um Par-
teigründer Bernd Lucke speku-
liert, die Partei zu verlassen.
Doch wo sind die Abtrünnigen
willkommen? Bei der FDP nicht.

Von Marcus Meier

Zerrissen war die »Alternative für
Deutschland« (AfD) bereits vor
ihrem Essener Parteitag am Wo-
chenende. Nur zweieinhalb Jahre
nach ihrer Gründung steht die
Rechtspartei aber nun vor der
Spaltung. Das Bündnis aus Nati-
onalkonservativen und Ultra-
rechten einerseits und oft habili-
tierten Wirtschaftsliberalen an-
dererseits, der Pakt von Pöblern
und Professoren zeigt sich als we-
nig nachhaltig.
Am Montag, Tag zwei nach der

vernichtenden Niederlage des La-
gers um Parteigründer Bernd Lu-
cke auf dem Essener Parteitag und
dem ebendort errungenen totalen
Sieg seiner Konkurrentin Frauke
Petry, der neuen starken Frau der
nun noch weiter nach rechts ge-
rückten Rechtspartei, wurde ein
Stück deutlicher, wohin die Reise
der Besiegten geht.
Zahlreiche Mitglieder hätten in

den Landesverbänden die Absicht
geäußert, die Partei zu verlassen,

berichtete die Nachrichtenagen-
tur dpa unter Berufung auf Aus-
sagen von Parteifunktionären aus
vier großen Bundesländern.
Das Umfeld von Parteigründer

und Ex-Parteichef Bernd Lucke
will nun mit einer Umfrage unter
ihm wohl gesonnenen Parteimit-
gliedern herausfinden, was zu tun
ist: Ein kollektiver Austritt, ein
»Winterschlaf innerhalb der Par-
tei« oder gleich die Gründung ei-
ner neuen Partei, so fasste die Lu-
cke-Vertraute Ulrike Trebesius die
Möglichkeiten zusammen. Die
Europa-Abgeordnete selbst wollte
nicht warten und kündigte ihren
Austritt an. Mit dem Verein
»Weckruf 2015« (Vorsitzende:
Trebesius) verfügen Lucke und
Co. über die organisatorische
Grundlage für den Aufbau einer
parteiförmigen Alternative zur
»Alternative«. In der FDP werden
die an den Rand gedrängten Wirt-
schaftsliberalen aber keinen Un-
terschlupf finden, das stellte FDP-
Bundsvorsitzender Christian
Lindner klar. »Auch das Lucke-La-
ger passt nicht zu uns.«
Drei Fünftel für Petry, zwei

Fünftel für Lucke, so stellten sich
in Essen die Mehrheitsverhältnis-
se dar, wobei spekuliert werden
darf, ob dies auch an der besse-
ren Mobilisierungsfähigkeit der

Parteirechten lag. Eine Forsa-Um-
frage kurz vor dem Parteitag hat-
te noch ergeben, dass 56 Prozent
der AfD-Mitglieder Luckes Kurs,
aber nur 23 Prozent den von Pe-
try goutieren. Eine Austrittswelle
würde also potenziell mindestens
eine starke Minderheit der Par-
teimitglieder erfassen.

Die neue Parteispitze ist, sieht
man von dem eher gemäßigten,
aber bisher unbekannten zweiten
Parteisprecher Jörg Meuthen ab,
in derHand von Parteirechten. Die
Lucke-Liberalen gingen bei der
Postenvergabe leer aus. Partei-
chefin Petry glaubt, Lucke aus der
Partei drängen, dessen Anhänger
jedoch dort halten zu können. Sie
sieht die AfD »am Ende eines
Streits« und eine »Befreiung« ge-
kommen.
Als erster Promi aus dem Lu-

cke-Umfeld verkündete Hans-Olaf

Henkel noch am Sonntagabend
seinen unmittelbaren Austritt aus
der AfD. Am Montag folgte ihm
der baden-württembergische
Landeschef Bernd Kölmel, der
aber Europaabgeordneter bleiben
will. Henkel, ehemaliger Präsi-
dent des Bundesverbandes der
Deutschen Industrie (BDI), Ex-Vi-
zevorsitzender der AfD und Noch-
Europa-Abgeordnete warnte vor
einer »NPD im Schafspelz«, zu der
die Petry-AfD aus seiner Sicht zu
werden droht. Die Partei habe sich
auf ihrem Parteitag »nicht nur für
einen scharfen Rechtskurs, son-
dern auch für Pöbelei, Protest und
das Verbreiten von Vorurteilen
entschieden«, beschied Henkel
seinen Ex-Parteifreunden. Der 75-
Jährige bezog sich dabei auf cha-
otische Debatten auf dem Partei-
tag, auf Buh-Rufe gegen Lucke,
dem mitunter offener Hass ent-
gegenschlug, auf paranoide, ras-
sistische, homophobe, sexistische
und nationalistische Statements,
die euphorisch bejubelt wurden.
Henkel prognostizierte eine Ei-

gendynamik des Rechtsrucks in-
nerhalb der AfD: »Der Einfluss der
Rechtsaußen, der Krachmacher
und der Intoleranten« werde wei-
ter steigen, weil »Vernünftige,
Anständige und Tolerante« sich
nun angewidert abwendeten.

»Wer sich mit den
Rechten ins Bett
legt, darf sich nicht
wundern, wenn er
mit ihnen aufwacht.«
Lucke-Vertraute Trebesius

Schlichtung
gescheitert
Bei der Lufthansa könnten die
Piloten ab sofort wieder streiken

Frankfurt am Main. Die Gesamtschlichtung
ist gescheitert, eine neue Eskalation zwi-
schen der Lufthansa und ihren Piloten dräut.
Das teilte die Vereinigung Cockpit (VC) am
Montag in Frankfurt am Main mit. Die Pilo-
tengewerkschaft hob auch ihre Zusage auf,
bis Ende dieses Monats nicht mehr streiken
zu wollen. »Wir werden uns jetzt in den Gre-
mien beraten und mit den Mitgliedern spre-
chen«, sagte VC-Vorstandsmitglied Markus
Wahl gegenüber »nd«. Die Gewerkschaft
werde neue Streiks wie üblich etwa einen Tag
vorher ankündigen.
Ein Streitpunkt ist die sogenannte Über-

gangsversorgung der Piloten – eine betrieb-
liche Vorsorge, die den vorzeitig aus dem
Dienst ausgeschiedenen Piloten bis zum Ein-
tritt in die gesetzliche Rente zusteht. Der
Punkt, an dem das Management der größten
deutschen Fluglinie sich kategorisch verwei-
gere, seien die Arbeitsplatzfragen, kritisiert
VC. Es geht um die Billigtöchter wie Euro-
wings oder Germanwings, bei denen der
Konzerntarifvertrag der Lufthansa nicht gilt,
Piloten also für die gleiche Arbeit weniger
verdienen. Der Konzern verweist auf seine
unternehmerische Freiheit, »aber da sind
auch Fragen der Tarifpolitik berührt«, sagt
Wahl. Dieses hätte man in einer Schlichtung
klären können. Der Konflikt erinnert an den
jüngsten Konflikt zwischen ver.di und der
Post, die mit der Gründung von Paket-Töch-
tern eine ähnliche Strategie der Tarifflucht
fährt. jme Seite 5

Noch Minister: Yanis Varoufakis am Sonntagabend nach dem Referendum Foto: AFP/Aris Messinis

Varoufakis geht,
Vorschlag kommt
Nach Nein-Sieg beim Referendum: Tsipras kündigt
nächste Athener Initiative für EU-Sondergipfel an
Berlin. Nach dem deutlichen Nein der Grie-
chen zur gescheiterten Krisenpolitik folgte am
Morgen nach dem Referendum gleich der
nächste Paukenschlag aus Athen: der Rück-
tritt von Finanzminister Yanis Varoufakis.
Es sei wichtig, schrieb er in einer am Mon-

tag veröffentlichten Erklärung, »dass unsere
Regierung das großartige Vertrauen, welches
das Nein bedeutet, unverzüglich in ein Ja zu
einer angemessenen Lösung ummünzt«. Da
ihm aber bereits unmittelbar nach der Volks-
abstimmung aus dem Kreis der Gläubiger be-
deutet worden war, dass man nicht mehr mit
ihm verhandeln wolle und zudem die »ge-
wisse Präferenz einiger Eurogruppen-Teil-
nehmer und verschiedener Partner für meine
Abwesenheit von denMeetings« auch vonMi-
nisterpräsident Alexis Tsipras »als mögli-
cherweise hilfreich auf dem Weg zu einer Ei-
nigung« bewertet wurde, verlasse er das Fi-
nanzministerium.
Auf dem von Varoufakis angesprochenen

Weg zu einer möglichen Einigung lag am
Montag viel Krisendiplomatie. Ministerprä-
sident Alexis Tsipras kündigte in einem Te-
lefonat mit Kanzlerin Angela Merkel an, den
europäischen Ländern beim Gipfeltreffen der
Staats- und Regierungschefs am Dienstag
neue Vorschläge zu unterbreiten. Das Spit-
zentreffen soll am Dienstagabend in Brüssel
stattfinden, zuvor sollen bereits die Finanz-
minister tagen. Tsipras hatte amMontag auch
mit dem Präsidenten der Europäischen Zent-
ralbank (EZB), Mario Draghi, sowie mit dem
russischen Präsidenten Wladimir Putin tele-
fonisch die Konsequenzen aus dem griechi-
schen Referendum gesprochen.
Am Sonntag hatten laut offiziellem End-

ergebnis 61,31 Prozent der Griechenmit Nein
zur Krisenpolitik in Europa und zum Kurs der
Gläubiger gestimmt. 38,69 Prozent votierten
für die umstrittenen Bedingungen zur Ver-
längerung eines inzwischen allerdings aus-

gelaufenen Kreditprogramms. Eine deutliche
Mehrheit der Griechen unterstützt damit klar
das Vorgehen der SYRIZA-geführten Regie-
rung vonMinisterpräsidentAlexis Tsipras. Die
Regierung in Athen hatte für ein Nein ge-
worben und argumentiert, damit würde sie
gestärkt in neue Verhandlungen mit den
Gläubigern gehen. »Das Ergebnis des Refe-
rendums ist ein Schlag für eine Reihe von EU-
Spitzenpolitikern, die bis zuletzt für eine An-
nahme der Gläubigervorschläge geworben
und das Referendum zu einer Abstimmung
über einen Verbleib Griechenlands in der Eu-
rozone erklärt hatten«, formulierte es die
Nachrichtenagentur AFP.
EU-Vertreter und deutsche Politiker äu-

ßerten sich skeptisch. Der für den Euro zu-
ständige Vizepräsident der Kommission, Val-
dis Dombrovskis, sagte, das Nein beim Refe-
rendum habe »unglücklicherweise die Kluft
zwischen Griechenland und anderen Län-
dern« vergrößert. SPD-Chef Sigmar Gabriel
verlangte von der Regierung in Athen »schnell
ein substanzielles Angebot«, das »über ihre
bisherige Bereitschaft hinausgeht«. Aus der
Bundesregierung hieß es zudem, eine von
Griechenland geforderte Schuldenerleichte-
rung sei für Berlin weiterhin »kein Thema«.
Zwar sei es zutreffend, dass »wir uns mit der
Schuldentragfähigkeit beschäftigen müssen«,
sollte Griechenland einen Antrag auf Kredite
aus dem Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus ESM stellen. Daraus sei aber nicht ab-
zuleiten, »dass die Verhandlungen in eine be-
stimmte Richtung gehen müssten«.
Diese werden wohl vom bisherigen Vize-

Außenminister Euklidis Tsakalotos geführt,
der Varoufakis als Finanzminister folgt und
am Montagabend in Athen vereidigt werden
sollte. Der Ökonomie-Professor war bisher
bereits führendes Mitglied in der griechi-
schen Verhandlungsdelegation. vk/mit Agen-
turen Seiten 2, 3 und 7

Das Lächeln
des Clowns
Wenn alles Kunst
zu werden schien,
sorgte er dafür, dass

etwas Reelles
verblieb:
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Sechs Szenarien
für Hellas
Nach dem Referendum: Wie könnte es
wirtschaftlich und finanziell weitergehen?
Niemand weiß mit Gewissheit, wie
es in Griechenland weitergeht. Bis-
her gab es keinen vergleichbaren
Fall in einer Währungsunion. »nd«-
Redakteur Kurt Stenger wagt den
Blick in die Glaskugel.

1. Geordneter Grexit

Geht es nach Ifo-Chef Hans-Werner
Sinn, so lassen sich die griechischen
Probleme ganz einfach lösen: »Die
Drachme sollte sofort als virtuelle
Währung eingeführt werden. Alle
Verträge des Landes einschließlich
der Schuldverträge mit Ausländern
sollten umgewandelt werden. Das
würde den griechischen Staat und die
griechischen Banken wieder flüssig
machen.« Dies wäre der Grexit – das
Ausscheiden aus der Währungsuni-
on, das nur die griechische Regie-
rung beschließen könnte. Aufgrund
der unklaren Rechtslage müsste
Athen womöglich sogar die EU ver-
lassen.
Die Befürworter eines solchen

Schrittes erhoffen sich davon, dass die
absehbare Abwertung der Drachme
die Wettbewerbsfähigkeit der grie-
chischen Wirtschaft stärkt und einen
Exportboom nach sich zieht. Dabei
handelt es sich aber um eine rein mo-
dellhafte Annahme, die mit der Wirk-
lichkeit der griechischen Volkswirt-
schaft wenig zu tun hat. Diese ist bei
Konsumgütern und Vorprodukten der
Industrie zum Großteil von Importen
aus dem Ausland abhängig. Wenn die
Drachme dann abwertet, werden die
Einfuhren sehr teuer. Es wird Inflati-
on importiert. Viele Griechen werden
ihren Konsum noch stärker reduzie-
ren müssen, als sie dies aufgrund der

Austeritätspolitik bisher tun muss-
ten. Die Erwartung, dass die Importe
einfach durch den Aufbau einer in-
ländischen Industrie ersetzt werden,
ist Wunschdenken. Dazu würden rie-
sige Summen benötigt, doch auf-
grund der Unsicherheiten wäre kaum
jemand bereit, in hellenische Indus-
trieanlagen zu investieren. Das gilt
auch für Finanzanlagen – die Geld-
nöte des Staates und der heimischen
Banken würden bleiben. Außerdem
müsste die dann eigenständige grie-
chische Notenbank wegen der Infla-
tion die Zinsen stark anheben, was die
Kreditaufnahme der Wirtschaft für
Investitionen zu teuer macht.
Für die Gläubiger bringt der Gre-

xit hohe finanzielle Verluste mit sich.
Werden die Kredite, wie von Volks-
wirt Sinn vorgeschlagen, in die neue
griechische Währung umgewandelt,
verlieren diese mit der Abwertung an
Wert. Auf Euro-Basis gibt es viel we-
niger zurück, als man verliehen hat.
Vor allem aber würde die Wäh-
rungsunion instabiler werden. Spe-
kulationen gegen Italien, Spanien,
vielleicht sogar gegen Frankreich wä-
ren jeder Zeit möglich. Die Unsi-
cherheit würde viel Geld kosten: In-
vestoren an den Kapitalmärkten las-
sen sich ein gestiegenes Ausfallrisiko
bei Staatsanleihen durch höhere Zin-
sen bezahlen. Dadurch sinken die
Spielräume der betroffenen Regie-
rungen für konjunkturfördernde
Maßnahmen und für eine Entschär-
fung der Sparpolitik. Die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) müsste ihre
extrem lockere Geldpolitik mit Nie-
drigstzinsen und einer schädlichen
Geldschwemme an den Finanzmärk-
ten lange beibehalten.

2. Chaotischer Grexit

Die große Mehrheit der Griechen wie
auch der regierenden SYRIZA möchte
im Euro bleiben. Allerdings herrscht
beim Staat derzeit akuter Geldman-
gel, denn er ist von den Kapitalmärk-
ten abgeschnitten und weder der In-
ternationale Währungsfonds (IWF)
noch die Europartner wollen dies
durch neue Kredite ausgleichen. Oh-
ne Einigung bei den Schuldenver-
handlungen wird die EZB irgend-
wann den letzten Geldhahn für grie-
chische Banken zudrehen, über den
sich zuletzt auch der Staat finanzier-
te. Obwohl Athen derzeit keine Schul-
den oder Zinsen zurückzahlt, verfügt
der Staat offensichtlich nicht über
ausreichende Einnahmen, um seine
Rechnungen, die Renten oder die Ge-
hälter im öffentlichen Dienst pünkt-
lich zu bezahlen. Für die ärmeren Fa-
milien, die nur über ein einziges und
geringes Einkommenverfügen, ist dies
auf Dauer ein unhaltbarer Zustand.
Die soziale Not und Unzufriedenheit
im Lande würden zunehmen. Daher
könnte sich die Regierung genötigt se-
hen, bei fälligen Zahlungen Schuld-
scheine auszugeben, die im Laufe der
Zeit zu einer neuen nationalen Wäh-

rung mutieren. Es käme zu einem
Graccident, einem unfallartigen Aus-
scheiden aus dem Euroraum.
Dies wäre das Katastrophensze-

nario schlechthin. Griechische Ban-
ken könnten auch durch anhaltende
Kapitalverkehrskontrollen nicht mehr
über Wasser gehalten werden. Die
Sparer würden einen Großteil ihrer
verbliebenen Anlagesumme verlie-
ren, denn eine Einlagensicherung
wäre nichtmehr finanzierbar. Umden
Staat flüssig zu halten,müsste die nun
eigenständige griechische Notenbank
große Mengen des neuen Geldes dru-
cken und real in Umlauf bringen, was
in eine extrem hohe Inflation mün-
den könnte. Die negativen wirt-
schaftlichen Folgen, die schon für den
Fall eines geordneten Grexits zu er-
warten sind, würden sich noch po-
tenzieren. Es kämen wohl auch poli-
tische Turbulenzen hinzu, mit einem
weiteren Erstarken der extremen
Rechten oder anderer autoritärer
Kräfte im Lande. Griechenland wür-
de von humanitären Hilfen aus dem
Ausland abhängig werden.
Auch für die Gläubiger ist es das

schlimmste Szenario: Diese müssten
ihre Kredite aus den beiden Ret-
tungsprogrammen weitgehend ab-

schreiben. Milliardenschwere Garan-
tien würden fällig werden. Die Frage
ist, ob die EZB helfend eingreift und
diese Kredite übernimmt, was die fi-
nanziellen Schäden für die Steuer-
zahler der anderen Euroländer mini-
mieren würde. Einer solchen Maß-
nahme könnten sich die EZB-Verant-
wortlichen aber mit der Begründung
verweigern, dass der Notenbank die
Staatsfinanzierung verboten ist. Da-
rüber hinaus würde die verbleibende
Währungsunion zum Spielball von
Spekulanten werden.

3. Parallelwährung

Es gibt zahlreiche Gedankenspiele,
Griechenland innerhalb und gleich-
zeitig außerhalb des Währungsrau-
mes zu halten. So haben Ökonomen
wie der ehemalige Deutsche-Bank-
Chefvolkswirt Thomas Mayer die
Schaffung einer Parallelwährung
vorgeschlagen – nennen wir sie Ge-
uro. Der griechische Staat, aber auch
private Unternehmen könnten Ge-
hälter in Geuro auszahlen. Da dieser
gegenüber dem zunehmend knappen
Euro im Land stark an Wert verlieren
würde, könnte der Staat zu einem
späteren Zeitpunkt die Parallelwäh-
rung wieder einziehen und in Euro
zurücktauschen. Dank Geuro sollen
Unternehmen wettbewerbsfähiger
werden, da sie die Löhne und die Ex-
portpreise senken können. Gleich-
zeitig würden Beschäftigte, aber auch
Rentner massiv an Kaufkraft verlie-
ren. Unklar wäre zudem, wie viele
Geschäfte überhaupt den Geuro als
Zahlungsmittel akzeptieren würden
und zu welchem Kurs.
Für die Gläubiger blieben die

Probleme mit den griechischen
Staatsschulden ungelöst. Und es be-
stünde die Gefahr, dass die Parallel-
währung der erste Schritt hin zum
Graccident wäre.

4. Fortsetzung
der Austeritätspolitik
Die griechische Bevölkerung hat sich
mit großer Mehrheit gegen eine sol-
che Option ausgesprochen, sie ist
derzeit sehr unwahrscheinlich. Wenn
sich die soziale und wirtschaftliche
Lage weiter verschlechtern sollte und
die Grexit-Gefahr wächst, könnte die
Annahme eines von den Gläubigern
etwas abgeschwächten Einspar- und
Kürzungsprogrammes auf die politi-
sche Tagesordnung kommen, das mit
neuen Krediten für die Bedienung der
Altschulden verbunden wäre. Mit ei-
nem solchen dritten Hilfsprogramm
würde sich die soziale und wirt-
schaftliche Lage wie in den vergan-
genen Jahren darstellen.
Die Gläubiger, möglicherweise

dann ohne den IWF, könnten den bis-
herigen finanzpolitischen Kurs beim
Euro-Krisenmanagement zunächst
beibehalten. Und sie würden den An-
schein wahren, dass die geliehenen
Gelder pünktlich zurückgezahlt wer-
den. Tatsächlich wird die Rückzah-

lung nur weiter nach hinten verscho-
ben, da auslaufende Kredite durch
neue ersetzt werden. Außerdem wür-
de der Euro-Rettungsschirm auch
noch die Anleihen der letzten priva-
ten Gläubiger und die Kredite des IWF
übernehmen. Wegen der schlechten
sozialen und wirtschaftlichen Lage in
Griechenland wird die Rückzahlung
extrem unwahrscheinlich.

5. Wachstumsfreundliches
Hilfsprogramm
Die Griechen haben mit dem Refe-
rendumdeutlich gemacht, was sie sich
wünschen: eine Abschwächung der
harten Spareinschnitte. Die Gläubi-
ger, womöglich ohne den IWF, kom-
men nach kurzem Verharren aus der
Schmollecke heraus und verhandeln
ernsthaft über einen neuen Deal: Es
kommt ein drittes Hilfsprogramm, das
neue Kredite und/oder Schuldener-
leichterungen beinhaltet. Die Regie-
rung in Athen erklärt sich bereit, un-
bequeme finanzpolitische Maßnah-
men zu realisieren, erhält aber gleich-
zeitig den Spielraum für umfangrei-
che staatliche Investitionen, um die
Wirtschaftskrise zu beenden. Der
Schuldendienst wird flexibler – bei
guter Konjunktur ist er höher als bei
schwacher. SYRIZA wird zudem die
Möglichkeit gegeben, den ineffizien-
ten öffentlichen Dienst zu reformie-
ren sowie gegen Steuerhinterziehung
und Klientelismus vorzugehen.
Die Gläubiger wahren ihr Gesicht,

denn sie bekommen die immer ge-
forderten »Reformen«. Vor allem be-
steht Hoffnung, dass sie mit geringen
Verlusten davonkommen. Da sich die
wirtschaftliche und soziale Lage in
Griechenland stabilisiert, vergeben die
Kapitalmärkte wieder Kredite an
Athen – der Euro-Rettungsschirm
kann nach und nach zuklappen.

6. Die Hängepartie

Es ist mittelfristig das vielleicht wahr-
scheinlichste Szenario.NachdemNein
beim Referendum fahren die Gläubi-
ger die kompromisslose Tour, wollen
aber den Anschein vermeiden, Grie-
chenland aus dem Euro zu drängen.
Bei den sich Monat für Monat hinzie-
henden Verhandlungen über ein mög-
liches drittes Hilfsprogramm gibt es
keine substanziellen Fortschritte. Der-
weil verlängert die EZB weiter die
Notkredite für griechische Banken.
Athen versucht, durch unkonventio-
nelle Maßnahmen genug Gelder in die
Kasse zu bekommen, um wichtige
Zahlungen vornehmen zu können. Im
Gespräch ist etwa eine strafrechtliche
Amnestie für Reiche, die ihre Schwei-
zer Schwarzgelder nun versteuern.
Die Kapitalverkehrskontrollen bei
Banken müssten mal gelockert wer-
den, um den Geldkreislauf der grie-
chischen Wirtschaft nicht ganz ver-
siegen zu lassen, dann wieder ver-
schärft werden. Die Konjunktur lahmt,
viele Griechen müssen mit sehr wenig
Bargeld im Alltag zurecht kommen.

DEBATTE

Die Angst hat die Seiten gewechselt
Warum das griechische Nein zur Krisenpolitik noch kein Sieg über die Austerität und trotzdem so wichtig ist. Ein Kommentar von Tom Strohschneider

Man sollte vorsichtig sein mit den
großen Formulierungen, aber das
Nein einer so klaren Mehrheit der
Griechen beim Referendum über
die Gläubiger-Bedingungen ist his-
torisch zu nennen. Nicht etwa, weil
nun schon alles besser würde.
Im Gegenteil: Die Auseinander-

setzung um die Krisenpolitik und
der Druck eines Teils der Gläubi-
ger-Staaten werden bruchlos wei-
tergehen. Auch gibt es keinen
Grund, nun keine Sorge mehr um
Griechenland zu haben, um die
Menschen dort, die seit 2010 die
Folgen der Austeritätspolitik so bit-
ter zu spüren bekamen. Nicht zu
Ende ist auch des Ringen darum,
dass eine linksgeführte Regierung
Bestand und Spielraum hat, die
sich für ihr Nein zu den herrschen-
den Vorstellungen über Europa,
den Euro und den Umgang mit
dem Schuldenproblem nun ein
neues, stärkeres Mandat der Wäh-
ler holte.
Von großer, über den Tag hi-

nausreichender Tragweite ist aber
die symbolische Bedeutung des Er-
gebnisses des griechischen Refe-
rendums. Millionen Menschen ha-
ben den Kopf oben behalten trotz
des europaweiten Drucks, trotz all
der Drohungen, der Verunsiche-
rungen.

Eine beeindruckende Mehrheit
der Menschen in Griechenland hat
ein Nein in eine Welt der kapitalis-
tischen Herrschaft hinausgerufen,
deren Sachwalter mit einem sol-
chen Votum schon nicht mehr
rechneten. Es ging bei dieser Ab-
stimmung nicht um die Zugehörig-
keit zum Euro, es ging nicht um ein
längst ausgelaufenes Kreditpro-
gramm, es ging auch nicht zuvör-
derst um die nun tatsächlich anste-
hende Frage, wie es in den kom-
menden Tagen bei all den Euro-
gruppen-Eiltreffen und EU-Sonder-
gipfeln weitergeht.
Es ging am Sonntag vor allem

darum, ob eine demokratische Ent-
scheidung gegen den eiskalten

Wind der Alternativlosigkeit, gegen
die »gefährlichste Idee Europas«,
wie Constantin Seibt die Austerität
bezeichnet hat, in einem souverä-
nen Akt möglich ist. Und sie ist es:
Man kann Nein sagen zu einer Kri-
senpolitik, die zu verteidigen sich
von SPD bis Brüssel, von Bundesfi-
nanzministerium bis Medien, eine
Front aufgeschwungen hat, die da-
für keine Argumente ins Spiel brin-
gen kann – außer jenem drohenden
Grollen des Status quo, der jegliche
Änderung als unbotmäßig, »kom-
munistisch« (was schon ein wenig
lustig ist, angesichts des sozialde-
mokratischen Ad-hoc-Programms
von SYRIZA) oder eben ideologisch
hinstellen muss.
Die Krisenpolitik, in Berlin or-

chestriert, in der Eurogruppe und
den meisten europäischen Regie-
rungen exekutiert, hat keine Be-
gründung. Sie ist das Programm
der Interessen weniger. In der Öf-
fentlichkeit wird das verschleiert,
indem der partikulare Geist von
Profitinteresse und Hegemonialan-
spruch zum Interesse einer Mehr-
heit verbrämt wird – wozu zu Lüge
und Drohung gegriffen werden
muss, weil es ein »vernünftiges«
Argument gar nicht gibt.
Die Griechen haben »Oxi« ge-

sagt, und in diesem Nein steckt die

Botschaft, sich von der Angst, auf
der die herrschenden Verhältnisse
sich gründen, nicht mehr bange
machen zu lassen. Das ist das His-
torische daran. Es wird nicht einfa-
cher werden, nicht einmal ein biss-
chen. Jedoch: Die Angst hat an
diesem Tag die Seiten gewechselt.
Sie ist durch das Votum der Men-
schen in Griechenland zu jenen hi-
nübergeworfen worden, die sich
bisher sicher sein konnten, mit ihr
den wirksamsten Hebel zu Nieder-
haltung der Interessen einer Mehr-
heit in der Hand zu halten. Haben
sie diesen noch?
Klar: Nichts ist aufgehoben,

nicht die Asymmetrie der Kräfte in
den Verhandlungen, in denen es
um die Zukunft des griechischen
Schuldenproblems geht, nicht die
Herausforderung, die SYRIZA an-
genommen hat mit dem Versuch,
unter den gegebenen Bedingungen
einen alternativen Pfad einzuschla-
gen, nicht die Fragen, die sich eine
europäische Linke zu stellen hat,
die sich nun über das »Oxi« freut,
aber am Erfolg des Neins nicht un-
bedingt sehr großen Anteil hat. Der
5. Juli ist dennoch ein großes Da-
tum – für alle, die sich die Hoff-
nung nicht nehmen lassen wollen,
dass eine andere Welt möglich ist.
Aber leichter wird es nicht.

Tom Strohschneider
ist Chefredakteur von »neues
deutschland«.
Foto: nd/Camay Sungu
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Viele Griechen und die Regierung in Athen freuen
sich über den Ausgang des Referendums. Dagegen
reagieren einige Vertreter anderer Eurostaaten
beleidigt. Dennoch bereiten sich beide Seiten
auf neue Verhandlungen vor. Derweil bleibt die
Ungewissheit über die weitere wirtschaftliche,
finanzielle und soziale Entwicklung in Griechen-
land.
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Den Teufelskreis jetzt endlich verlassen
Die Sieger des Referendums zeigen sich kühl und beherrscht: Das ist eine Aufforderung zu intensivem Verhandeln
Ministerpräsident Tsipras sieht im
Referendumsergebnis keineswegs
eine Aufforderung zum »Bruch mit
Europa«. Egal, wie die Menschen
gestimmt haben: Sie erwarten jetzt
Lösungen.

Von Anke Stefan, Athen

»Jetzt wird sich zeigen, was Tsipras
drauf hat«, kommentiert ein guter
Freund das klare Votum für die Ab-
lehnung der Gläubigerforderungen
bei der Volksbefragung am Sonntag.
Er hatte SYRIZA mit seiner Stimme
für das Nein eine letzte Chance ge-
ben wollen, nachdem er die Partei be-
reits bei den Wahlen im Januar un-
terstützt hatte. »Jetzt will ich sehen,
wie sie ihr Versprechen umsetzen, in-
nerhalb von 48 Stunden eine Eini-
gung mit den Gläubigern zu präsen-
tieren.«
Überhaupt zeigen sich »die Sie-

ger« erstaunlich beherrscht. Nach-
dem man Sonntagnacht seinem Ju-
bel verdienterweise in einem rau-
schenden Fest auf den zentralen Plät-
zen nicht nur in der Hauptstadt frei-
en Lauf gelassen hatte, geht es den
meisten am Montagmorgen ersicht-
lich darum, die drohende Spaltung
innerhalb der Bevölkerung zu ver-
meiden. »Was jeder einzelne gewählt
hat, ist doch heute nicht mehr wich-
tig«, meint Manolis, der eine Bäcke-
rei im nordwestlichen Athener Stadt-
viertel Agioi Anargyroi betreibt.
»Wichtig ist, dass jetzt wirklich eine
Lösung gefunden wird, mit der wir le-
ben können.« Der Sieg des Ja wäre
für ihn allerdings gleichbedeutend
mit einem »Schrecken ohne Ende«
gewesen.
In der kleinen Schlange vor dem

Geldautomaten der Piräus-Bank am
großen Supermarkt im Nachbarvier-
tel Halkidona ist man wenig opti-
mistisch. Die drei Automaten der an-
deren Banken daneben sind leer.
»Und wenn dieser Automat hier auch
noch leer wird, dann war's das« meint
der grauhaarige Herr auf Platz drei
der Anstehenden. »Die EZB hat doch
schon signalisiert, dass sie keine wei-
teren Finanzspritzen mehr leisten
wird.«
Aber auch der agile Mittsechziger

will nicht von einer falschen Ent-
scheidung sprechen. »Die Leute hat-
ten doch die Wahl zwischen dem Ab-
grund vor sich und dem reißenden
Fluss im Rücken«, zitiert er ein grie-
chisches Sprichwort. Gleichzeitig ist
er sich sicher, dass harte Zeiten be-
vorstünden. »Wenn es vorgestern
noch um Maßnahmen in Höhe von
acht Milliarden Euro ging, so werden
jetzt sicher 16 Milliarden fällig sein.«
Genau das will Alexis Tsipras aber

verhindern. Die EU könne nicht das
Europa »der Gläubigermemoranden
und der Austerität sein«, hatte der
griechische Ministerpräsident in ei-

ner ersten Ansprache Sonntagnacht
erklärt. Gleichzeitig erteilte Tsipras
allen Spekulationen über einen Aus-
tritt Griechenlands aus der Gemein-
schaftswährung erneut eine Absage.
Das griechische Volk habe nicht über
die Frage Euro Ja oder Nein abge-
stimmt, erklärte der Ministerpräsi-
dent kategorisch. »Diese Frage muss
endgültig aus der Diskussion ver-
schwinden.« Durch das Referendum
sei ihm eine »großherzige Entschei-
dung« mitgeteilt worden, sagte Tsi-
pras an andere Stelle seiner kurzen
Ansprache.

Er sei sich allerdings vollständig
bewusst, dass »der an mich gerichte-
te Befehl nicht die Aufforderung
Bruch mit Europa, sondern die Auf-
forderung zur Intensivierung unserer
Verhandlungsanstrengungen für die
Erzielung einer lebensfähigen Ver-
einbarung ist.« Eine Vereinbarung,
die »soziale Gerechtigkeit, die Aus-
sicht auf Fortschritt und die Loslö-
sung aus dem Teufelskreis der Aus-
terität« zum Inhalt haben müsse.
Noch in der Wahlnacht hatte Tsi-

pras dann den Republikpräsidenten
gebeten, für den nächsten Tag eine

Sitzung aller Parteichefs einzuberu-
fen. »Wir können uns ein Griechen-
land außerhalb von Europa nicht vor-
stellen«, sagte Prokopis Pavlopoulos
im Gespräch mit Tsipras. An die Gläu-
biger Griechenlands gewandt, ap-
pellierte der Staatspräsident, sich vor
Augen zu führen, dass EU-Europa oh-
ne Griechenland anders aussehen
würde.
In der unter dem Vorsitz von Pav-

lopoulos tagenden Sitzung der Par-
teichefs am Montagvormittag rief Mi-
nisterpräsident Tsipras nach Presse-
informationen die versammelte Op-

position dazu auf, das eindeutige und
klare Votum der griechischen Bevöl-
kerung zu unterstützen. In der Kam-
pagne für das Referendum hatten al-
le anwesenden Parteichefs der Op-
position dagegen für ein Ja gewor-
ben. Nach denselben Presseberichten
setzten sie sich in der Runde der Par-
teichefs erneut dafür ein, so schnell
wie möglich eine wie auch immer ge-
artete Vereinbarung mit den Gläubi-
gern zu unterschreiben.
Erstmalig wurde SYIRZA-Partei-

chef Tsipras bei diesem Treffen auch
mit zwei neuen Kollegen konfron-
tiert. Bereits am 8. Juni hatte auf dem
Parteitag der PASOK, der Panhelle-
nischen Sozialistischen Bewegung,
Fofi Gennimata den bisherigen Vor-
sitzenden Evangelos Venizelos an der
Parteispitze abgelöst. Nach der Nie-
derlage beim Referendum – er hatte
ein Ja aktiv unterstützt – trat er noch
Sonntagnacht wie auch der Vorsit-
zende der Nea Dimokratia zurück.
»Ich verstehe, dass unsere große
Fraktion einen ›neuen Anfang‹
braucht«, wandte sich Antonis Sa-
maras, Vorgänger von Tsipras im Amt
des Ministerpräsidenten, an die Öf-
fentlichkeit. Für die Übergangszeit bis
zur Wahl eines neuen Vorsitzenden
wird nun der frühere Parlaments-
präsident Vangelis Meimarakis die
Amtsgeschäfte der Nea Dimokratia
führen. Noch vor der offiziellen Wie-
deraufnahme der Verhandlungen
machte die Athener Regierung am
Montagmorgen bereits den ersten
Schritt auf die Gläubiger zu. Er sei
»nichtmehrMinister« gab der von den
europäischen Kollegen als rotes Tuch
empfundene griechische Finanzmi-
nister bekannt.
Die Linke Plattform innerhalb von

SYRIZA forderte die eigene Regie-
rung auf ihrer Internetplattform Is-
kra.gr unterdessen jedoch auf, den
Sieg des Neins als Ausgangspunkt für
die Umsetzung des eigenen Partei-
programms zu nutzen. Bereits vor
demWahlsieg von SYRIZA am 25. Ja-
nuar hatte die Linke Plattform immer
wieder dafür geworben, auch über die
Option eines Ausstiegs Griechen-
lands aus EU und Euro nachzuden-
ken, war aber von der Parteimehr-
heit stets geblockt worden.
Diese Option steht für den linken

Flügel der Partei jedoch weiterhin im
Raum. Das Referendum sei Ergebnis
der Zuspitzung eines Widerspruchs
seit dem Wahlsieg von SYRIZA ge-
wesen, analysiert auf Iskra.gr Petros
Papakonstantinou für den linken SY-
RIZA-Flügel: die Zuspitzung »des Wi-
derspruchs zwischen der politischen
Kraft der griechischen Linken [...] und
der Wirtschaftskraft unserer ehrgei-
zigen Strangulierer«. Dieser Wider-
spruch ließe sich nur dadurch lösen,
ihn endgültig auf die Spitze zu trei-
ben. »Die Stunden der Wahrheit«
werden in Kürze schlagen.

SYRIZA-Unterstützerinnen am Sonntagabend vor dem griechischen Parlament in Athen Foto: dpa/Kay Nietfeld

»Kein Minister mehr!«
Mit Yanis Varoufakis tritt die herausragende Figur des Konflikts um die Krisenpolitik ab. Sein Nachfolger wird wohl nicht viel anders machen

Selbst noch seinen Rücktritt hat
man Yanis Varoufakis vorgewor-
fen. Sein Nachfolger kann nicht mit
mehr Milde der Medien rechnen.

Von Tom Strohschneider

Montagmorgen, der 6. Juli. Eine Mi-
nute nach halb Acht schreibt Yanis Va-
roufakis im Kurznachrichtendienst
Twitter seine letzte Botschaft im Amt:
»Kein Minister mehr!« Der griechi-
sche Politiker, auf den in den letzten
Monaten die grellsten Scheinwerfer
gerichtet waren, der am vehementes-
ten kritisiert wurde, dem die größten
Sympathien zuflogen – er kündigt am
Tag nach dem für die SYRIZA-ge-
führte Regierung so erfolgreichen Re-
ferendum seinen Rücktritt an.
Varoufakis hatte vor der Volksab-

stimmung angekündigt, im Falle ei-
nes Ja zur Gläubigerpolitik zurück-
zutreten. Nun tat er es in der Stunde
der Sieges – und so öffnete sich das
Feld der Interpretationen weit. In sei-
ner Erklärung hatte er darauf ver-
wiesen, dass er bald nach der Be-
kanntgabe des »OXI« (Nein) auf »eine
gewisse Präferenz einiger Eurogrup-

pen-Teilnehmer« hingewiesen wor-
den war, die nicht länger mit ihm ver-
handeln wollten. Dass es zwischen
dem Ökonomie-Professor und ande-
ren Finanzministern Reibungen gab,
gehörte zu den Standarderzählungen
des Konflikts um die Krisenpolitik.
Sein Rücktritt also ein Versuch, die
Chance für eine Einigung zu erhö-
hen? Oder doch auch Resultat unter-
schiedlicher Auffassungen innerhalb
der Athener Regierung über die Art
der Verhandlungen? Dass seine »Ab-
wesenheit von den Meetings« eine
Idee gewesen sei, »die der Minister-
präsident als möglicherweise hilfreich
auf dem Weg zu einer Einigung be-
wertete«, wie es Varoufakis selbst for-
mulierte, wurde am Montag entspre-
chend interpretiert.
So oder so: Mit dem 54-jährigen

Ökonom tritt nun jene Figur von der
krisenpolitischenBühne, in der sich die
Verachtung für das SYRIZA-Projekt
ebenso spiegelte wie man in ihr die
Hoffnung personalisierte, wissen-
schaftlich getriebene Vernunft könne
Bürokratentum und ideologische
Sachzwanglogik überwinden. Vor-
würfe gegen ihn wurden stets ver-

knüpft mit Fragen, die nicht das Poli-
tische oder Ökonomische betrafen,
sondern den Kleidungsstil, das Mo-
torrad, seine Anmutung, die Art zu Re-
den. Varoufakis wurde die rhetorische
Schärfe der Auseinandersetzung an-
gelastet – während vor allem deut-
sche Politiker die griechische Regie-
rung frei heraus diffamierten. Am
Montag warf man dem Minister, dem
unterstellt worden war, er sei das ei-
gentliche Hindernis der Verhandlun-
gen, selbst noch seinen Rücktritt vor.
Die Nachrichtenagenturen hatten

kaum Zweifel, dass die Entscheidung
»offenbar auf Drängen« von Alexis
Tsipras gefallen war. Die Linkenche-
fin Katja Kipping wiederum wollte im
Rücktritt Varoufakis’ »sehr viel Fin-
gerspitzengefühl« erkennen. EU-Par-
lamentspräsident Martin Schulz, der
zuletzt jede seinem Amt angemessene
Zurückhaltung hatte fahren lassen
und wie andere SPD-Spitzenpolitiker
auch rechts von Kanzlerin Angela
Merkel gegen die Regierung in Athen
Front machte, sprach von einer mög-
lichen »Erleichterung im Dialog«.
Hinter Formulierungen wie die-

sen, am Montag dutzendfach ausge-

sprochen, steht die Vermutung, es ge-
he bei den Verhandlungen zwischen
Athen und den Gläubigern zualler-
erst um Atmosphäre oder den Aus-
arbeitungsstand irgendwelcher Vor-
schlagslisten. Inhaltlichwird sich aber
womöglich gar nicht soviel ändern.
Als aussichtsreicher Kandidat auf die

Nachfolge im Amt des Finanzminis-
ters galt der stellvertretende Außen-
minister Euklides Tsakalotos – und
der vertritt keine grundlegend ande-
re Position als Varoufakis.
Geboren 1960 in Rotterdam war

Tsakalotos bisher für die internatio-
nalen Wirtschaftsbeziehungen zu-

ständig, er gehörte dem Verhand-
lungsteam mit den Gläubigern eben-
so wie der SYRIZA-Spitze an. Auch er
ein Ökonomie-Professor, der die Aus-
teritätspolitik kritisiert, weil diese so-
ziale Probleme verschärft. Auch er hat
Bücher geschrieben, in denen es nicht
nur um Theorie geht – sondern auch
um Politik und den Widerstand gegen
die Krisenpolitik. Auch er einer, des-
sen Europa-Bild an Jürgen Habermas
und nicht am institutionellen Selbst-
verständnis der EU-Bürokratie orien-
tiert ist. Auch er einer, der sagt: »Kri-
terium für eine Währungsunion sind
nicht irgendwelche technischen Ein-
zelheiten, sondern die Existenz von
Solidarität«.
Dieses politische Fundament, von

dem aus Varoufakis genauso wie Tsa-
kalotos agieren, ist es auch,warumder
mögliche Nachfolger nicht mit öf-
fentlicher Milde rechnen kann. Den
»Varoufakis im Schafspelz«, hat man
Tsakalotos am Montag bereits ge-
nannt, der »in bester Marxisten-Ma-
nier« gegen die »Krise der Demokra-
tie in Europa« anrenne.
Sie sagen es aus Verachtung. Man

muss es als Kompliment nehmen.

Nicht ohne Rucksack: Tsakalotos und Varoufakis Foto: dpa/Fotis Plegas

»Das griechische Volk
hat nicht über die
Frage Euro Ja oder
Nein abgestimmt. Diese
Frage muss endgültig
aus der Diskussion
verschwinden.«
Alexis Tsipras,
Ministerpräsident
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Erlebte Demokratie

Zum Referendum in Griechenland
und zu »Streit über neues Programm
für Athen«, 6.7., S. 1
Erstmalig seit 25 Jahren ein tiefes
Gefühl der Befriedigung: Erlebte
Demokratie, anders als bei uns, des
Volkes Stimme bewirkt noch was,
im eigenen Land. Und schon blaffen
die getroffenen nationalen und eu-
ropäischen Scheindemokraten, von
Bosbach, Kauder und Gabriel bis
Schulz, Juncker und Tusk. Eine lin-
ke Regierungspartei, auch wenn sie
nur ein loses Bündnis ist, mehr so-
zialdemokratisch als sozialistisch,
hat in einem EU-Land das Sagen,
das zudem noch NATO-Mitglied ist
– das geht doch gar nicht! Uner-
warteter Wermutstropfen: Der
Rücktritt von Finanzminister Va-
roufakis. War er doch der Einzige,
der sich über ein halbes Jahr gegen
das finanzielle Garrotte-Vorgehen
eines westdeutschen Erzkonservati-
ven, CDU-Mann Schäuble, erfolg-
reich zur Wehr setzte.
Prof. Dr. Johann Mrazek, Stahlbrode

Die Griechen haben in ihrer Mehr-
heit mit »OXI« (Nein) gestimmt und
das ist gut so! Denn sie haben eher
als viele Deutsche, die in Umfragen
mehrheitlich die harten EU-Bedin-
gungen befürworten, verstanden,
dass die rigorosen Sparvorgaben
der Troika nicht funktioniert haben
und auch in Zukunft nicht zu einer
nachhaltigen Verbesserung der
Wirtschaftslage führen werden.
Nun sind vor allem Brüssel und
Berlin gefordert. Sie sollten endlich
die humanitäre Katastrophe in
Griechenland beenden und nicht
weiter in ihrer starren Haltung ver-
harren. Vor allem sollten sie aufhö-
ren, die deutschen Zuschauer wei-
ter zu belügen und Halbwahrheiten
zu verkünden, wie man es in Talk-
shows immer wieder hören musste.
Es ist völlig falsch, zu behaupten,
dass es mit Portugal und Spanien
wirtschaftlich bergauf geht und sie
auf gutem Weg sind, weil sie sich

dem EU-Diktat gebeugt hätten. Das
Gegenteil ist der Fall. Frau Merkel
und Herr Schäuble sind mit ihrer
Politik gescheitert und sollten ihr
Machtstreben, ganz Europa auf Li-
nie zu bringen, endlich beenden!
Thomas Henschke, Berlin

Die deutschen und alle anderen
EU-Bürger sollten dem griechi-
schen Volk danken, denn sie haben
den Mächtigen in der EU gezeigt,
dass die Verteilung von unten nach
oben endlich beendet werden
muss. Wenn es den meisten zurzeit
noch relativ gut geht in Deutsch-
land, so bedeutet das nicht, dass
man mit uns nicht eines Tages
ähnlich verfahren könnte wie mit
dem griechischen Volk.
Renate Danelius, Berlin

Brisante Frage

Zu »BND-Koordinator weiß von
nichts«, 3.7., S. 6
Dass der zuständige Abteilungslei-
ter im Kanzleramt auftragsgemäß
von nichts »nichts weiß«, überrascht
weniger, aber wie soll man den Vi-
zekanzler und Wirtschaftsminister
Gabriel verstehen: »Wir machen
nichts in Ministerien per Telefon,
was man abhören müsste. Viel bri-
santer ist die Frage, ob die NSA
auch die deutsche Wirtschaft aus-
gespäht hat.« Trifft die Feststellung
nur auf Telefonate zu, dass man
nichts von Belang macht, oder auf
Ministerien generell? Oder läuft das
auf ein Geständnis hinaus, dass ei-
gentlich die deutsche Wirtschaft die
Politik bestimmt, die Wert wäre
ausgespäht zu werden und nicht die
Bundesregierung? Oder aber soll
das eine nicht beabsichtigte Kritik
an der NSA sein, dass die Sicher-
heitsbehörde der USA sich mit Din-
gen befasst, die sich nicht lohnen?
Andrej Reder, Berlin

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Leider ver.loren
Jörg Meyer über den jüngsten Tarifabschluss bei der Deutschen Post

Auch wenn es schmerzt: Die Auseinandersetzung mit der Deutschen Post
AG hat die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di verloren. Es ist nicht ge-
lungen, den Angriff abzuwehren, die Billigtöchter der DHL Service GmbH
bleiben Realität. Die Bestandssicherung für die Post-Beschäftigten ist zwar
eine gute Sache, doch künftige KollegInnen profitieren davon nicht. Sie
werden schlechter bezahlt werden. Und dass der Vertrag, mit dem die
Fremdvergabe von Zustellbezirken unterbunden werden soll, verlängert
wurde, ist bei genauem Hinsehen auch nicht das Gelbe vom Ei. Auf dem
Papier steht zwar, dass Brief- und Verbundzustellung bis zum Ende 2018
im Hause bleiben sollen, doch dass die Post bei Bedarf darauf pfeift, hat
sie schon mit der Gründung der DHL Service bewiesen.
Die Politik hat sich fein rausgehalten, denn für Schäubles »schwarze

Null« ist eine Lohnabsenkung in einem Unternehmen, dass zu 21 Prozent
in Bundesbesitz ist, eine gute Sache. Ver.di hat das Ausmaß des Angriffs
erkannt und mit den einer Gewerkschaft zur Verfügung stehenden Mitteln
gekämpft. Doller als unbefristeter Streik geht nicht. Gebracht hat es nichts.
Schade. Ob der Streik länger hätte fortgesetzt werden müssen oder ob tat-
sächlich nicht mehr drin war, ist eine Frage, die ver.di transparent beant-
worten muss – auch um die Enttäuschung bei den Postlern einzufangen.

Die Realität hinter den schönen Zahlen
Ulrike Henning über Moskitonetze, Agrarpolitik und die Erfolge bei den
UN-Millenniumszielen

900 Millionen Moskitonetze, mit Insektiziden beschichtet, wurden in den
Jahren zwischen 2004 und 2014 im subsaharischen Afrika verteilt. An der
Malaria-Bekämpfung haben sie einen sicheren Anteil. So konnten auf dem
Kontinent 6,2 Millionen Todesfälle vermieden werden. Leider gibt es auch
andere Zahlen für die Region: 2013 infizierten sich 128 Millionen Menschen
neu. Deshalb gibt es – auch auf Ebene der UN-Entwicklungsprogramme –
Anstrengungen, die Bekämpfung der Armutskrankheit umfassender anzuge-
hen. Es geht um Agrar- und Siedlungspolitik: Bewässerte Kulturen, schlecht
geplant, schaffen neue Brutstätten für die Anopheles-Mücken. Schlechte sa-
nitäre Verhältnisse wirken ähnlich kontraproduktiv. Einfache Selbsthilfe
braucht mehr Unterstützung.
So ist es mit etlichen Erfolgen bei den UN-Millenniumszielen. Mit einem

schärferen Blick auf die Komplexität der Probleme wäre mehr möglich. Der
nicht erst gestern erkannte Zusammenhang zwischen Klimawandel und Ar-
mutsrisiko, zwischen Armut und Krankheitshäufigkeit muss sich deutlicher in
den Zielen der internationalen Gemeinschaft widerspiegeln. Sonst bleibt es
bei schönen Zahlen, die eine brutale und traurige Realität immer wieder nur
notdürftig verschleiern.

Historische Zeichen
Olaf Standke über die amerikanisch-vietnamesischen Beziehungen

Der Generalsekretär der KP Vietnams, Nguyen Phu Trong, im Weißen
Haus, obwohl dort üblicherweise Staats- und Regierungschefs empfangen
werden: 40 Jahre nach Ende des Vietnamkriegs ist das am Dienstag eine
besondere Premiere. Die Annäherung zwischen den einstigen Feinden je-
doch läuft schon seit geraumer Zeit. Dieses Mal stehen Handelsfragen im
Mittelpunkt, und auch das ist bemerkenswert. Denn die aufstrebende
Volkswirtschaft Vietnam (Wachstumsrate im ersten Halbjahr 6,28 Prozent)
gilt inzwischen als hochinteressanter Partner mit großem Potenzial. Und
nun will die Regierung auch die Beschränkung ausländischer Investitionen
in staatliche Unternehmen aufheben; Ausländer dürfen künftig über 49
Prozent der Anteile halten. So geht es jetzt vor allem um das von Obama
vorangetriebene Freihandelsabkommen mit pazifischen Staaten (TPP) –
ein Pfeiler seiner Pazifik-Strategie, mit der er dem wachsenden Einfluss
Chinas in der Region begegnen will. Auch Hanoi sieht sich im Territorial-
streit mit Peking. Vergessen aber ist der Krieg dort schon deshalb nicht,
weil Millionen Vietnamesen bis heute an den giftigen Folgen von Agent
Orange leiden. Washington unterstützt zwar Opferprogramme finanziell,
doch längst nicht ausreichend – und es lehnt jede direkte Verantwortung
nach wie vor ab. Hier könnte Obama historische Zeichen setzen.

FLATTERSATZ

Gelebte Toleranz
Andreas Koristka über märkische Gastfreundschaft und ein paar kulturelle Eigenheiten

Es geht eine Welle der Solidarität
durch Deutschland, die gewaltiger
ist als jeder noch so stürmische See-
gang auf dem Mittelmeer. Aber nir-
gendwo werden die zahlreichen
Flüchtlinge begeisterter empfangen
als im Brandenburger Land. Dort,
wo Asylbewerber bis vor Kurzem
noch Gutscheine statt Geld für Le-
bensmittel bekamen, damit die
Brandenburger sie noch ein bisschen
mehr lieben konnten, wenn es im
Supermarkt an der Kasse länger
dauerte, kam es jetzt zu einer schö-
nen Begebenheit:
Da man sich in der Mark gern ge-

nerös gibt, hat man in der Sporthalle
des Michendorfer Gymnasiums vo-
rübergehend 100 Flüchtlinge unter-
gebracht. Diese genießen nun bei
den gerade herrschenden angeneh-
men Temperaturen, die sie aus ihrer
Heimat sicherlich kennen, die mär-
kische Gastfreundschaft. Das hätte
anderswo eventuell Proteste ausge-
löst. Denn Erfahrungswerte belegen,
dass so eine Schulturnhalle, wie je-
des andere Internierungslager auch,
schnell heruntergewohnt ist. Da man
aber in Michendorf nach alter Bran-
denburger Sitte sehr aufgeschlossen
ist, blieben solche unangenehmen
Reaktionen aus.
Im Gegenteil, Schuldirektor Hen-

rik Reinkensmeier forderte sogar
seine Gymnasiasten auf, den
Flüchtlingen entgegen zu kommen
und gab ihnen allerlei nützliche
Tipps an die Hand. So sollten sie
von den Ausländern keine Zigaret-
ten annehmen. Nicht etwa, weil der
Direktor seinen Schutzbefohlenen
Siebtklässlern nach einem harten 7-
Stunden-Schultag nicht die ver-
diente Kippe gönnen würde, son-
dern »weil nicht auszuschließen ist,
dass damit Infektionskrankheiten
übertragen werden könnten«. Zwar
wollen Ausländer unseren deut-

schen Kindern nichts Böses dabei,
aber insbesondere Neger hinterlas-
sen, wie man nun mal weiß, oft
Herpes- oder Ebolaviren an den mit
Minderjährigen geteilten Zigaret-
tenstummeln oder Spritzbestecken.
In einem anderen Flüchtlingsheim
in der Umgebung sind sogar schon
Windpocken aufgetreten. Vorsicht
ist also geboten!
Aber Reinkensmeier hat noch

mehr Ratschläge. Denn man kann
sich das ja vorstellen: Unter den
Flüchtlingen sind nämlich auch 30
alleinreisende junge Männer. Mus-
lime! Na eben: Samenstau, so groß

wie der Mossul-Staudamm! Da
könnten »offenherzige Kleidung wie
sehr kurze Röcke oder Hosen« leicht
»missverstanden« und »Kleidung
und Blicke junger Mädchen« falsch
gedeutet werden. Nun müssen sich
die jungen Damen hochgeschlossen
präsentieren, auf kokette Blicke und
das beliebte Muschi-Zeigen verzich-
ten.
Die Flüchtlinge dürften sich ob

solch eines Entgegenkommens sehr
geschmeichelt fühlen. Es ist gerade-
zu ein Paradebeispiel dafür, wie In-
tegration in unserem Land gelingen
kann. Aber, bei aller Ausländerliebe,
vergessen wir darüber nicht unser
eigenes Volk und seine Untervölker.
Insbesondere Brandenburger be-
dürfen unserer angestrengten Auf-
merksamkeit. Wenn Sie einem sol-
chen begegnen, dann versuchen Sie
zu vermeiden, dass er Ihrer gewahr
wird. Er hat sich womöglich gerade
auf den Weg gemacht, um die eige-
ne Leibesfrucht in einem Blumen-
kübel zu vergraben. Ein für ihn
hochkomplexes Unterfangen, für
das er höchste Konzentration benö-
tigt.
Versuchen Sie auch niemals, ei-

nen Brandenburger in ein Gespräch
zu verwickeln! Er könnte Vertrauen
zu Ihnen fassen und Sie dazu drän-
gen, am nächtlichen Trinken an der
Bushaltestelle oder Kanakenklat-
schen teilzunehmen. Dann kommen
Sie aus der Nummer nicht mehr so
schnell raus, müssen in die NPD
eintreten und letztendlich auf
Staatskosten leben – und zwar als V-
Mann.
Bedrängen Sie den Brandenbur-

ger also nicht! Lassen Sie ihn links
liegen. Bereisen Sie bitte auch nicht
sein Land, es könnte ihn irritieren.
Und wenn er Ihnen doch mal zu na-
he kommt, dann reißen Sie ihm die
Mistforke aus der Hand.

Andreas Koristka
ist Redakteur des Satiremagazins
»Eulenspiegel«.
Foto: nd/Camay Sungu

PERSONALIE

Uradel
Von Simon Poelchau

Eigentlich ist die FDP aus dem öf-
fentlichen Bewusstsein weitge-
hend verschwunden, seitdem sie
vor nunmehr fast zwei Jahren aus
dem Bundestag ausschied. Des-
wegen verwundert es, wenn man
plötzlich wieder Vertreter der Mö-
venpick-Partei im Fernsehen sieht.
Ein solches recht exotisch gewor-
denes Exemplar ist Alexander Graf
Lambsdorff. Ungeachtet seiner
eher schwindenden politischen
Relevanz kommentierte der libe-
rale Europaparlamentarier laut-
stark den Ausgang des griechi-
schen Referendums: »Jetzt ist der
Zeitpunkt für den Grexit gekom-
men«, tönt der Scharfmacher im
Springerblatt »Welt«.
Dabei ist Lambsdorffs wohl

größter Trumpf seine Herkunft.
Sein Geschlecht gehört zum so-
genannten deutschen Uradel. Das
heißt, man galt schon vor dem 15.
Jahrhundert als etwas Besseres als
das gemeine Volk. Dies spiegelt
sich auch im Lebenslauf des 48-
jährigen Familienvaters wider. So
wurde ihm etwa ermöglicht, an
der US-Eliteuniversität George-
town in Washington DC zu stu-
dieren. Später machte er im Aus-
wärtigen Amt Karriere und arbei-
tete auch mal als Bundestagsbü-
roleiter des ehemaligen Außen-
ministers Klaus Kinkel.
Sicherlich wird ihm bei seiner

Karriere sein Onkel und großes
Vorbild Otto Graf Lambsdorff ge-
holfen haben. Zusammen mit
Hans-Dietrich Genscher war der

Wirtschaftsminister unter Helmut
Kohl und Helmut Schmidt eine Art
Übervater für die Liberalen.
So steht auch die Familie

Lambsdorff also nicht erst seit
Alexanders Politkarriere für neo-
liberale Positionen. Schließlich
war Otto Graf Lambsdorff in den
1980er Jahren maßgeblich an der
Neuausrichtung der FDP hin zur
reinen Partei der Besserverdie-
nenden beteiligt. Wen wundert es
da, dass der Europaparlamenta-
rier Griechenland nicht mehr in
der Eurozone haben will, nach-
dem es sich in einem Referendum
gegen die desaströse Sparpolitik
der letzten fünf Jahren wandte?
Übrigens spielte schon im Som-
mer 2012 Parteikollege Philipp
Rösler, seinerzeit Wirtschaftsmi-
nister, mit dem Gedanken eines
Grexits. Da hatte die FDP ja auch
noch etwas zu sagen.

Alexander Graf Lambsdorff will
den sofortigen Grexit.
Foto: dpa/Arno Burgi
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NACHRICHTEN

Gauck unterschreibt
Tarifeinheitsgesetz
Berlin. Das umstrittene Tarifein-
heitsgesetz tritt in Kürze in Kraft.
Bundespräsident Joachim Gauck
habe es unterzeichnet, teilte eine
Sprecherin am Montag in Berlin
mit. Nun muss es noch im Bun-
desgesetzblatt veröffentlicht wer-
den. Das Tarifeinheitsgesetz ent-
hält Regelungen für den Fall, dass
konkurrierende Gewerkschaften
innerhalb eines Betriebes einen
Tarifvertrag für ein- und dieselbe
Berufsgruppe durchsetzen wollen:
Können sie sich nicht einigen,
kommt der Tarifvertrag der Ge-
werkschaft mit den meisten Mit-
gliedern zum Zuge. Der Bundes-
tag hatte das Gesetz im Mai mit
breiter Mehrheit verabschiedet,
den Bundesrat passierte es Mitte
Juni. Unter anderem der Beam-
tenbund dbb, die Ärztegewerk-
schaft Marburger Bund und die
Vereinigung Cockpit hatten ange-
kündigt, Verfassungsklage gegen
das Gesetz zu erheben. Sie argu-
mentieren, das Streikrecht werde
faktisch ausgehöhlt. Agenturen/nd

Opposition lobt
Schwesigs Kita-Pläne
Berlin. Die Opposition im Bun-
destag unterstützt den Vorstoß von
Familienministerin Manuela
Schwesig (SPD), Kitas bei der Aus-
weitung von Betreuungszeiten in
den Abend- und Nachtstunden zu
unterstützen. »Die Initiative ist gut,
denn sie böte Menschen, die im
Schichtdienst arbeiten, die Mög-
lichkeit, ihr Kind an einem ver-
trauten Ort gut betreut zu wis-
sen«, sagte LINKE-Parteichefin
Katja Kipping der »Berliner Zei-
tung«. Es sei aber auch wichtig, die
Ursachen für den Betreuungsbe-
darf in den Blick zu nehmen. »Ar-
beit und Arbeitszeit müssen so ge-
staltet sein, dass Leben und Ar-
beiten in Einklang gebracht wer-
den können. Das setzt voraus, dass
die Arbeit umverteilt und verkürzt
wird«, sagte Kipping. Auch Fran-
ziska Brantner, familienpolitische
Sprecherin der Grünen-Fraktion,
lobte den Ansatz, fügte aber hin-
zu: »Grundsätzlich gilt: Der Ar-
beitsmarkt muss stärker Rücksicht
nehmen auf Menschen, die für an-
dere eine Fürsorgeverantwortung
übernommen haben.« dpa/nd

CSU fordert härtere
Strafen für Vermummung
München. Die Landtags-CSU for-
dert härtere Strafen für ver-
mummte Demonstranten. Konkret
soll es künftig als Straftat und nicht
mehr nur als Ordnungswidrigkeit
gelten, wenn sich ein Demonst-
rant vermummt. Darauf sollen
dann eine Freiheitsstrafe von bis zu
einem Jahr oder eine Geldstrafe
stehen. Widerspruch kam umge-
hend von den Landtags-Grünen –
die auch gleich mit einer Klage vor
dem Bayerischen Verfassungsge-
richtshof drohten. Auch der SPD-
Rechtsexperte Franz Schindler
zeigte sich skeptisch. »Das ist eine
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme
für die Polizei, die bei einer Straf-
tat einschreiten muss. Das kann zu
Eskalationen führen.« Bei einer
Ordnungswidrigkeit liege es da-
gegen im Ermessen der Polizei, ob
sie einschreite oder nicht. dpa/nd

Heckler & Koch klagt
wegen G36
Koblenz. In der Affäre um das
Sturmgewehr G36 liegt die Klage
des Herstellers Heckler & Koch
dem Landgericht Koblenz vor. Das
Bundeswehr-Beschaffungsamtmit
Sitz in Koblenz hatte Gewährleis-
tungsforderungen gegen
Heckler & Koch erhoben und mit
ungenügender Treffsicherheit be-
gründet. Dagegen will sich das
Unternehmen mit einer soge-
nannten negativen Feststellungs-
klage wehren. Ziel sei, gerichtlich
feststellen zu lassen, dass es die
Mängel nicht gebe. dpa/nd

Die Post teilt wieder aus
Der Streik ist vorbei: Seit Dienstagmorgen wird wieder gearbeitet
Der Streik bei der Post ist vorbei.
Ab Dienstag, null Uhr, sind die Be-
schäftigten wieder zur Arbeit auf-
gerufen. Bis der Brief- und Paket-
berg abgetragen ist, könnte es noch
ein bisschen dauern.

Von Jörg Meyer

Nach der Einigung zwischen der
Deutschen Post AG und der Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di wird
wieder gearbeitet. Offiziell ist der
Streik, nach der sonntäglichen Eini-
gung, am Dienstagmorgen null Uhr zu
Ende gegangen. Für Montag war mit
der Arbeitgeberseite eine Art Über-
gangstag vereinbart, erklärt ver.di-
Sprecher Jan Jurczyk gegenüber »nd«.
Wer arbeiten wollte, konnte das

tun,wer noch streikenwollte, trug sich
in die Streikliste ein und bekam für
den Tag regulär sein Streikgeld. In-
nerhalb weniger Tage ab Dienstag
werde sich die Arbeit in einem Groß-
teil der Zustellbezirke wieder norma-
lisieren, hatte Post-Personalchefin
Melanie Kreis angekündigt. Wie
schnell diese Ankündigung tatsäch-
lich umzusetzen ist, bleibt abzuwar-
ten. »Die Arbeit wird sich sicherlich in
einigen Tagen normalisieren«, sagt
Uwe Speckenwirth, Landesfachbe-
reichsleiter Postdienste, Speditionen
und Logistik im ver.di-Bezirk Nord-

rhein-Westfalen, »aber das geht nicht
auf Knopfdruck«. Nach und nach wür-
den sich die Beschäftigten wieder an
ihren Arbeitsstellen melden. Wäh-
rend des Streiks hat die Post viele Aus-
hilfen, Leiharbeitskräfte und Werk-
verträgler eingesetzt. Die konkreten
Einsätze, wenn die Festangestellten
wieder zur Arbeit kommen, müssen
koordiniert werden, und wenn das
Aushilfspersonal wieder weg muss,
kommen auch die Betriebsräte ins
Spiel.
Ob diese »Normalisierung der Ar-

beit« auch die Normalisierung in der
Zustellung bedeutet, ist mehr als frag-
lich. Nach unbestätigten Informatio-
nen könnte es an einzelnen Standor-
ten sechs bis acht Wochen dauern, bis
die Berge an Sendungen abgetragen
sind. Die Post antwortete auf nd-An-
frage: »Wir gehen davon aus, dass es
noch einige Tage dauern wird, bis al-
le verspäteten Briefe und Pakete bei
den Empfängern ausgeliefert werden
konnten.«
Hintergrund des Konfliktes war die

Gründung der DHL Service GmbH im
November 2014. In bundesweit 49
Filialen arbeiten derzeit rund 6500
Menschen, die nach den Konditionen
des in der Logistikbranche gültigen
Tarifvertrages bezahlt werden – und
so teils deutlichweniger verdienen als
unter dem Post-Haustarifvertrag.

Ver.di war unter anderem mit der
Forderung nach einer Entgeltsteige-
rung von 5,5 Prozent in die Ver-
handlungen gegangen und wollte
überdies eine Verkürzung der Wo-
chenarbeitszeit von 2,5 Stunden bei
vollem Lohnausgleich durchsetzen.
Die Bundesregierung als Miteig-

nerin der Post hatte sich aus dem
Konflikt herausgehalten. Doch sie
profitiert kräftig von den Lohnsen-
kungen beim ehemaligen Staatsun-
ternehmen. Das ging aus der Ant-
wort auf eine Anfrage der Bundes-
tagsabgeordneten Sabine Zimmer-
mann (LINKE) hervor. Danach hat die
Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW), die die Aktienanteile des Bun-
des verwaltet, seit 2009 insgesamt 2,7
Milliarden Euro als Dividendenzah-
lung an den Bundeshaushalt abge-
führt. Allein 2015 waren es 750 Mil-
lionen Euro. Als Grund sieht Zim-
mermann die Kostensenkungspolitik
bei der Post. Die Gründung der DHL
Service GmbH und damit einherge-
hende sinkende Lohnkosten ist für
Zimmermann der aktuellste Fall für
diese Strategie. »Die Regierung pro-
fitiert von Dividenden, die auf Tarif-
flucht und Lohndumping in den ehe-
maligen Staatsbetrieben beruhen.
Das ist schäbig«, sagt Zimmermann.
Der Bund ist mit 21 Prozent größter
Anteilseigner der Post.

Behörde mit monströsen Befugnissen
Bundesverfassungsgericht prüft, ob Rechte des Bundeskriminalamts verfassungsgemäß sind / Kläger sehen Privatbereiche gefährdet

Lauschen, beobachten, filmen: Das
Bundeskriminalamt hat seit 2008
erhebliche Befugnisse zur Terror-
abwehr. Das Bundesverfassungs-
gericht prüft nun, ob Grundrechte
der Bürger auf der Strecke bleiben.

Karlsruhe. Die weitreichenden Be-
fugnisse des Bundeskriminalamts zur
Terrorabwehr beschäftigen am
Dienstag das Bundesverfassungsge-
richt. Die Richter müssen klären, ob
die Reformen im BKA-Gesetz gegen
Grundrechte der Bürger verstoßen.
Ein Urteil ist für Herbst zu erwarten.
(Az.: 1 BvR 1140/09 und 966/09)

2009 erhielt das BKA erstmals
Kompetenzen zur »Abwehr von Ge-
fahren des internationalen Terroris-
mus«. Diese reichen von der Online-
Durchsuchung und der Telekom-
munikationsüberwachung bis hin zur
längerfristigen Observierung. In
Wohnungen darf abgehört und ge-
filmt werden.
Geklagt haben unter anderem der

ehemalige Bundesinnenminister
Gerhart Baum, der ehemalige Kul-
turstaatsminister Michael Naumann,
Rechtsanwälte, Politiker und ein
Psychologe. Sie kritisieren die Re-
form in vielen Punkten scharf.

»Charakteristisch für das Gesetz ist
der mangelhafte Schutz des Kern-
bereichs privater Lebensgestaltung
und damit der sorglose Umgang mit
der Menschenwürde«, heißt es in der
Klageschrift Baums, an der auch der
ehemalige Bundestagsvizepräsident
Burkhard Hirsch mitgewirkt hat.
Auch einen »erheblichen Eingriff in
die Freiheit des Einzelnen« sehen die
Kläger.
Durch das Gesetz überschnitten

sich die Zuständigkeiten von BKA,
Landespolizei, Bundesanwaltschaft
und Nachrichtendiensten auf ver-
fassungswidrige Weise, heißt es. Das

verändere die Fundamente der »Si-
cherheitsarchitektur«. Weiter kriti-
sieren die Kläger, dass es zu niedrige
Hürden für die optische Wohn-
raumüberwachung gebe: »Jeder
kann leicht die Verletzung der Ver-
traulichkeit, seines Schamgefühls
und des Gefühls des Ausgeliefert-
seins nachempfinden, wenn er sich
vorstellt, beim Ankleiden, im Bade-
zimmer oder bei sexuellen Hand-
lungen beobachtet zu werden.«
Mit den Möglichkeiten der Über-

wachung könnten regelrechte Per-
sönlichkeitsprofile erstellt werden.
Auch beim Ausspähen von Compu-

tern sei der Schutz der Privatsphäre
nicht ausreichend gewährleistet.
Weiter sehen die Kläger Rechts-

anwälte, Psychologen, Ärzte und
Journalisten in deren Vertrauens-
verhältnis zu Mandanten und Pati-
enten nicht ausreichend geschützt.
Die beiden FDP-Politiker Gerhart

Baum und Burkhard Hirsch waren in
Karlsruhe schon mehrmals erfolg-
reich, so etwa 2004 mit einer Klage
gegen den sogenannten Großen
Lauschangriff und 2008 gegen die
Online-Durchsuchung, bei der hohe
Hürden durchgesetzt wurden.
dpa/nd

Ernüchterung im
Streikzelt
Bei streikenden Postlern sorgt der Tarifabschluss für
Erleichterung, erntet aber noch mehr Kritik

Die bei der Post Beschäftigten
bleiben bei der Post, das ist gut.
Aber in zentralen Punkten wäre
mit einem längeren Streik mehr
drin gewesen, denkt mancher.

Von Hans-Gerd Öfinger,
Mainz-Kastel

Kaum haben im mondänen Bad
Neuenahr die Unterhändler von
ver.di und Deutscher Post am
schwül-heißen Sonntagabend ihr
Tarifwerk unterzeichnet und das
Ergebnis ins Internet gestellt, ha-
gelt es in sozialen Netzwerken auch
schon Kritik aus den eigenen Rei-
hen. »Die wollten bestimmt ins Frei-
bad, oder haben zu viel PeP TV ge-
schaut«, schreibt ein Postler in An-
spielung auf die betriebsinterne
Propagandaberieselung. »Dieser
Abschluss ist ein fauler Kompro-
miss und Schlag in das Gesicht aller
Beschäftigten«, meint ein anderer.
»Für diesen Abschluss war es nicht
wert, vier Wochen zu streiken« und
»Für einen gescheiten Abschluss
hätte ich noch weiter gestreikt«,
lauten weitere Einträge.
Enttäuschung steht am Montag-

vormittag auch Eike von Seemen ins
Gesicht geschrieben. Der ver.di-
Vertrauensmann stand vier Wo-
chen bei Hitze und Regen vor dem
Briefzentrum Mainz-Kastel Streik-
posten. »Das hätten wir auch ohne
vier Wochen Streik kriegen kön-
nen«, kommentiert der Gewerk-
schafter die Verhandlungsergeb-
nisse, die er zusammen mit seinen
Kolleginnen und Kollegen am letz-
ten Streiktag erfährt.
Sicher – der Schutz für alle Be-

schäftigten vor betriebsbedingten
Kündigungen und Änderungskün-
digungen gilt nun bis Ende 2019. Die
derzeit über 7600 Paketzusteller der
Post AG bleiben bei ihrem bisheri-
gen Arbeitgeber und müssen nicht
damit rechnen, in die neue Billig-
tochterfirma Delivery GmbH abge-
schoben zu werden. Diese Punkte,
die viele hier in der letzten Streik-
versammlung mit Erleichterung zur
Kenntnis nehmen, sieht auch Eike
von Seemen. »Einiges davon hätten
wir auch ohne Streik bekommen.«
Gemessen an der Stimmung unter

den Streikenden, den ver.di-Forde-
rungen und Reden der ver.di-Spitze
sei das Ergebnis allerdings alles an-
dere als zufriedenstellend. So hät-
ten die ver.di-Unterhändler in Bad
Neuenahr in zwei zentralen Anlie-
gen gar nichts erreicht: bei der For-
derung nach Arbeitszeitverkürzung
von 38,5 auf 36Wochenstunden und
dem Ziel, durch Druck von unten die
vom Postvorstand betriebene Aus-
gründung von 49 regionalen Deli-
very GmbH und damit die anhal-
tende Spaltung der Belegschaft
rückgängig zu machen.
Die Forderung nach Arbeitszeit-

verkürzung sei eine Reaktion auf die
Erkenntnis gewesen, dass ver.di in
früheren Tarifrunden der Post mit
Zugeständnissen weit entgegen ge-
kommen sei, das Management aber
die im Gegenzug versprochene Be-
grenzung der Fremdvergabe an Ex-
terne nicht eingehalten habe. Es sei
»sehr traurig«, dass sich an dieser
Front nichts bewegt habe.
ver.di-Chef Frank Bsirske und

ver.di-Verhandlungsführerin And-
rea Kocsis hatten noch am 18. Juni
bei einer Kundgebung vor der Bon-
ner Konzernzentrale einen anhal-
tenden Widerstand von ungewisser
Dauer gegen Ausgründungen ange-
kündigt. »Ohne die Rückführung der
Delivery GmbH unter das Dach der
Post und den Haustarif wird es kei-
nen Frieden geben«, so Bsirske da-
mals im O-Ton vor dem Post-Tower.
Geschwätz von gestern im friedli-
chen Bad Neuenahr? Im Tarifinfo,
das amMontag ausliegt, heißt es nur
noch: »Die Post AG war nicht bereit,
über die Rückführung der Delivery
GmbHs unter das Dach der Deut-
schen Post AG zu verhandeln.«
Wie Eike von Seemen stellen sich

andere Gewerkschafter die Frage, ob
eine Fortsetzung des Streiks nicht
viel mehr Druck auf den Vorstand
und den Bund als nach wie vor größ-
ten Einzelaktionär erzeugt hätte, um
ein Nachgeben der Arbeitgeberseite
zu erzwingen. Schließlich war die
Kampfmoral unter den Streikenden
nach allgemeiner Einschätzung an-
haltend hoch und noch längst keine
Ermattung zu verzeichnen, die viel-
leicht einen raschen Streikabbruch
gerechtfertigt hätte.

Der Tarifabschluss bei der Post
} Keine betriebsbedingten und Änderungskündigungen bis Ende 2019.
} Die Fremdvergabe in der Brief- und Verbundzustellung ist bis Ende 2018 ausge-
schlossen.

} Die Beschäftigten erhalten 400 Euro Einmalzahlung zum 1. Oktober 2015, zwei
Prozent mehr ein Jahr später und weitere 1,7 Prozent zum 1. Oktober 2017.

} Für Auszubildende und Studierende an Berufsakademien wurden ebenfalls ein
Einmalbetrag und entsprechende lineare Erhöhungen vereinbart.

} Die Auszubildenden des Prüfungsjahrgangs 2015 erhalten unbefristete Arbeits-
verhältnisse in Vollzeit.

} Außerdem erhalten Beschäftigte, die zum Stichtag 1. Juli 2015 länger als 24Mo-
nate ununterbrochen befristet eingestellt waren, bei Eignung ein unbefristetes
Arbeitsverhältnis bei der Deutschen Post AG. Quelle: ver.di

Foto: dpa/Oliver Berg
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Unterhaltsanspruch für
Mütter behinderter
Kinder gestärkt
Karlsruhe. Mütter eines uneheli-
chen behinderten Kindes haben
Anspruch auf längere Unterhalts-
zahlungen, wenn sie der hohe Be-
treuungsaufwand an einer Be-
rufstätigkeit hindert. In solchen
Fällen müssen Mütter dann aber
beweisen, dass das Kind eine be-
sondere persönliche Betreuung
braucht, wie der Bundesgerichts-
hof (BGH) in einem am Montag
veröffentlichten Urteil entschied.
In der Regel endet der Unterhalt
wegen Mutterschutzes nach drei
Jahren. (Az: XII ZB 251/14) Im
nun entschiedenen Fall muss der
Vater eines unehelichen, an einem
Down-Syndrom leidenden Kindes
der Mutter weiterhin unbegrenzt
800 Euro Unterhalt im Monat zah-
len. Er hatte die Zahlung ab dem
vierten Lebensjahr mit der Be-
gründung eingestellt, das Kind sei
tagsüber in einer Kita unterge-
bracht. Die Mutter, die ihr Studi-
um nach der Geburt abgebrochen
hatte, könne deshalb arbeiten ge-
hen. Der BGH verwies nun aber auf
den konkreten Betreuungsauf-
wand der Mutter. Sie müsse das
Kind häufig schon am frühen
Nachmittag aus der Kita für The-
rapietermine abholen. Außerdem
sei das Kind wegen seines schwa-
chen Immunsystems oft krank und
könne die Kindertagesstätte dann
nicht besuchen. Dies ließe sich mit
einer geregelten Arbeitszeit nicht
vereinbaren. AFP/nd

Zahl der Christen in
Deutschland sinkt
Hannover. Die Zahl der Christen
in Deutschland nimmt weiter ab.
2013 verzeichneten die 20 evan-
gelischen Landeskirchen rund 23
Millionen Mitglieder, wie aus ei-
ner am Montag in Hannover ver-
öffentlichten Statistik der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland
(EKD) hervorgeht. Im Jahr davor
waren es rund 300 000 Kirchen-
mitglieder mehr. Der Statistik zu-
folge nahm in diesem Zeitraum
auch die Zahl der Katholiken um
rund 170 000 auf 24,2 Millionen
ab. Damit sank der Anteil der
Christen an der Gesamtbevölke-
rung im Jahr 2013 auf 61,6 Pro-
zent (2012: 62 Prozent). 2013
lebten insgesamt 49,7 Millionen
Christen in Deutschland, im Jahr
davor waren es noch 49,9 Millio-
nen. Aktuelle Zahlen für 2014 lie-
gen noch nicht vor. Insgesamt ist
jedoch aufgrund des 2014 einge-
führten neuen Verfahrens bei der
Erhebung der Kirchensteuer auf
Kapitalerträge mit einem deutli-
chen Einbruch bei den Mitglie-
derzahlen zu rechnen. epd/nd

Beate Zschäpe bekommt
vierten Verteidiger
München. Die mutmaßliche NSU-
Terroristin Beate Zschäpe be-
kommt einen vierten Pflichtver-
teidiger. Das Oberlandesgericht
München habe ihn mit Beschluss
vom Montag zum weiteren Vertei-
diger bestellt, teilte der Münchner
Rechtsanwalt Mathias Grasel am
Nachmittag mit. Zschäpe habe ihn
selbst darum gebeten, für sie tätig
zu werden. Zschäpes Verhältnis zu
ihren anderen Verteidigern gilt
nach mehr als zweijähriger Pro-
zessdauer und über 200 Verhand-
lungstagen als belastet. Grasel
kann Zschäpe nun ab sofort an der
Seite der anderen drei Rechtsan-
wälte verteidigen. AFP/nd

Brand in Freiberger
Flüchtlingsheim
Freiberg. Im sächsischen Freiberg
ist in der Nacht zum Montag in ei-
nem Flüchtlingsheim ein Feuer
ausgebrochen. Nach Angaben der
Polizei waren zwei Matratzen in
Brand geraten, verletzt wurde
niemand. Auch ein Übergreifen
der Flammen auf das Gebäude ha-
be verhindert werden können.
Nach den Löscharbeiten hätten die
Asylbewerber wieder in die Un-
terkunft zurrückkehren können.
Die Ermittlungen zur Brandursa-
che dauern noch an, hieß es wei-
ter. epd/nd

Ein Trojaner im Dresdner Rathaus
FDP-Mann Hilbert gewinnt Wahl zum Oberbürgermeister / Kür der Bürgermeisterriege könnte Machtprobe werden
Der FDP-Mann Dirk Hilbert ist neu-
er Dresdner Rathauschef. Er siegte
deutlich gegen die Kandidatin von
LINKE, Grünen und SPD. Das Bünd-
nis formt indesbaldauf andereWei-
se die Rathausspitze neu.

Von Hendrik Lasch, Dresden

Um 22:02 Uhr wurde am Sonntag das
Manöver »Wählertäuschung« offiziell
beendet. »Sieg!«, frohlockte die säch-
sische FDP auf Twitter: Dirk Hilbert
sei neuer Oberbürgermeister in Dres-
den. Zu dieser Zeit stand felsenfest,
dass Hilbert einen klaren Sieg gegen
Eva-Maria Stange erzielt hatte. Mit
54,2 Prozent lag der Wirtschaftsbür-
germeister mehr als zehn Punkte vor
der SPD-Frau und Wissenschaftsmi-
nisterin in Sachsen, die von LINKEN,
Grünen und Piraten unterstützt wur-
de. Spaßkandidatin Lara Liqueur von
der »Partei« kam auf 1,8 Prozent.
Die Twitter-Botschaft war ein Aus-

bruch lange unterdrückter Gefühle.
Im Wahlkampf hatten die Liberalen
in der Landeshauptstadt den Kopf ge-
duckt halten müssen. Hilbert, der seit
1990 Mitglied in der FDP ist und ihre
Nachwuchsorganisation im Freistaat
mit aufgebaut hat, wollte die Dresd-
ner Wähler vergessen machen, dass
er ein Parteibuch in der Tasche hat.
Die Mitgliedschaft ruhe, hieß es; auf
Wahlplakaten und in Interviews war
viel vonUnabhängigkeit die Rede. Am
schönen Schein wurde bis zum Wahl-
abend festgehalten. Seither gestand
FDP-Landeschef Holger Zastrow frei-
mütig ein, dass es ruhende Mitglied-
schaften in der Partei nicht gibt. Der
Wahlsieg wurde sofort vereinnahmt
als kleiner »Baustein« beim Neuauf-
bau der bei Wahlen lange gebeutel-
ten Partei. Ihr Bundeschef Christian
Lindner sprach von einem »tollen Sig-
nal«. Grünen-Stadtrat Johannes Lich-
di versah Meldungen zum Thema da-
her mit dem Hashtag #Trojaner.
ObHilbert unter falscher Flagge ins

Rathaus segelte, ist freilich eine aka-
demische Frage; Tatsache ist, dass er
ab August offizieller Nachfolger der
CDU-Politikerin Helma Orosz ist, die
im Februar wegen ihrer angeschla-
genen Gesundheit zurücktrat und die
Hilbert seitdem wie auch schon wäh-
rend einer längeren Krankheit 2011

vertrat. In die Rolle ihres Stellver-
treters gelangte er durch einen ge-
schickten Schachzug bei der OB-Wahl
2008, als er in der zweiten Runde zu
Gunsten von Orosz zurückzog und sie
zu einer Gegenleistung nötigte. Sie-
ben Jahre später verhalf ihm dieses
Manöver zum Vorteil: Hilbert konnte
gewissermaßen mit dem Amtsbonus
in den Wahlkampf gehen und zudem
auf seine Erfahrung an der Spitze des
Dresdner Rathauses verweisen.
Gegen diesen Startvorteil kam Eva-

Maria Stange nicht an. Zwar lag sie
im ersten Wahlgang am 7. Juni noch
knapp vorn. Danach aber gab es noch
einmal starken Rückenwind für Hil-

bert, als die CDU ihrenmit gut 15 Pro-
zent gescheiterten Kandidat Markus
Ulbig zurückzog und ebenso zur Ver-
hinderung von Stange aufrief wie AfD
und Pegida, die zusammen zunächst
ebenfalls fast 15 Prozent holten. Das
Bündnis aus LINKE, Grüne, SPD und
Piraten blieb derweil hinter dem Er-
folg von der Stadtratswahl 2014 zu-
rück, als man zusammen noch auf
52,7 Prozent gekommen war.
Mit den entsprechenden Mehr-

heiten muss Hilbert sich freilich ar-
rangieren; die »für die Landeshaupt-
stadt wesentlichen Entscheidungen
werden vom Stadtrat getroffen«,
stellte André Schollbach, Fraktions-
chef der LINKEN, am Tag nach der
Wahl unmissverständlich fest. Er ver-
wies auf die weiterhin bestehende
Kooperation der vier Parteien. Kon-
fliktstoff gibt es ausreichend. So hat
die Mehrheit im Rat die Gründung ei-
ner neuen städtischen Wohnungsge-
sellschaft auf den Weg gebracht, die

Hilbert im Wahlkampf freilich als
ökonomisch unsinnig ablehnte.
Auch in einem anderen Punkt kann

die Ratsmehrheit den neuen Chef di-
rekt nach Amtsantritt ärgern. Am 6.
August wählt der Rat neue Fachbür-
germeister. Dafür hat man sich auf ei-
ne Paketlösung geeinigt, der zufolge
LINKE und Grüne die Bewerber für je

zwei Ressorts vorschlagen. Die SPD,
für die auf den Chefsessel im Rat-
haus spekuliert worden war, soll den
Kandidaten für den allerdings erst
2016 zu besetzenden Bereich Finan-
zen vorschlagen. Zudem wurde – als
Zeichen für einen neuen Politikstil –
auch die CDU ins Boot geholt. Sie soll
zunächst einen und ab 2016 einen

zweiten Bürgermeister stellen. Aller-
dings gibt eine von CDU und SPD auf
Landesebene beschlossene Regelung
Hilbert einen Trumpf in die Hand. Sie
verlangt »Einvernehmen« zwischen
Rat und Rathauschef. Ob und wie der
Neue das Instrument nutzt, wird erst-
mals zeigen, ob Hilbert mit der oder
gegen die Mehrheit im Rat regiert.

Hilbert konnte als Vize
der zurückgetretenen
CDU-Rathauschefin
faktisch mit einem
Amtsbonus in den
Wahlkampf gehen. Zu-
dem scharte sich das
bürgerliche Lager um
ihn – und auch Pegida
empfahl seine Wahl.

Dirk Hilbert (FDP) lässt sich als Wahlsieger feiern. Foto: dpa/Sebastian Kahnert

Zivilgesellschaft will Sicherheit
Mehr als 40 Organisationen fordern Änderungen der Regeln für Gemeinnützigkeit

Das Atomforum oder parteinahe
Stiftungen sind als gemeinnützig
anerkannt, bei zivilgesellschaftli-
chenOrganisationenmachen die Fi-
nanzämter dagegen häufig Ärger.
Eine neue Allianz will das ändern.

Von Ines Wallrodt

Attac hat die Sache ins Rollen ge-
bracht, eine Selbsthilfegruppe ist der
Kreis jedoch nicht: Mehr als 40 Orga-
nisationen haben sich in der Allianz
»Rechtssicherheit für politische Wil-
lensbildung« zusammengetan, umdas
Gemeinnützigkeitsrecht zu ändern –
darunter politische Schwergewichte
wie Amnesty International, Brot für
dieWelt und Terre des hommes. Denn
bislang sind gemeinnützige Organi-
sationen der Zivilgesellschaft, die de-
monstrieren, plakatieren oder Unter-
schriften sammeln – sich also poli-
tisch äußern – ständig in Gefahr, ih-
ren Status zu verlieren.
Gemeinnützig ist laut Gesetz ein

Verein, der die Allgemeinheit selbst-
los fördert. Nur ausnahmsweise dürf-
ten solche Organisationen politisch
aktiv sein, kritisierte Jörg Rohwed-
der, der die Allianz koordiniert, am
Montag in Berlin. Die Rechtslage sei
nicht mehr zeitgemäß. Die Organisa-
tionen erkennen darin die alte Vor-
stellung, dass nur Parteien für die po-
litische Willensbildung verantwort-
lich sind. »Dabei gehört die organi-
sierte Zivilgesellschaft global zu den
Hauptakteuren«, betonte Selmin
Çalışkan, Generalsekretärin von Am-
nesty International Deutschland.
Für Vereine ist die Gemeinnützig-

keit eine wichtige Existenzgrundlage:
Spender können ihre Zuwendungen
nur dann von der Steuer absetzen, die

Initiativen erhalten zudem oft nur
Fördergelder, wenn sie als gemein-
nützig anerkannt sind. Wann eine Or-
ganisation »zu politisch« ist, das ent-
scheiden die Ämter. »Das bisherige
Gesetz gibt den Finanzämtern zu gro-
ßen Ermessensspielraum«, moniert
Rohwedder. Oft ziehen sich Ausei-
nandersetzungen über mehrere Jah-
re, regelmäßig landen Streitfälle vor
Gericht. Das bindet Ressourcen,
schlimmstenfalls droht die pauschale
Nachversteuerung. Die geforderte
Steuerreform soll für die Zivilgesell-
schaft, aber auch die Beamten Si-
cherheit und Klarheit bringen.
Auslöser für die Kampagne ist der

umstrittene Entzug der Gemeinnüt-
zigkeit von Attac im Frühjahr 2014.
Zur Begründung führte das Finanz-
amt Frankfurt am Main an, dass eine
strengere Finanzmarktregulierung
oder auch die Einführung einer Ver-
mögensabgabe keine gemeinnützigen
Ziele seien. Das Netzwerk hat Wider-
spruch eingelegt und wartet seit ei-
nem Jahr auf eine Entscheidung.
Die Allianz will Attac den Rücken

stärken, es geht aber um mehr als die-
sen einen Konflikt. Man will die Em-
pörung nutzen, die der Fall ausgelöst
hat, um zivilgesellschaftliche Organi-
sationen insgesamt zu stärken. »Attac
ist bestes Beispiel, dass etwas nicht
stimmt«, betont die Amnesty-Chefin
Çalışkan. Das Gemeinnützigkeitsrecht
ist voller Ungereimtheiten. Die Abga-
benordnung listet auf, welche Zwe-
cke gemeinnützig sind. Die Gleich-
stellung von Mann und Frau gehört
dazu, nicht aber die Beseitigung von
Diskriminierung von Homosexuellen.
Umweltschutz ist ein gemeinnütziges
Ziel, die Förderung der Menschen-
rechte hingegen nicht. Kommunalpo-

litische Ziele sind verboten, wer sich
an Bürgerbegehren beteiligt, muss mit
unerfreulicher Post der Behörden
rechnen. So manche Organisation be-
hilft sich mit Ersatzformulierungen –
zum Teil sogar auf Anraten ihres Fi-
nanzbeamten. Da steht dann etwa als
Vereinszweck »Völkerverständigung«
in der Satzung. Auf der sicheren Seite
ist man damit nicht. Es hängt immer
vom lokalen Finanzamt ab, ob es En-
gagement für Frieden darunter fassen
will oder nicht.

Aus Sicht der Allianz würde bereits
ein einzelner Satz die Lage verbes-
sern: So sollte gemeinnützigen Orga-
nisationen die politische Betätigung
erlaubt sein, wenn sie »selbstlos der
Allgemeinheit« dient. Dies könne der
Finanzminister mit »einem Feder-
strich« selbst erledigen, indem er den
Anwendungserlass in diesem Sinne
ändert. Zudem fordern die Organisa-
tionen, weitere Zwecke in das Gesetz
aufzunehmen: »Der Einsatz für Men-
schenrechte muss als gemeinnützig

anerkannt werden«, fordert Amnesty-
Generalsekretärin Çalışkan. Genauso
wie Geschlechtergerechtigkeit, Frie-
den und soziale Gerechtigkeit.
Auch andere Organisationen ste-

cken wie Attac in Schwierigkeiten,
wollen sich im Bündnis aber nicht ex-
ponieren, um Abwehrreaktionen in
ihrem Fall zu vermeiden. Die Allianz
weiß von mindestens acht weiteren
aktuellen Auseinandersetzungen: Mal
geht es um ein Volksbegehren für den
Rückkauf der Stromnetze, mal um
Demonstrationen gegen Atomkraft.
Auch etablierte Organisationen wie
Greenpeace und der BUND Hamburg
mussten bereits um ihre Gemeinnüt-
zigkeit bangen, sind aber bislang nicht
Teil des Bündnisses.
Viele vermuten politische Gründe

hinter dem plötzlichen Angriff auf At-
tac. Die neuen Bündnispartner wollen
darüber nicht spekulieren. Sie beob-
achten jedoch einen Trend, dass Fi-
nanzämter immer strenger prüfen.
»Der Blick auf zivilgesellschaftliche
Organisationen hat sich verändert«,
glaubt Julia Duchrow, Referatsleite-
rin bei Brot für die Welt. Sie würden
inzwischen eher als störend empfun-
den. Das evangelische Hilfswerk ar-
beitet mit Organisationen im In- und
Ausland zusammen, die zunehmend
von Restriktionen betroffen seien.
Attac hat nicht nur aus der Bevöl-

kerung, sondern auch aus fast allen
Parteien Solidaritätsbekundungen er-
halten. Die Allianz vermutet denn
auch die größten Widerstände gegen
ihr Anliegen gar nicht auf der Ebene
der Politik, sondern bei der Verwal-
tung, die das Fass nicht aufmachen
will. »Nun müssen sie Farbe beken-
nen«, betont Selim Çalışkan von Am-
nesty.

Protest vor dem Bundestag – zu politisch? Foto: imago/Seeliger



Russland sieht Rütteln
an Grundfesten Europas
Gemischte Reaktionen auf Griechen-Nein

Schwarze Zukunft, ein Militär-
putsch gar und finstere Machen-
schaften der USA sind Puzzleteile
der russischen Medienanalysen.

Von Irina Wolkowa, Moskau

Griechenlands Nein rüttele an den
Grundfesten Europas, fasste das rus-
sische Staatsfernsehen die Ergebnis-
se des Referendums am Sonntag zu-
sammen und malte die Zukunft dun-
kelschwarz – für Hellas wie für Eu-
ropa. Brüssel habe bei den geschei-
terten Verhandlungen europäische
Grundwerte wie Freundschaft und
Solidarität verraten und könnte es in
Athen statt mit einem Parlament
künftig mit einer Offiziersversamm-
lung zu tun haben. Eine Rückkehr der
»schwarzen Obristen«, die sich 1967
an die Macht putschten und damit ei-
ne linke Regierung verhindern woll-
ten, liege nach der befolgten Nein-
Empfehlung der SYRIZA-Regierung
durchaus im Bereich des Möglichen.
Angesichts einer möglichen Annähe-
rung Athens an die Sowjetunion sei
eine Militärjunta schon damals für
den Westen das kleinere Übel gewe-
sen. Vor allem deshalb habe sie sich
bis 1974 halten können.
Da wirtschaftlicher Sachverstand

nicht zu den Kernkompetenzen von
Militärs gehört, könnte das Großka-
pital frei agieren. Auch seien keine
Maßnahmen zur Kürzung des Rüs-
tungshaushalts zu befürchten, was
die Kommission in Brüssel auf Druck
der NATO-Führungsmacht USA ab-
lehnte.
Deren bisherige Zurückhaltung er-

klärt der Sender damit, dass es Wa-
shington nicht darum gehe, Grie-
chenland allein ins Chaos zu stürzen.
Die USA würden auf eine weitere Es-
kalation der Krise setzen. Endziel sei
die feindliche Übernahme von ganz
Europa, um sich in der globalen Aus-
einandersetzung mit China behaup-
ten zu können. Das umstrittene Frei-
handelsabkommen TTIP spiele dabei
eine herausragende Rolle.
Elektronische und Online-Medien

hatten bereits lange vor Schluss der
Abstimmung den Sieg der Nein-Sa-
ger vermeldet. Dabei, so der kreml-
nahe TV-SenderNTW,werde dieWelt
zwangsläufig »auch auf Russland

schauen«. Gemeint waren Kredite.
Doch mehr als moralische Unterstüt-
zung und Hilfe zur Selbsthilfe – durch
den Bau der griechischen Verlänge-
rung für die Schwarzmeer-Pipeline,
die Südeuropa stabil mit russischem
Gas versorgen soll – hatte Präsident
Wladimir Putin Premier Alexis Tsi-
pras nie zugesagt. Auch nach dem Re-
ferendum ließ er lediglich verkün-
den, Moskau respektiere die Wil-
lensbekundung der Bürger und wün-
sche den griechischen Partnern,
»möglichst bald den notwendigen
Kompromiss mit den Gläubigern zu
erzielen und Beschlüsse zu fassen, die
am besten zur wirtschaftlichen und
sozialen Stabilität beitragen«. Das
»mutige Nein zu Europa« sei ein »Pyr-
rhussieg« für die Linkspartei, warnt
indes die Tageszeitung »Kommer-
sant«. Die Nation sei tief gespalten,
Gemeinsam sei Ja- und Nein-Sagern
nur die Angst vor der Zukunft.
Das Nein helfe Tsipras, seine harte

Position zu vertreten, glaubt die Wirt-
schaftszeitung »Wedomosti«. Das er-
leichtere den Geldgebern indes kei-
neswegs die Entscheidung über Grie-
chenlands Verbleib in der Eurozone.
Was Europa beim Ausschluss sparen
würde, könnte das Krisenmanage-
ment bei wirtschaftlichen und politi-
schen Verwerfungen verschlingen,
bei humanitärer Hilfe, vor allem für
Flüchtlinge. Das könnte weit mehr
kosten als ein Schuldenerlass.
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Ungarn verschärft
sein Asylrecht
Budapest. Ungarn verschärft die
Regelungen zum Umgang mit
Asylsuchenden. Flüchtlinge sollen
bis zum Ende ihres Asylverfah-
rens inhaftiert werden dürfen, das
Verfahren selbst wird verkürzt.
Das beschloss das Parlament in
Budapest am Montag, wie die
staatliche ungarische Nachrich-
tenagentur MTI berichtete. Dem-
nach sollen Asylsuchende auch
gegen Bezahlung gemeinnützige
Arbeit verrichten. Verlassen sie die
ihnen zugewiesenen Aufenthalts-
orte länger als für 48 Stunden,
wird das Asylverfahren annul-
liert. 72 000 Flüchtlinge sind die-
ses Jahr nach Ungarn gekommen
und damit fast doppelt so viele wie
im ganzen Vorjahr. dpa/nd

Obama empfängt
Vietnams KP-Führer
Washington. US-Präsident Barack
Obama empfängt an diesem
Dienstag den Generalsekretär der
Kommunistischen Partei Viet-
nams. Im Mittelpunkt der Ge-
spräche mit Nguyen Phu Trong
stehe das von Obama vorange-
triebene Freihandelsabkommen
mit pazifischen Staaten (TPP),
teilte das Weiße Haus in Wa-
shington mit. Weitere Themen
seien Menschenrechte und bila-
terale Zusammenarbeit in Vertei-
digungsfragen. Es ist der zweite
ranghohe Besuch aus dem Land
des früheren Kriegsgegners bei
Obama innerhalb von zwei Jah-
ren. Juli 2013 war Präsident Tru-
ong Tan Sang zu Gast. dpa/nd

Kommentar Seite 4

Armenische Polizei löst
Straßenblockade auf
Jerewan. Nach zweiwöchiger Blo-
ckade einer Hauptstraße in der ar-
menischen Hauptstadt Jerewan
hat die Polizei rund 50 Regie-
rungsgegner vorübergehend fest-
genommen. Die Demonstranten,
die gegen eine geplante Strom-
preiserhöhung in der Südkauka-
susrepublik protestierten, seien
am Montag nach mehrfachen
Warnungen von den Einsatzkräf-
ten weggetragen worden, hieß es.
Die Opposition kritisierte das Vor-
gehen der Behörden und kündig-
te eine neue Massenkundgebung
an. Die Straße war zunächst wie-
der frei für den Verkehr. Zuletzt
hatte die Regierung angekündigt,
die Notwendigkeit höherer
Strompreise noch einmal von Ex-
perten prüfen zu lassen. dpa/nd

Burundi: Putschgeneral
will Kampf fortsetzen
Daressalam. Erstmals seit dem
Scheitern des Umsturzversuchs in
Burundi Mitte Mai hat sich einer
der Anführer ausführlich zu dem
Machtkampf geäußert. Die Put-
schisten hielten an ihremPlan fest,
Präsident Pierre Nkurunziza »mit
Gewalt« aus dem Amt zu drän-
gen, sagte General Leonard Ngen-
dakumana dem kenianischen TV-
Sender KTN, der das Interview am
Sonntagabend ausstrahlte. Der
Putschisten-General kündigte ei-
ne »Intensivierung« der Aktionen
zum Sturz Nkurunzizas an. Seit
dem Putschversuch wurden bei
politisch motivierter Gewalt mehr
als 70 Menschen getötet, rund
144 000 flüchteten in die Nach-
barländer. AFP/nd

Sieg der Stellvertreter
Spanier sehen Erfolg der Nein-Griechen als Blick in eigene Zukunft
In Spanien feiern viele Menschen
das griechische Nein auch als Sieg
über die Austeritätspolitik der kon-
servativen Regierung in Madrid.

Von Ralf Streck, San Sebastian

Die Spanier haben das griechische
Referendum mit besonderer Span-
nung verfolgt, wurde es doch wie ei-
ne Vorentscheidung auf die Parla-
mentswahlen im Herbst gewertet.
Und als sich ein klarer Sieg des Nein
abzeichnete, knallten Sektkorken und
Feuerwerksraketen, umden Sieg über
die Austeritätspolitik der eigenen
konservativen Regierung zu feiern.
Für die neue Partei Podemos (Wir

können es) ließ Parteichef Pablo Igle-
sias umgehend seiner Freude freien
Lauf. »Heute hat in Griechenland die
Demokratie gewonnen«, schrieb er
über den Kurznachrichtendienst
Twitter und veröffentlichte ein Bild
aus dem SYRIZA-Wahlkampf, wo er
Arm in Arm mit SYRIZA-Chef Alexis
Tsipras zu sehen ist.
Wie in kaum einem anderen Land

hatten hier Parteien das Referendum
zur eigenen Sache gemacht. Die ums
Überleben kämpfende rechte Regie-
rung wollte über einen Sieg des Ja ein
Exempel statuieren und Podemos
schweren Schaden zufügen. Zuletzt
sprach deshalb Regierungschef Ma-
riano Rajoy von »SYRIZA-Podemos«.
Er warnte vor Chaos und stellte seine
Austeritätspolitik als alternativlos
dar. Sie sei »seriös und erfolgreich«
meinte er, auch wenn die breite Be-
völkerung davon bisher nichts spürt.
Podemos warb dagegen für ein Nein

und erklärte: »Heute gibt es in Euro-
pa eine Konfrontation zwischen Aus-
terität und Demokratie, einer Regie-
rung der Bevölkerung oder einer Re-
gierung der Märkte und ihrer von nie-
mandem gewählten Macht.« Und
nach dem Ergebnis sagte Podemos-
Politiker Íñigo Errejón im Fernsehen,
es handle sich bei Griechenland mehr
um ein »politisches als ein ökonomi-
sches Problem«. Die Nummer zwei
von Podemos erklärte in der Debatte
weiter: »Wir sehen ein reifes Volk,
dass deutlich macht, dass es die Maß-
nahmen korrigieren will, die zum De-
saster führen.«
Rajoy pokerte vor dem Referen-

dum im viertgrößten Euroland be-
sonders hoch. Hatten er und seine
rechte Volkspartei (PP) versucht,
schon die Wahlen in Griechenland zu
Ungunsten von SYRIZA zu beein-
flussen, stimmteRajoy die Spanier auf
den Sturz der Linksregierung ein.
»Die gute Nachricht ist, wenn die Re-
gierung das Referendum verliert, dass
es dann eine andere gibt, mit der ver-
handelt werden kann«, sagte er im In-
terview.
Es ging aber schief, den Aufstieg

von Podemos per Griechenland in ei-
nem Absturz in der Wählergunst zu
verwandeln. Es war Podemos zu ver-
danken, dass Rajoys PP bei den Re-
gional- und Kommunalwahlen in fast
allen Regional- und vielen Stadtpar-
lamenten die Macht verloren hat.
Dass von Podemos gestützte Bünd-
nisse nunMetropolenwieMadrid und
Barcelona regieren, ist der PP tief un-
ter die Haut gefahren. Nun steht Ra-
joy vor dem Scherbenhaufen, wäh-

rend Podemos einen Sieg für sich ver-
bucht. Und wie üblich äußert sich Ra-
joy nicht. Er hat Parteiführer zum Kri-
sentreffen geladen, um über die neue
Lage zu debattieren. Widersprüche
zeigten sich zuvor aber schon. Hatte
Rajoy stets erklärt, das Nein bedeute
Griechenlands Euro-Ausstieg, er-
klärte sein Wirtschaftsminister Luis
de Guindos am Montag: »Spanien ist
offen für neue Verhandlungen über
eine Griechenland-Rettung«.
Probleme mit der Deutung der La-

ge hatte auch die Sozialdemokratie.
PSOE-Parteichef Pedro Sánchez ver-
mied zuvor jede Festlegung und er-
klärte, es müsse weiter verhandelt
werden, egal wie das Ergebnis aus-
falle. Auch er musste seine Haltung
zum Ergebnis aber erst in der Partei-
führung abstimmen. Am Montag-
mittag erklärte er, die Krise »bietet ei-
ne Chance, endlich die Sachen rich-
tig zu machen«, ohne den Weg zu be-
nennen. Rajoy »instrumentalisiere«
Griechenland, meinte er. Dort be-
stünden die Probleme weiter, eine
Lösung sei aber mit »EU-Solidarität«
und »griechischer Verantwortlich-
keit« möglich.
Für die neue rechte Partei »Ciu-

dadanos« (Bürger), die sich auch als
Alternative zu PP und PSOE anbietet,
erklärte deren Parteichef Albert Ri-
vera, die »Nein-Feiern« nicht zu ver-
stehen, weil es sich um eine »schlech-
te ökonomische Nachricht« handele.
Die Partei, die der PP in wenigen Re-
gionen erneut zur Macht verholfen
hat, spricht davon, dass Griechen-
land seine Schulden »ohne Zweifel«
bezahlen müsse.

Wende in Wien – Wende in Teheran?
Iraner hoffen auf eine Einigung bei den Atomverhandlungen

Eine Atomeinigung wäre für die
Iraner mehr als nur ein internati-
onaler Vertrag. Sie wäre ein Hoff-
nungsschimmer für bessere Zei-
ten nach jahrelanger Isolierung.

Von Farshid Motahari, Teheran

Der Supermarktbesitzer Resa M. in
Nordteheran hat seinem Lieferanten
mitgeteilt, dass er ihm diese Woche
nur noch das Nötigste bringen soll-
te. »Nicht, dass die auf einmal in
Wien zu einer Einigung kommen,
und alles wird dann billiger«, sagt er.
Sein Wunschdenken teilen viele Ira-
ner – nicht nur wirtschaftlich, son-
dern auch politisch und gesell-
schaftlich.
Präsident Hassan Ruhani hat den

Iranern beim Amtsantritt Versöh-
nung mit der Welt sowie ein Ende
der Isolierung und der damit ver-
bundenen Wirtschaftskrise verspro-
chen. Dafür haben ihn die Iraner ge-
wählt. Aber das Versprechen kann er
nur dann einlösen, wenn die Atom-
einigung mit dem Westen unter
Dach und Fach ist. Vor allem muss
er die lähmende Wirtschaftskrise im
Zusammenhang mit den internatio-
nalen Sanktionen beenden. Wegen

des Öl-Embargos und der fehlenden
Einnahmen war die Währung Rial
zwischenzeitlich nur die Hälfte wert.
»Eine Atomeinigung mit dem

Westen, besonders mit den USA,
wird große politische und wirt-
schaftliche Auswirkungen haben«,
sagt der Ökonom Mehdi Taghavi.
Nach Ansicht von Beobachtern wür-
de allein die Aufhebung der Öl- und
Bankensanktionen die Staatskassen
schnell wieder füllen. Auch geopo-
litisch würde Teheran in der Region
nach Jahren wieder einmal eine po-
sitive Rolle spielen. Mit dem Kampf
gegen die Terrormiliz Islamischer
Staat im Nachbarland Irak würde
das Land auch dem Westen – ein-
schließlich USA – einen großen
Dienst erweisen.Arabische Staaten
wie Saudi-Arabien befürchten da-
gegen, dass Iran den Zwist zwi-
schen Schiiten und Sunniten schü-
ren und die Region weiter destabi-
lisieren könnte.
Auch innenpolitisch kann es zu

einer wichtigen strategischen Wen-
de kommen. Bei einer Einigung hät-
te die Pro-Ruhani-Fraktion gute
Chancen, die Parlamentswahlen am
26. Februar 2016 gegen die Hardli-
ner zu gewinnen. Dann wäre auch

eine Wiederwahl Ruhanis 2017 nur
noch Formsache.
Vor allemdie Jugendlichen in Iran

freuen sich auf eine mögliche Eini-
gung. Sie hatten in den letzten Jah-
ren, vor allem in der achtjährigen
Amtszeit von Präsident Mahmud
Ahmadinedschad (2005-13), kaum
Anlass zu rosigen Zukunftsträumen.
Die meisten waren arbeitslos und
konnten wegen der astronomischen
Inflation kein eigenes Leben auf-
bauen. Ihre Hoffnungen und Er-
wartungen an Ruhani sind dement-
sprechend hoch. »Eine Einigung
würde auch die Gesellschaft wieder
aufheitern«, sagt der Soziologe
Amanollah Moghaddam.
Schon im April gab es nach der

Grundsatz-Einigung von Lausanne
spontane Straßenfeste in Teheran.
Hauptsächlich Jugendliche feierten
nicht nur Ruhani und Außenminis-
ter Mohammed Dschawad Sarif,
sondern auch US-Präsident Obama.
Aber diesmal will das Innenminis-
terium genau das unbedingt ver-
hindern. Dem kommt entgegen, dass
am Mittwoch, also dem Tag nach
Fristablauf für eine Einigung, ein is-
lamischer Trauertag in Iran ist. Da
ziemen sich Feiern nicht. dpa

... Tausende Spanier in Madrid stärkten
SYRIZA den Rücken. Fotos: AFP/Javier Soriano

Griechen im Geiste, Geschwister im
Kampf um eine linke Politik – ...

Mauert da etwa noch jemand? – Wien, Palais Coburg: Ort der Atomgespräche Foto: dpa/Georg Hochmuth
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Australien will die
Ureinwohner in der
Verfassung anerkennen
Sydney. Die Jahrtausende vor den
weißen Siedlern in Australien an-
sässigen Ureinwohner sollen erst-
mals in der Verfassung anerkannt
werden. AmMontag nahm die Re-
gierung dazu Konsultationen mit
Ureinwohner-Verbänden auf. Da-
zu gehören die Aborigines, die seit
mehr als 60 000 Jahren in Aust-
ralien leben, und die Einwohner
der Torres-Straits-Inseln. Premi-
erminister Tony Abbott versprach
ein Referendum zu der Verfas-
sungsänderung, vermutlich nach
2016. Unklar ist noch, ob die Ur-
einwohner nur als erste Bewoh-
ner anerkannt werden oder ob
auch indigene Rechte in die Ver-
fassung sollen. dpa/nd

Bombe auf Bagdad –
aus Versehen
Bagdad. Ein irakisches Kampf-
flugzeug hat nach offiziellen An-
gaben versehentlich ein Stadt-
viertel in der irakischen Haupt-
stadt Bagdad bombardiert und
dabei mindestens sieben Men-
schen getötet und elf weitere ver-
letzt. Es habe auf dem Rückweg
von einem Bombenangriff ein
Problem mit dem Suchoi-Kampf-
jet gegeben, erklärte ein Armee-
sprecher am Montag. »Eine der
Bomben blieb wegen eines tech-
nischen Problems stecken und
stürzte bei der Rückkehr des Flug-
zeugs zum Stützpunkt auf drei
Häuser in Bagdad-Dschadida.« Für
den Kampf gegen die Dschihadis-
tenmiliz Islamischer Staat (IS), die
weite Teile Irak und Syriens kont-
rolliert, hatte Irak von Russland
und Iran Kampfjets vom Typ Su-
choi Su-25 erhalten. Die Su-25-
Jets gelten als robust, jedoch ist die
irakische Flotte veraltet und auf-
grund der Angriffe gegen IS-Stel-
lungen derzeit stark beansprucht.
Die USA hatten angekündigt, Irak
36 F-16-Kampfjets zu verkaufen.
Bislang wurden diese jedoch nicht
geliefert. Derzeit werden iraki-
sche Piloten in den USA an den
Maschinen ausgebildet. AFP/nd

Terrormiliz IS erobert
wichtige Stadt zurück
Damaskus. Die Terrormiliz IS hat
die nordsyrische Stadt Ain Issa von
kurdischen Einheiten zurücker-
obert und damit ihre bedrohte
Hochburg Al-Rakka gesichert. Die
Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte berichtete am
Montag von einer Großoffensive
der Extremisten, durch die zahl-
reiche Kämpfer der kurdischen
Volksschutzeinheiten YPG zu-
mindest verletzt wurden. Vor zwei
Wochen hatten kurdische Einhei-
ten den Ort 50 Kilometer entfernt
von Al-Rakka eingenommen und
den IS damit unter Druck gesetzt.
Al-Rakka gilt als Hauptstadt des IS
in Syrien. dpa/nd

Franziskus ruft zum Dialog auf
Soziale Ungleichheit und Solidarität mit den Armen sind Schwerpunkte der Südamerika-Reise des Papstes
Tausende Gläubige haben Papst
Franziskus bei seiner Ankunft in
Ecuador jubelndbegrüßt. Viele sind
extra aus den Nachbarländern Ko-
lumbien und Venezuela angereist.

Von Regine Reibling, Quito

Schon Stunden vorher haben sie sich
einen Platz vor der Ständigen Ver-
tretung des Vatikans gesichert, mit
Sonnenschirm und Kruzifix ausge-
harrt, um ihren Papst zu begrüßen,
den ersten Pontifex aus Lateiname-
rika. Tausende Gläubige haben Fran-
ziskus am Sonntag (Ortszeit) be-
geistert zugewinkt, als er im Papa-
mobil durch die Straßen der ecua-
dorianischen Hauptstadt Quito fuhr
– bis zu seiner Unterkunft, der Ver-
tretung des Vatikans.
Nicht nur aus allen Teilen Ecua-

dors waren die Katholiken angereist,
sondern auch aus den Nachbarlän-
dern. Natalia Rodríguez aus Vene-
zuela hat sich zusammen mit ihrer
Freundin extra Urlaub genommen.
»Es sind gerade Schulferien. Das
müssen wir ausnutzen. Es ist ja deut-
lich näher, hierher zu reisen, als nach
Europa«, sagte sie und zeigte sich
gleichzeitig enttäuscht, dass der Papst
so schnell vorbeigefahren sei.
Zum Auftakt seiner Reise war

Franziskus am Sonntagnachmittag in
Ecuador gelandet. »Ich danke Gott,
dass er mir erlaubt hat, wieder nach
Lateinamerika zu kommen«, sagte der
gebürtige Argentinier am Flughafen.
Er wurde von Staatspräsident Rafael
Correa empfangen. In seiner Begrü-
ßungsrede forderte Franziskus eine
bessere Zukunft für alle, insbeson-
dere für Minderheiten und die
Schwächsten der Gesellschaft. Er
mahnte einen »Dialog und eine Par-
tizipation ohne Ausgrenzung an«, was
ecuadorianische Medien als Appell
für ihr Land interpretierten.

Ecuador befindet sich in einer un-
ruhigen Phase. Tausende Menschen
haben in den vergangenen Wochen
gegen die Regierung protestiert. Aus-
löser war eine geplante Steuerreform,

die bislang auf Eis liegt. Doch der Un-
mut sitzt deutlich tiefer. Vor allem die
Staatsführung von Präsident Rafael
Correa ist in der Kritik. Auch am Sonn-
tagnachmittag waren in den Straßen

Quitos Rufe nach einer Absetzung des
52-Jährigen zu hören. Anhänger der
Opposition haben in sozialen Netz-
werken zu Protestaktionen bei den
Freiluftmessen am Montag in der Ha-

fenstadt Guayaquil und am Dienstag
in Quito aufgerufen. Die ecuadoria-
nische Bischofskonferenz hatte im
Vorfeld der Reise mehrmals einen
friedlichen Dialog angemahnt. Fran-
ziskus »kann unser Land beruhigen,
Frieden bringen«, ist eineGläubige aus
Quito überzeugt.
Soziale Ungleichheit und Solida-

rität mit den Armen und Benachtei-
ligten der Gesellschaft sind Schwer-
punkte der zweiten Lateinamerika-
Reise des Pontifex, die ihn ab Mitt-
woch auch nach Bolivien und Para-
guay führt. Franziskus besucht ein
Altenheim in Ecuador, ein Kinder-
krankenhaus in Paraguay und in Bo-
livien das berüchtigte Gefängnis Pal-
masola in Santa Cruz – eine Hüt-
tenstadt, umgeben von Mauern und
Stacheldraht, in der mehr als 5000
Häftlinge laut Vatikan unter unwür-
digen Bedingungen leben. Viele von
ihnen sind nicht einmal verurteilt.
Mit Ecuador, Bolivien und Para-

guay hat Franziskus drei Länder aus-
gewählt, die nicht nur laut Bevölke-
rungszahlen zu den kleinsten Süd-
amerikas gehören. Sie stehen auch
wirtschaftlich und politisch im
Schatten der großen Staaten wie
Brasilien, Argentinien und Kolum-
bien. Bolivien gilt trotz des Wirt-
schaftsaufschwungs, der seit einigen
Jahren anhält, noch immer als das
Armenhaus Südamerikas. Laut Welt-
bank leben dort 45 Prozent der Be-
völkerung in Armut. Gut zwei Drittel
der Bevölkerung haben indianische
Wurzeln. Paraguay ist vor allem
durch den Gegensatz zwischen
Großgrundbesitzern und Kleinbau-
ern geprägt.
In Quito fiebern die Gläubigen be-

reits der Freiluftmesse am Dienstag
entgegen. Auf dem Gelände des alten
Flughafens im Norden der Stadt wer-
den knapp zwei Millionen Menschen
erwartet.

Papst Franziskus in den Straßen von Quito Foto: AFP/Vladimir Rodas

Merkel reist in den EU-Wartesaal
Berlin sieht Beitrittsperspektive für alle Westbalkan-Staaten

Bundeskanzlerin Merkel (CDU)
sieht füralleWestbalkan-Länderdie
Perspektive eines EU-Beitritts. Sie
reist am Mittwoch nach Albanien,
Serbien und Bosnien-Herzegowi-
na.

Von Thomas Roser, Belgrad

In schlechten Zeiten haben vermeint-
lich frohe Botschaften immer Kon-
junktur. »Bei allen Schwierigkeiten
gibt es Fortschritte«, verkündete Bun-
deskanzlerin Angela Merkel vor ihrer
am Mittwoch beginnenden Balkan-
Blitzreise: Albanien, Bosnien-Herze-
gowina und Serbien kämen auf ihrem
Weg in die EU »gut voran«. Den Ris-
sen imkriselndenEU-Bündnis setzt die
Kanzlerin das Festhalten an dessen

Erweiterung entgegen und macht sich
auf dem Höhepunkt der Griechen-
landkrise demonstrativ in den bitter-
armen EU-Wartesaal auf. Doch der
Weg ins bröckelnde Wohlstands-
bündnis ist für die Aspiranten noch
weit – und dort keineswegs unum-
stritten. Laut einer jetzt von der Bel-
grader Zeitung »Politika« veröffentli-
chen Umfrage sprechen sich angeb-
lich 61 Prozent der Serben für ein
Bündnis mit Russland, aber nur 44
Prozent für den EU-Beitritt aus.
So verschieden die Länder, so ähn-

lich die Probleme: Die mühsame EU-
Annäherung, die Asyl- und Immigra-
tionspolitik sowie die Situation der
Minderheiten dürften auf allen drei
Stationen von Merkels Balkanreise
Thema sein. Bei ihren Gesprächen in
Serbien wird die Kanzlerin auf Fort-
schritte beim stockenden Nachbar-
schaftsdialog mit Kosovo pochen. Im
bosnischen Sarajevo will sie auch der
Opfer des Massenmords an über 8000
männlichen Bewohnern der muslimi-
schen Enklave Srebrenica vor 20 Jah-
ren gedenken.
Angesichts der Erweiterungsmü-

digkeit in der Europäischen Union er-
innert Merkel daran, dass mit Kroati-
en und Slowenien bereits zwei Nach-
folgestaaten des zerfallenen Jugosla-
wiens EU-Mitglieder seien: »Das läuft
recht erfolgreich.« Doch ob und wann
die verbliebenen Anwärter auf dem
Westbalkan einmal ins EU-Boot stei-
gen werden, ist noch völlig ungewiss.
Denn ob Serbien oder Kosovo, Maze-
donien oder Montenegro, Albanien
oder die Dauerbaustelle Bosnien und
Herzegowina: Unzählige Hindernisse,
Probleme und Selbstblockaden tun
sich fast überall beim anvisierten Bei-
trittsmarathon auf.
Ob bereits offizieller Kandidat oder

noch nicht assoziiert: Selbst der Kanz-
lerin scheint es in diesem Labyrinth
schwer zu fallen, den Überblick zu be-
halten. Mit Serbien seien einige Teile
der Verhandlungen bereits eröffnet,
aber man stehe noch am Anfang, so
ihre etwas verwirrende Botschaft vor
Reisebeginn. Tatsächlich harrt Bel-
grad wegen ausgebliebener Erfolge im

Kosovo-Dialog noch der Eröffnung der
ersten Verhandlungskapitel. Bosnien-
Herzegowina ist noch nicht einmal of-
fizieller Kandidat, der Staatsneuling
Kosovo sogar noch nicht assoziiert.
Mazedonien ist zwar schon seit ei-
nem Jahrzehnt Beitrittskandidat,
kreist jedoch wegen des Vetos Grie-
chenlands gegen Beitrittsverhand-
lungen noch immer in der EU-Warte-
schleife. Bis zur etwaigen Wiederver-
einigung des untergegangenen Ju-
goslawiens in der EU dürften deshalb
noch mindestens eins bis zwei Jahr-
zehnte vergehen.
So karg die Perspektiven, so groß

sind die Erwartungen an die Kurzvi-
site der Kanzlerin, die allein in Serbi-
en 4000 Gesetzeshüter vor Anschlä-
gen schützen sollen. Vor allem Alba-
niens Premier Edi Rama, aber auch
sein serbischer Amtskollege Aleksan-
der Vucic hoffen, innenpolitisch vom
Merkel-Besuch profitieren zu können.
Die Kanzlerin werde seine Reform-
anstrengungen sicher »loben«, ver-
kündet Vucic. Angesichts der Belgra-
der Hoffnungen, endlich grünes Licht
aus Berlin für die Eröffnung der ers-
ten Verhandlungskapitel zu erhalten,
tritt Merkel schon vor Reiseantritt
vorsichtshalber wieder auf die Brem-
se: Serbiens EU-Annäherung sei an die
Fortschritte bei der Annäherung zum
Nachbar Kosovo »gekoppelt«.

Valjevo

Sjenica

Novi Sad

RUMÄNIEN

B
U

LG
.

MONTENEGRO

B
O

SN
IEN

 U
N

D
 

H
ER

ZEG
O

W
IN

A

MAZEDONIEN

KR
O

A
TIEN

Kraljevo

Leskovac

BELGRAD

UNGARN

KOSOVO

ALBANIEN

SERBIEN

Sokobanja

Kein Tag ohne Terror
Wieder viele Tote in Nigeria bei Anschlag

Abuja. Bei neuen mutmaßlichen Is-
lamistenanschlägen in Nigeria sind
im Zentrum des Landes Augenzeu-
gen zufolge etwa 50 Menschen ge-
tötet worden. Selbstmordattentäter
hätten sich am Sonntagabend in der
Stadt Jos in einem Restaurant und
in einer Moschee gesprengt, sagte
ein Helfer am Montag. Bei den
meisten Opfern handele es sich um
Muslime, die im Ramadan gerade
ihr Fasten gebrochen hätten.
»Bisher haben wir 49 Tote ge-

borgen, aber die Zahl könnte stei-
gen, weil wir immer noch Leichen
finden«, erklärte der Mann. Ein Be-
sucher der Moschee sagte, das At-
tentat sei offenbar genauestens ge-
plant worden. Einige Täter hätten
zunächst in eine Menschenmenge
vor der Moschee geschossen. Als
zahlreiche Muslime daraufhin aus
dem Gebäude auf den Vorplatz ge-
rannt seien, habe der Attentäter die
Bombe gezündet.

Anwohner erklärten, viele Bür-
ger hätten Angst vor einer neuen
Gewaltwelle in der Stadt. Ob die
Terrorgruppe Boko Haram für die
Anschläge verantwortlich ist, war
zunächst unklar. In den vergange-
nen zehn Tagen hatte die Sunni-
tenorganisation im Nordosten des
Landes zahlreiche Anschläge mit
mehr als 200 Toten verübt. Sie will
in der Region einen sogenannten
Gottesstaat aufbauen und hat
Schätzungen von Amnesty Inter-
national zufolge seit 2009 bereits
17 000 Menschen getötet.
Erst am Freitag hatten sich meh-

rere Frauen in einem Ort in der Nä-
he der Islamistenhochburg Maidu-
guri gesprengt und mindestens 55
Menschen mit in den Tod gerissen.
Am Sonntag zündete ein Extremist
einen Sprengstoffgürtel in einer
Kirche in Potiskum im Bundesstaat
Yobe. Sechs Menschen starben, da-
runter der Pfarrer. dpa/nd

Sanaa bombardiert
Angriff auf Zentrale der früheren Regierungspartei

Sanaa. Die arabische Militärkoali-
tion hat in der jemenitischen
Hauptstadt Sanaa das Hauptquar-
tier der Partei des früheren Präsi-
denten Ali Abdullah Saleh bom-
bardiert, die mit den Huthi-Rebel-
len verbündet ist. Bei dem nächtli-
chen Angriff habe es mehrere Tote
unter Angestellten und Wachleuten
gegeben, teilte die Partei Allgemei-
ner Volkskongress am Montag mit.
Der Angriff fand statt, während der
UN-Sondergesandte Ismail Ould
Cheikh Ahmed an einem anderen
Ort der Hauptstadt Vertreter der
Partei zu Gesprächen über eine
Waffenruhe traf.
Die Vizesekretärin der Partei,

Faeka al-Sajed, sagte, der Angriff sei
ein Versuch, die Bemühungen des

UN-Diplomaten um eine humani-
täre Feuerpause zum Scheitern zu
bringen. Der Gesandte hatte ver-
gangene Woche in der saudischen
Hauptstadt Riad mit dem exilierten
jemenitischen Präsidenten Abd
Rabbo Mansur Hadi über eine Waf-
fenruhe gesprochen. Die von Saudi-
Arabien angeführte Militärkoalition
flog dessen ungeachtet weiter An-
griffe auf von den Rebellen kont-
rollierte Stützpunkte in Amran so-
wie in der Küstenstadt Al-Mocha.
Der Allgemeine Volkskongress,

der bis zum Sturz von Präsident Sa-
leh im Frühjahr 2011 jahrzehnte-
lang die Politik in Jemen domi-
nierte, hatte sich im vergangenen
Jahr mit den Huthi-Rebellen ver-
bündet. AFP/nd
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NACHRICHTEN

Österreich klagt gegen
AKW-Förderung
Wien. Österreich hat am Montag
beim Europäischen Gericht Klage
gegen die öffentliche Förderung
des geplanten britischen Atom-
kraftwerks Hinkley Point C einge-
reicht. Subventionen sollten mo-
derne Technologien unterstützen,
die im allgemeinen Interesse aller
EU-Staaten lägen, erklärte Bun-
deskanzler Werner Faymann
(SPÖ) in Wien. »Das trifft bei
Atomkraft in keiner Weise zu.« Die
Klage richtet sich gegen eine um-
strittene Entscheidung der EU-
Kommission vom Oktober 2014.
Sie hatte entschieden, dass Groß-
britannien die geplanten zwei
neuen Atommeiler mit Steuergel-
dern in Milliardenhöhe bezu-
schussen darf. Dies verstößt nach
ihrer Einschätzung nicht gegen die
Regeln für staatliche Beihilfen und
ist damit zulässig. Österreich kün-
digte damals umgehend an, den
Bescheid anzufechten. Das Land
reichte die Klage beim Europäi-
schen Gericht erster Instanz ein.
Das Gericht hängt mit dem Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) zu-
sammen und sitzt wie dieser in Lu-
xemburg. AFP/nd

Verbraucherschützer für
leichten WLAN-Zugang
Berlin.Mit einemAppell an die EU-
Kommission wollen Verbraucher-
schützer den leichteren Zugang zu
öffentlichen WLAN-Zugängen in
Deutschland erzwingen. Dazu
wurde EU-Kommissionschef Jean-
Claude Juncker ein formelles
Schreiben im Rahmen des Notifi-
zierungsverfahrens überreicht.
Konkret wenden sich der Ver-
braucherzentrale Bundesverband,
der Verein Digitale Gesellschaft
sowie der Förderverein Freie Netz-
werke gegen die von der Bundes-
regierung geplante Neuregelung
der Störerhaftung von WLAN-Be-
treibern im Telemediengesetz.
Nach Ansicht der Organisationen
verstößt der Gesetzentwurf der
Bundesregierung mit seinen zahl-
reichen Einschränkungen gegen
das Europarecht. Zudem verhin-
dere das geplante Telemedienge-
setz eine flächendeckende Ver-
sorgung mit offenen WLAN-Net-
zen und begründe »erhebliche
Rechtsunsicherheiten beim Be-
trieb von Cloud-Diensten«. dpa/nd

Hacker-Attacke auf Firma
für Überwachungssoftware
Berlin. Eine umstrittene Firma für
Überwachungssoftware, die auch
etliche Regierungen beliefert, ist
offensichtlich Ziel eines erfolgrei-
chen Hacker-Angriffs geworden.
Unbekannte erbeuteten bei dem
italienischen Unternehmen Ha-
cking Team nach eigenen Anga-
ben rund 400 Gigabyte an Daten,
die sie im Internet veröffentlich-
ten. Hacking Team ist vor allem für
das Überwachungsprogramm Da
Vinci bekannt, das nach Angaben
des Unternehmens nicht an re-
pressive Regierungen geliefert
wird. Die Organisation Reporter
ohne Grenzen stellt allerdings die-
se Aussage in Frage. Sie geht da-
von aus, dass mit Hilfe der Pro-
gramme von Hacking Team auch
Dissidenten und unliebsame Jour-
nalisten bespitzelt werden, und
zählt die Firma deshalb zu den
»Feinden des Internets«. dpa/nd

Gericht billigt
Prokon-Insolvenzplan
Itzehoe. Das Amtsgericht Itzehoe
hat den Insolvenzplan für die
Windenergie-Firma Prokon bestä-
tigt, den die Gläubigerversamm-
lung am vergangenen Donnerstag
beschlossen hatte. Das Insolvenz-
verfahren könne aufgehoben wer-
den, wenn der Gerichtsbeschluss
rechtskräftig und die Prokon-Ge-
nossenschaft in das Genossen-
schaftsregister eingetragen wird,
teilte das Amtsgericht am Montag
mit. Binnen zwei Wochen sind Ein-
sprüche möglich. Die Gläubiger
hatten sich am Donnerstag mit
großer Mehrheit dafür ausgespro-
chen, die Firma als Genossen-
schaft fortzuführen und es nicht an
den Energieversorger EnBW zu
verkaufen. dpa/nd

Die unvollendete Agenda
Die UN ziehen in ihrem Jahresbericht zu den Millenniumszielen eine gemischte Bilanz bei der Armutsbekämpfung
Zwar geht die extreme Armut laut
der UNOweltweit zurück. Doch von
Entwarnung kann keine Rede sein,
weil gleichzeitig der Unterschied
zwischen Arm und Reich zunimmt.

Von Ulrike Henning

Die Vereinten Nationen hatten sich
vor 15 Jahren acht Millenniums-Ent-
wicklungsziele gesetzt, die in diesem
Jahr erreicht werden sollten. Zu den
Schwerpunkten gehörten die Hun-
gerbekämpfung, Bildung und Ge-
sundheit sowie die Entwicklungshil-
fe. In Berlin wurde am Montag der
letzte UN-Jahresbericht zu dem Pro-
gramm vorgelegt.
Die Bilanz ist gemischt. Zumindest

die extreme Armut wurde zurückge-
drängt. Nach UN-Maßstäben müssen
aktuell noch 14 Prozent der Men-
schen in sich entwickelnden Ländern
von weniger als 1,25 US-Dollar pro
Tag leben – im Referenzjahr 1990 wa-

ren es 47 Prozent. Nach dieser Defi-
nition sank die absolute Zahl der Men-
schen in dieser Gruppe von 1,9 Milli-
onen 1990 auf 836 Millionen heute.
Richard Dictus, Vertreter des UN-Ent-
wicklungsprogramms in der Bundes-
republik, nannte einen weiteren Er-
folg: Der Anteil der hungernden Be-
völkerung habe sich halbiert. Aller-
dings hätten immer noch 795 Millio-
nen Menschen – jeder neunte Erden-
bürger – nicht genug zu essen.
Zu den größten Erfolgen bei den

UN-Zielen zählt, dass immer mehr
Kinder eine Grundschule besuchen.
Inzwischen werden 91 Prozent der
Jungen und Mädchen in dieser Al-
tersgruppe erreicht. Am stärksten
verbesserte sich das subsaharische
Afrika, wo jetzt 80 Prozent der Kin-
der zumindest einige Schuljahre ab-
solvieren können – 1990 waren es 52
Prozent. Die Benachteiligung der
Frauen hat sich am deutlichsten in ei-
nem kleinen Sektor der Gesellschaft

verbessert: So sitzen heute in 90 Pro-
zent aller Länder mehr Frauen in Par-
lamenten als 1995. Bei dem Thema
geht es nach Dictus recht langsam vo-
ran, »aber 15 Jahre Aktivität können
Ungerechtigkeiten, die seit Jahrhun-
derten bestehen, nicht ausgleichen«.
Entsprechend schwierig gestalten sich
Veränderungen bei der Mütterge-
sundheit, wobei medizinisches Fach-
personal inzwischen 71 Prozent der
Geburten begleitet. 1990 waren es
nur 59 Prozent. Auch konnte die Kin-
dersterblichkeit halbiert werden. Zu
denweiterenErfolgen gehört lautUN-
Bericht, dass über 84 Prozent der Kin-
der weltweit mindestens eine Ma-
sernimpfung erhalten. Die Zahl der
HIV-Neuinfektionen sank von 2000
bis 2013 um 40 Prozent. Antiretro-
virale Therapien waren vergangenes
Jahr 13,6 Millionen Infizierten zu-
gänglich, 2003waren es erst 800 000.
Die größte Enttäuschung dürfte

sein, dass die westlichen Staaten im-

mer noch viel zu wenig in Entwick-
lungshilfe investieren. 2014habennur
Dänemark, Luxemburg, Norwegen,
Schweden und Großbritannien die
geforderten 0,7 Prozent ihrer Wirt-
schaftsleistung ärmeren Ländern zur
Verfügung gestellt. Auch darüber hi-
naus spricht der UNDP-Vertreter Dic-
tus von einer sehr großen unvollen-
deten Agenda: »Die Ungleichheit zwi-
schen armen und reichen Ländern hat
zugenommen, ebenso die Ungleich-
heit innerhalb der Länder.« Und jedes
Kriegsjahr mache vier bis fünf Jahre
an Entwicklungsinvestitionen zu-
nichte. Für die künftigen »Nachhalti-
gen Entwicklungsziele«, die von der
Weltgemeinschaft noch in diesem Jahr
neu bestimmt werden sollen, stiegen
aber die Anforderungen. Es sei statt
von bisher acht Zielen nun von min-
destens 17 Dimensionen die Rede.
Fortschritte bei den UN-Zielen

räumte auch Jens Martens vom Glo-
bal Policy Forum ein. Den 135 Milli-

arden US-Dollar jährlicher Entwick-
lungshilfe stellte er jedoch eine Billi-
on Dollar illegaler Kapitalabflüsse aus
den armen Staaten gegenüber. Allein
aus Afrika würden jährlich 60 Milli-
arden Dollar mehr abfließen als an
Investitionen und Entwicklungshilfe
hereinkommen. Die Erfolge seien
auch schon deshalb relativ gering,
weil die Ziele wenig ambitioniert wa-
ren. Nach nationalstaatlichen Krite-
rien leben weltweit 2,5 Milliarden
Menschen in Armut, mehr als drei-
mal soviel, wie die UNO für die ext-
reme Armut angibt. Martens kriti-
sierte außerdem, dass die bisherigen
Ziele zu selektiv waren und Umwelt-
probleme kaum reflektiert wurden.
Die Länder des Nordens hätten ihre
Hausaufgaben nicht gemacht, auch
die Bundesrepublik habe bei der Ent-
wicklungshilfe das Ziel mit Ausgaben
von zuletzt 0,41 Prozent des BIP mas-
siv verfehlt und stagniere auf dem
Stand von 1990. Kommentar Seite 4

Besonders im Afrika südlich der Sahara können immer mehr Kinder die Schule besuchen. Foto AFP/Phil Moore

Die gemachte Kostenexplosion
Interessensverband der Wohnungsbauwirtschaft sieht bei Schaffung günstigen Wohnraums die Politik in der Pflicht

In Ballungszentren wie Berlin oder
München fehlt es an bezahlbarem
Wohnraum, während andernorts
die Quartiere veröden.

Von Rainer Balcerowiak

Der Bundesverband Deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen
(GdW) sieht trotz des guten Ge-
schäftsverlaufs in den vergangenen
Jahren erhebliche Risiken für die
weitere Entwicklung der Branche. Es
fehle eine »umfassende Wohnungs-
baustrategie für nachhaltiges, sozial
verantwortliches und wirtschaftli-
ches Bauen«, so GdW-Präsident Axel
Gedaschko am Montag bei der Prä-
sentation der Jahresbilanz in Berlin.
Der GdW repräsentiert rund 3000
kommunale, genossenschaftliche und
private Unternehmen mit einem Be-
stand von sechs Millionen Wohnun-
gen und 13 Millionen Bewohnern.

Hauptproblem ist aus Verbands-
sicht die nach wie vor unzureichende
Neubautätigkeit in den besonders
nachgefragten prosperierenden Bal-
lungsräumen. Zwar sei 2015 erneut
mit einem Anstieg der Fertigstellun-
gen im Vergleich zum Vorjahr zu
rechnen, dennoch reiche dies nicht
aus, um die Rückstände aufzuholen
und den Bedarf an Wohnungen vor
allem im unteren Preissegment zu de-
cken, so Gedaschko. Der Verband
geht davon aus, dass bis 2025 pro Jahr
320 000 neue Wohnungen gebraucht
werden.Wenn die Politik zu Recht die
Schaffung preiswerten Wohnraums
anstrebe, müssten Bund, Länder und
Kommunen auch für die entspre-
chenden gesetzlichen und ökonomi-
schen Rahmenbedingungen sorgen.
Zur Kostenexplosion im Neubau

hätten laut GdW sowohl die von den
Kommunen verlangten Grund-
stückspreise und Grundsteuersätze

als auch »ausufernde Anforderun-
gen« an die energetischen Standards
und die infrastrukturelle Gestaltung
des Wohnumfelds beigetragen. So sei
es in Baden-Württemberg mittler-
weile üblich, dass Bauherren pro
Wohneinheit einen Auto- und zwei
Fahrradstellplätze schaffen müssten.
Schon jetzt lägen die Gestellungs-
kosten für ein durchschnittliches
Mehrfamilienhaus bundesweit bei
über 3000 Euro pro Quadratmeter. Er
habe nichts gegen hohe energetische
Standards, doch dann müssten auch
die entsprechenden Fördermittel für
den sozialen Wohnungsbau dem an-
gepasst werden, fordert der GdW-
Präsident.
Eine besondere Herausforderung

sieht der Verband in dem wachsen-
den Zuzug von Flüchtlingen, aber
auch von Arbeitsmigranten aus ost-,
süd- und südosteuropäischen Län-
dern, vornehmlich in Großstädte und

Ballungsräume. Die »rasche, solide
Unterbringung und Integration« die-
ser Menschen sei eine gesamtstaatli-
che Aufgabe, bei der die Wohn-
raumversorgung nur ein Teilaspekt
sei. Zuwanderung sei nicht nur aus
humanitären, sondern auch aus de-
mografischen Gründen »keine Belas-
tung, sondern eine Chance« für
Deutschland. Dazu wolle die Woh-
nungswirtschaft ihren Beitrag leis-
ten, es fehle jedoch an einer Ge-
samtstrategie, die sowohl die Altein-
gesessenen auf diese Entwicklung
vorbereite als auch die schnelle be-
rufliche und soziale Eingliederungder
Zuwanderer sichere. Nur so könnten
die Entstehung immer neuer sozialer
Brennpunkte und die Eskalation von
Konflikten verhindert werden.
Ein weiteres ungelöstes Problem

für die Wohnungswirtschaft ist die
regional extrem unterschiedliche
Entwicklung auf dem Wohnungs-

markt. Während in Boomregionen
wie München und Berlin teilweise
dramatische Knappheit an bezahlba-
rem Wohnraum zu verzeichnen ist,
stagnieren oder steigen in großen
Teilen Ostdeutschlands sowie in
strukturschwachen Gebieten der al-
ten Bundesländer die Leerstands-
quoten. Diese beträgt beispielsweise
in Sachsen-Anhalt 11,8, in Hamburg
dagegen nur 0,9 Prozent.
Hohe Leerstände führtendazu, dass

verödete Quartiere entstünden, was
die Attraktivität vieler Städte für mög-
liche Zuwandererweitermindere – für
Gedaschko ein »wohnungspolitischer
Teufelskreis«. Der GdW verlangt da-
her eine bundesweite Weiterent-
wicklung des alten »Stadtumbau-Ost«-
Programms zur Abrissförderung, um
sowohl die Wohnungswirtschaft von
untragbaren Kosten zu entlasten als
auch die »Zukunftsfähigkeit vieler
Städte« zu sichern.

Zu viel Zucker
Mainz. Mit einem Plädoyer für Qua-
lität hat am Montag in Mainz der
Weltkongress für Rebe und Wein be-
gonnen. Mehr als 450 Wissen-
schaftler, Verbands- und Regie-
rungsvertreter aus 46 Ländern be-
raten bis Freitag vor allem über neue
Herausforderungen durch den Kli-
mawandel. Wegen der starken Son-
neneinstrahlung und des zuneh-
menden Zuckergehalts von Trauben
suchen die Experten etwa nach We-
gen, umden Alkoholgehalt vonWein
zu begrenzen.
»Wir setzen auf Qualität, Origi-

nalität und Regionalität statt auf
Quantität«, sagte der parlamentari-
sche Staatssekretär im Landwirt-
schaftsministerium, Peter Bleser
(CDU), zur Eröffnung des Kongres-
ses. Die rheinland-pfälzische Wein-

bauministerin Ulrike Höfken (Grü-
ne) sprach sich gegen die Verwen-
dung gentechnisch veränderter Reb-
sorten aus und stellte Erfolge bei der
biologischen Schädlingsbekämp-
fung im Weinbau heraus. Die schei-
dende Präsidentin der Internatio-
nalen Organisation für Rebe und
Wein (OIV), Claudia Inés Quini, sag-
te, der Klimawandel stelle die Öno-
logie,dieWissenschaftvomWein,vor
große Herausforderungen.
Weltweit ist die Weinproduktion

im vergangenen Jahr um sieben Pro-
zent zurückgegangen, die deutschen
Winzer aber konnten ihrenErtragum
neun Prozent auf 9,2 Millionen Hek-
toliter steigern. Damit festigten sie
Platz zehnbei denErzeugern, soOIV-
Generaldirektor Jean-Marie Aurand.
dpa/nd Foto: dpa/Jan Woitas
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Mit Rückenwind
nach Addis
Abeba
Martin Ling über die Aufstockung
beim Entwicklungshaushalt

Das Zeichen hätte schlechter
ausfallen können: Wenige Tage
vor Beginn der Internationalen
Konferenz über Entwicklungsfi-
nanzierung in Addis Abeba wur-
den die Mittel für das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit (BMZ) für kom-
mendes Jahr deutlich aufge-
stockt: Um 13,5 Prozent – und
damit weit stärker als um die 3,4
Prozent des Gesamthaushalts.
Offenbar wächst die Einsicht,

dass Entwicklungszusammenar-
beit in einer Welt an Bedeutung
gewinnen sollte, die von Ebola-,
Hunger-, Flüchtlingskrise bis hin
zum Klimawandel immer mehr
Herausforderungen mit sich
bringt, die ungelöst auch dem
Norden zum Problem werden.
Wozu sich die Bundesregie-

rung aber trotz entsprechender
unverbindlicher EU-Beschlüsse
nach wie vor nicht bereit erklärt,
ist, einen konkreten Stufenplan
vorzulegen, um das Ziel von 0,7
Prozent des Bruttonationalein-
kommens für Öffentliche Ent-
wicklungshilfe zu erreichen, was
die alten EU-Staaten bis 2015 zu
erreichen versprochen hatten. Bis
auf fünf sind alle kläglich dran
gescheitert, auch die wirtschaftli-
che Supermacht Deutschland mit
derzeit 0,4 Prozent.
In Addis Abeba geht es um

nicht weniger als darum, das
Fundament der Finanzierung für
die nachhaltigen Entwicklungs-
ziele SDG zu legen, die ab Herbst
auf die Millenniumsziele folgen.
Entwicklungshilfe kann dabei nur
ein Pfeiler sein. Viel gewichtiger
wäre es, den Steuerschlupflöchern
und Steueroasen dieser Welt kon-
zertiert den Kampf anzusagen.
Allein aus Afrika sind in den ver-
gangenen 30 Jahren 1,2 Billionen
Dollar unversteuert abgeflossen,
was die Entwicklungszuflüsse um
mehr als das Doppelte übertraf.
Ohne Steuergerechtigkeit bleibt
Entwicklung ein Traum.

ACTION

Heute in Berlin– »Der Grüne Ko-
lonialismus ... im Namen des Kli-
maschutzes?« »Grüne« Projekte
zur Lösung der Klimakrise führen
nicht selten zu (gewaltsamen)
Konflikten, die koloniale Muster
der aktuellen Klimastrategien of-
fensichtlich machen. Magdalena
Heuwieser über das Beispiel Hon-
duras. 18 bis 20 Uhr, HWR, Ba-
densche Str. 50-51, 10825 Berlin
Raum B 5.12, Eintritt frei.

Heute in Berlin – »No Amnesty on
Genocide!«: OvaHerero Chief Adv.
Vekuii Rukoro, Nachfolger von Pa-
ramount Chief Kuaima Riruako,
die Parlamentsabgeordnete und
Namavertreterin Ida Hoffmann,
Esther Utjiua Muinjangue und
Gerson Bobby Kotjipat berichten
über den von Deutschland nicht
anerkannten Völkermord von
1904-08 und ihren anhaltenden
Kampf für »resorative justice«. 19
Uhr, Werkstatt der Kulturen, Wiss-
mannstraße 32, 12049 Berlin. Ein-
tritt frei.

Seltene Erden in heiligen Wäldern
In Kenia kämpft das Mijikenda-Volk um Erhalt von Weltkulturerbe

Mitten in der südkenianischen Küs-
tenprovinz liegen die wohl eigen-
tümlichsten Weltkulturerbe-Stätten
der Welt: Reste von Siedlungen, in
denen einst die Vorfahren der in-
digenen Mijikenda lebten.

Von Miriam Gathigah, Kaya Kinondo

Von der Lokalbevölkerung werden sie
»Kayas« genannt: Die bewaldeten und
heiligen Stätten, Siedlungen, die auf
das 16. Jahrhundert zurückgehen. Sie
sollen von Hirtengemeinschaften, die
aus dem heutigen Somalia stammten,
in der flachen Hügellandschaft in Küs-
tennähe geschaffen worden sein. Im
Verlauf der Jahrhunderte kultivierten
sie ihre eigene Sprache und Bräuche.
Anfang des 20. Jahrhunderts lei-

teten Hungerkrisen und Kämpfe den
Niedergang der »Kayas« ein. Auch
wenn sie heute unbewohnt sind, sind
sie für die Mijikenda geweihte Orte,
an denen sie beten und ihre Riten und

Bräuche durchführen. Der besonde-
ren Pflege der Volksgruppe ist es zu
verdanken, dass auch heute noch Ge-
hölze und Gräber an eine Zeit erin-
nern, in der weitläufige Wälder die
Küsten umsäumten.
Doch seit in den Küstenregionen

seltene Erden gefundenwurden, droht
den »Kayas« der Untergang. Darüber
hinaus lagern noch andere Rohstoffe
im Boden, die für die wirtschaftliche
Entwicklung des Landes von Belang
sind. Hinzu kommt das Interesse der
Immobilienunternehmen.
Angesichts dieser Gefahren orga-

nisieren die Mijikenda den Wider-
stand. Mnyenze Abdalla Ali gehört
dem Kaya-Kinondo-Ältestenrat an. Er
vertritt die Interessen der Mijikenda
im Kreis Kwale im äußersten Süden
der Küstenprovinz. Sein Volk, das ei-
nem jüngsten Zensus zufolge 1,9 Mil-
lionen Angehörige zählt, sei kulturell
und spirituell mit den Wäldern seiner
Vorfahren verbunden, erläutert er.

Die Mijikenda verteilen sich auf
Untergruppen. Gemeinsam ist ihnen
die Sprache und Kultur. Jede Unter-
gruppe hegt und pflegt ihren eigenen
»Kaya«, was »Heimat« oder »Dorf«,
bedeutet, wie Ali erläutert.
Für die Indigenen sind ihre Wäl-

der geheimnisvolle Orte, an denen die

Geister der Vorfahren anzutreffen
sind. Sie werden verehrt und ge-
schützt. Dazu meint Hamisi Juma, ei-
ne Mijikenda, die sich dem Kaya Ki-
nondo zugehörig fühlt: »Nichts darf
dem Wald entnommen, nicht ein ein-

ziger herabgefallener Ast darf als
Feuerholz verwendet werden.«
Wie sie im Gespräch mit IPS er-

läutert, sind die Waldressourcen aus-
schließlich rituellen und traditionel-
len Zeremonien vorbehalten. »Wenn
wir etwa eine Ziege schlachten und
Zweige brauchen, um dafür ein Feu-
er zu entfachen«, meint sie. Die Ze-
remonien würden nur im Wald
durchgeführt.
Kein Wunder also, dass sich die

rund 50 »Kayas« in den Landkreisen
Kwale, Mombasa und Kilifi in der
Küstenprovinz durch einen unerhör-
ten Artenreichtum auszeichnen. Das
kenianische Umweltministerium hat
die Region zum Biodiversitäts-Hot-
spot erklärt und zugesagt, die erfor-
derlichen Mittel für dessen Schutz
bereitzustellen.
Diese Küstenwälder wurden 2008

von der Weltkulturorganisation
UNESCO in die erlauchte Liste der
1000 Weltkulturerbe-Stätten aufge-

nommen. Die Kayas gäben ein »her-
vorragendes Beispiel für traditionel-
les menschliches Siedlungswesen, das
für eine einzigartige Interaktion mit
der Umwelt steht«, betonte die
UNESCO und wies ferner darauf hin,
dass die Kayas für die Indigenen Quel-
le ihres Lebensverständnisses seien.
Die Wälder mit ihren Medizinal-

pflanzen und -kräutern sind auch als
natürliche Apotheken von Bedeu-
tung, wie Eunice Adhiambo, Projekt-
managerin des Ujamaa-Zentrums, be-
tont. Die Arbeit der Nichtregierungs-
organisation gründet auf der Philo-
sophie des ehemaligen tansanischen
Präsidenten Julius Nyerere, derzufol-
ge es wichtiger ist, Sozialkapital auf-
zubauen als Kapital anzuhäufen.
Um den ethnischen Gemeinschaf-

ten in Kenia zu helfen, unterstützt das
Ujamaa-Zentrum den Kampf der Mi-
jikenda, ihre unbeschädigten und
einzigartigen Landschaften zu schüt-
zen. Der Ausgang ist ungewiss. IPS

Die »Kayas« gäben ein
»hervorragendes Bei-
spiel für traditionelles
menschliches Sied-
lungswesen.«

Sanktionspolitik ist gescheitert
Christian von Soest: Externer Druck führte in Simbabwe zu verstärkter interner Legitimation

Inwiefern haben die vor rund 13
Jahren gegen Simbabwe verhäng-
ten Sanktionen versagt?
Ich würde nicht von einem Versagen
sprechen, aber die Sanktionen gegen
Simbabwe zeigen die Schwierigkeiten
bei der Anwendung dieses Instru-
ments, vor allem bei ihrer Aufhe-
bung. Die damals veranlassten Kon-
tensperrungen und Reisebeschrän-
kungen für mehrere Hundert Perso-
nen, das Verbot geschäftlicher Ver-
bindungen zu zahlreichen Firmen so-
wie ein Waffenembargo waren eine
Reaktion auf Menschenrechtsverlet-
zungen zu Beginn der 2000er Jahre.
Sie sollten die politische Entwicklung
im Land beeinflussen und zu einer De-
mokratisierung führen. Das ist nicht
geschehen. Sanktionen sind dabei ein
Faktor neben anderen gewesen.

Ist eine Demokratisierung über
Sanktionen zu erreichen?
Eine Demokratisierung ist nur schwer
von außen anzustoßen. Jedoch wur-
den aus meiner Sicht selbst die ge-
ringen Spielräume im Fall von Sim-
babwe nicht ausreichend genutzt.

Das müssen Sie erklären.
2009 kam es zur Bildung der »Re-
gierung der nationalen Einheit«. Die
Partei Präsident Robert Mugabes –
ZANU-PF – musste eine Beteiligung
der oppositionellen MDC unter Mor-
gan Tsvangirai nach dessen Wahler-
folg zulassen. Die vom Westen un-
terstützte MDC hatte wie die ZANU-
PF in der Regierungsvereinbarung
zugesagt, sich für die Aufhebung der
Sanktionen einzusetzen. Dass diese
nicht aufgehoben wurden, kostete sie
Vertrauen in der Bevölkerung. Hätte
der Westen die Sanktionen damals
umfassend abgebaut, hätte sich die
MDC leichter getan.

Wieso ist es dazu nicht gekommen?
Die Sanktionen wurden bekannt-
lich erst im Februar dieses Jahres
weitgehend aufgehoben.
Dass die Sanktionen der EU jetzt bis
auf das Waffenembargo und die Mu-
gabe und seine Frau Grace betref-
fenden Einschränkungen aufgehoben
wurden, resultiert aus einer realisti-
schen Einschätzung der mittelfristig
vorhersehbaren Entwicklung des
Landes nach dem Wahlsieg der ZA-
NU-PF im Jahr 2013. Davor schei-

terte die Aufhebung vor allem an der
Uneinigkeit des Westens. In der EU
war es vor allem die britische Regie-
rung, die Mugabe weiter unter Druck
setzen wollte, andere EU-Staaten wa-
ren eher zur Aufhebung der Sankti-
onen bereit. Die USA dagegen haben
ihre Sanktionen kaum gelockert.
Nichtregierungsorganisationen wie
die »Research and Advocacy Unit«
(RAU) drängten ebenfalls zur Auf-
rechterhaltung der Sanktionen. Hin-
tergrund ist ein grundsätzliches Di-
lemma: Wenn der Adressat der
Zwangsmaßnahmen nicht nachgibt,
diese aber dennoch gelockert wer-
den, könnte das als Bestätigung des
sanktionierten Regimes erscheinen

Das heißt, es gab keine objektiven
Kriterien, an denen man ihre Auf-
hebung hätte festmachen können?

Die Bedingungen waren nicht sehr ge-
nau gefasst. Und das ist unseren Un-
tersuchungen zufolge ein grundsätz-
liches Problem. Von Beginn an müs-
sen die Anforderungen zur Aufhe-
bung der Sanktionen klar benannt
werden. Das geschieht oft nicht. Ein
Grund dafür mag in der raschen Im-
plementierung nach krisenhaften Zu-
spitzungen in einem Land liegen. Das
ist aber wichtig, sonst wirkt dieses au-
ßenpolitische Zwangsmittel oft kont-
raproduktiv.

Mit welchen unerwünschten Ne-
benwirkungen in Simbabwe?
Der externe Druck auf das Regime
führte zu einer verstärkten internen
Legitimation. Mugabe verurteilte die
Sanktionen als »neoimperiale Ag-
gression« und machte sie – zu Un-
recht – für den beispiellosen wirt-
schaftlichen Niedergang und die Ver-
armung weiter Teile der Bevölke-
rung verantwortlich.

Waren sie das nicht zumindest teil-
weise, indem sie die chronische Fi-
nanzknappheit des Landes ver-
stärkten und die öffentliche Infra-
struktur deshalb verfiel?
Wir sollten die Wirkung der Sankti-
onen nicht überschätzen. Die meis-
ten Probleme des Landes sind haus-
gemacht. Aber natürlich haben Sank-
tionen Folgeeffekte und Nebenwir-
kungen. Die Folgeeffekte – das sehen
wir jetzt auch bei Russland – sind oft-
mals gravierender als die direkte Wir-
kung der Sanktionen selbst. Banken

und große Unternehmen fürchten
zum Beispiel Reputationsverluste,
wenn sie Geschäfte mit international
geächteten Ländern machen. Eine
weitere Nebenwirkung von Sanktio-
nen kann die Herausbildung einer
Wagenburg-Mentalität in politischer
Elite und der Bevölkerung sein. So hat
die simbabwische Regierung die Aus-
einandersetzung als einen Konflikt
»Wir gegen den Westen« bzw. »Wir
gegen die ehemaligen Kolonialher-
ren« dargestellt.

Wie sieht Ihre Prognose für Sim-
babwes weitere Entwicklung aus?
Ich gehe davon aus, dass die Ent-
wicklungszusammenarbeit sich
schrittweise wieder verstärken wird
und auch die Wirtschaftsbeziehungen
wieder zunehmen werden. Für große
Investitionen fehlt durch die Vorstel-
lungen der Regierung in Harare über
die Nationalisierung von Schlüssel-
Unternehmen jedoch jede Rechtssi-
cherheit. Für die Zukunft gibt es meh-
rere Optionen – die Machtübernahme
durch eine Oppositionspartei gehört
im Augenblick nicht dazu. Mugabe
wird sich wahrscheinlich weiter an die
Macht klammern, eventuell Ende
2015 an Vizepräsident Emmerson
Mnangagwa übergeben, vielleicht im
Bündnis mit Mugabes Ehefrau Grace.
Nicht ausgeschlossen für die Wahlen
2018 ist auch eine Kandidatur der
2014 entmachteten Ex-Vizepräsiden-
tin Joice Mujuru. Eine Machtüber-
nahme durch das Militär halte ich der-
zeit für unwahrscheinlich.

Christian von Soest ist Wissen-
schaftler am German Institute of
Global and Area Studies (GIGA).
Dort wurden acht Fallstudien zu
Sanktionen durchgeführt. Eine
Kurzanalyse von Julia Grauvogel
und Christian von Soest betraf Sim-
babwe und wurde unter der Über-
schrift »Die verfehlte Sanktionspoli-
tik des Westens gegen Simbabwe«
veröffentlicht. Mit von Soest sprach
für »nd« Christa Schaffmann.
Foto: Patricia Scheller

»Bekämpft sie! Sanktionen sind ein Angriff auf alle Simbabwer«: Demonstration in Harare Foto: Reuters/Philimon Bulawayona

Indiens dunkle
Kanäle
Bei den Armen kommen die
Lebensmittel nicht an

Von Neeta Lal, Delhi

Als Tagelöhner auf einer Baustelle
im nordindischen Bundesstaat Ut-
tar Pradesh schuftet Chottey Lal
täglich in Zwölf-Stunden-Schich-
ten. Dennoch kann der 43-Jährige
mit seinem Verdienst seine sie-
benköpfige Familie kaum ernäh-
ren. Zwar stellt die Regierung den
Armen im Land subventionierte
Lebensmittel zu niedrigen Preisen
bereit, doch Lal und seine Frau
Subha gehen meist leer aus.
»Wenn wir zu der Verteilstelle

an unserem Ort kommen, hören
wir, dass es keine Vorräte mehr
gibt. Letztlich müssen wir die teu-
reren Nahrungsmittel auf dem
Markt kaufen. Jeder hier weiß,
dass der Ladenbesitzer das sub-
ventionierte Getreide auf dem
Schwarzmarkt verkauft. Was kön-
nen wir Armen dagegen tun? Wir
sind zur Polizei gegangen, doch
die unternimmt nichts«, sagt Lal.
Das Gesetz zur Ernährungssi-

cherung (NFSA) garantiert Milli-
onen Armen in dem Land mit ins-
gesamt rund 1,2 Milliarden Ein-
wohnern eine Versorgung mit
Grundnahrungsmitteln wie Reis,
Weizen und Zucker sowie Kerosin
zum Kochen. Korruption und In-
effizienz des Nahrungsvertei-
lungsprogramms PDS verhindern
jedoch, dass diejenigen, die Un-
terstützung brauchen, ausrei-
chende Mengen an Lebensmitteln
in den etwa 60 000 mit dem Pro-
gramm zusammenarbeitenden
Geschäften kaufen können.
Das NFSA sieht vor, dass zwei

Drittel der indischen Bevölkerung
pro Kopf und Monat 35 Kilo sub-
ventioniertes Getreide zum Preis
von umgerechnet 0,01 bis 0,04
US-Dollar erhalten. Das im Sep-
tember 2013 verabschiedete Ge-
setz wird bisher allerdings erst in
elf der 25 Bundesstaaten und Uni-
onsterritorien umgesetzt.
Landesweite Untersuchungen

haben zudem ergeben, dass Mil-
lionen Tonnen für das öffentliche
Verteilungssystem (PDS) be-
stimmte Getreide auf den
Schwarzmarkt landen. Skrupel-
lose Händler erzielen auf diese
Weise satte Profite. Mit Unter-
stützung bestechlicher Staatsbe-
amter wird ein Teil des Getreides
zudem illegal in Nachbarländer
wie Nepal, Myanmar, Bangla-
desch und Singapur exportiert.
Vom Obersten Gerichtshof In-

diens veranlasste Untersuchungen
ergaben, dass sich 80 Prozent der
Korruptionsfälle zutragen, bevor
die Lebensmittel die Verteilstatio-
nen erreichen. Fast 60 Prozent al-
ler über via PDS weitergeleiteten
Nahrungsmittel werden demnach
vergeudet oder für den Export ab-
gezweigt. »Die Nahrung, die die
Armen schließlich erreicht, ist oft
nicht mehr genießbar«, stellt der
Experte Devinder Sharma fest. IPS
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Kennzeichen
Schmidt
Andreas Fritsche über die
Namensschilder für Polizisten

Brandenburgische Polizisten, die
sich an Namensschildern piken
und denen wegen dieser Na-
mensschilder die Knie schlottern.
Das wirkt schon komisch. Trotz-
dem sollte man sich nicht darüber
lustig machen, wenn diese Men-
schen um ihre Sicherheit fürchten
und um die ihrer Familien. Ein
Restrisiko, von Kriminellen am
privaten Wohnsitz ausfindig ge-
macht zu werden, besteht
schließlich. Aber die theoretische
Gefahr rechtfertigt noch keinen
Verzicht auf Namensschilder. Das
ist dann Berufsrisiko, so wie bei
Politikern, die sich mit unpopu-
lären Entscheidungen unbeliebt
machen, oder bei Journalisten,
die über die Neonaziszene be-
richten.
Für Fälle realer Bedrohung

gibt es eine Ausnahme von der
Kennzeichnungspflicht. Im Zwei-
felsfall sollte diese Ausnahmere-
gelung auch großzügig gehand-
habt werden. Aber ansonsten
muss sich ein Polizist schon ge-
fallen lassen, identifiziert und im
Falle eines Fehlverhaltens auch
angezeigt zu werden. Nach zwei-
einhalb Jahren Kennzeichnungs-
pflicht in Brandenburg gibt es of-
fenbar keinen konkreten Anlass,
sich nun plötzlich gegen die Bei-
behaltung der Namensschilder
auszusprechen. Die Namens-
schilder stärken beim Bürger das
notwendige Sicherheitsgefühl,
stets vorschriftsmäßig und an-
ständig behandelt zu werden. In
einer Demokratie sollte dies eine
Selbstverständlichkeit sein.

Leerstellen bei Lehrlingen
Noch 12 000 Ausbildungsplätze unbesetzt / Unternehmerverband wirbt um Azubis
Der Unternehmerverband Berlin-
Brandenburg macht sich ernsthafte
Sorgen um den Nachwuchs. Die
klassische Ausbildung ist für viele
unattraktiv.EineWerbeoffensive für
das duale System soll helfen.

Von Christin Odoj

Amina Kavuk ist der personifizierte
Lebensplanungstrend. Sie ist jung und
hat nie darüber nachgedacht, ihren
Studienplatz gegen eine Ausbildung
einzutauschen. Auch, dass sie Geld
verdienen würde, während all ihre
Freunde noch vom Taschengeld der
Eltern leben, war ihr egal. Amina Ka-
vuk studiert an der Freien Universität
im sechsten Semester Chemie, bald
muss sie ihre Bachelorarbeit abgeben.
»Die Karrieremöglichkeiten sind mit
einem abgeschlossenen Studium viel
besser. Natürlich hat mich auch ge-
reizt, dass in der Branche schon das
Einstiegsgehalt relativ hoch ist.«
Amina Kavuk ist damit Teil einer

Entwicklung, die sich seit Jahren ab-
zeichnet. Im vergangenen Semester
starteten rund 15 000 Erstsemester an
den drei großen Berliner Unis. Insge-
samt füllten im Wintersemester über
166 000 Studierende die Hörsäle und
Seminare. Ein neuer Rekord. Bun-
desweit gab es 2014 erstmals mehr
Studienanfänger als neue Auszubil-
dende. Den Innungen und Kammern
der Unternehmen gehen nun langsam
die potenziellen Außenhandelskauf-
frauen oder Zerspanungsmechaniker
aus. »Wir sind uns der Konkurrenz
zumStudium sehrwohl bewusst«, sagt
Christian Amsinck, Geschäftsführer
des Unternehmerverbandes Berlin-
Brandenburg (UVB) am Montag bei
der Vorstellung einer neuen Bro-
schüre, die zeigen soll, wie sehr sich
die 60 Mitglieder des Verbandes ins
Zeug legen, um die duale Ausbildung
bei den Berliner Schulabgängern wie-
der beliebter zu machen. »Wir müs-
sen dieses Ausbildungskonzept, um
das wir in der ganzen Welt beneidet
werden, zukunftsfähiger machen«,
sagt Amsinck, »anspruchsvoller, span-
nender, technikorientierter.« In dem
Heft tauchen dann auch auf Jugend-
sprache getrimmte Kampagnen wie

»Rock Stars gesucht« des Unterneh-
merverbandes Mineralische Baustoffe
oder die »Born2beTischler«-Initiative
der Tischler-Innung Berlin auf. Hinter
den spaßigen Slogans stecken jedoch
ernsthafteNachwuchssorgen. Allein in
der Metall- und Elektroindustrie wird
in Berlin zum Jahr 2020 jeder fünfte
Beschäftigte in den Ruhestand gehen.

Zusätzlich klafft nach wie vor eine
große Lücke zwischen Angebot und
Nachfrage. Noch bleiben sieben Wo-
chen bis zum Beginn der neuen Aus-
bildungssaison und laut UVB sind
12 721 Stellen unbesetzt. Auf der Un-
beliebtheitsskala ganz oben landen
kaufmännische Berufe, Köche, das
Hotelgewerbe oder Friseure und Ge-

bäudereiniger. Dabei wirbt der UVB
mit seit Jahren steigenden Vergü-
tungszahlen. So bekommt ein Azubi
laut IHK in Ostdeutschland aktuell im
ersten Ausbildungsjahr im Schnitt 661
Euro monatlich, eine Erhöhung um
4,1 Prozent im Vergleich zu 2014. Ei-
gentlich ist die Vergütung nicht als
Gehalt gedacht, da viele Azubis in Ber-
lin aber immer älter werden (im
Schnitt sind sie zu Ausbildungsbeginn
21 Jahre), lässt sich damit schwer aus-
kommen. »Eine alleinerziehende 28-
Jährige hat andere Ansprüche als ein
16-jähriger Schulabgänger. Das müs-
sen wir zur Kenntnis nehmen«, sagt
Julia Gustavus, Geschäftsführerin der
Maler- und Lackiererinnung Berlin.
Hinzu kommt, dass die Ausbildung
nach wie vor ein schlechtes Image hat.
Laut Studie des DGB machen 41 Pro-
zent der Berliner Azubis regelmäßig
Überstunden, müssen oft nachts und
am Wochenende arbeiten und nur 27
Prozent können sicher sein, dass sie
auch übernommen werden.

Eine Ausbildung in der Gastronomie steht bei Schulabgängern nicht besonders hoch im Kurs. Foto: imago/CHROMORANGE

Zahlen zum Ausbildungsmarkt
} In der Hauptstadtregion gab es Ende Juni dieses Jahres 5,2 Prozentmehr be-
triebliche Ausbildungsplätze als vor einem Jahr. Dabei stieg die Stellenzahl
für Berlin um 2,8 Prozent und in Brandenburg sogar um 7,8 Prozent.

} Eine Sonderkommission des Senats, die zusammenmit der BerlinerWirt-
schaft eingerichtet wurde, vereinbarte, dass die Zahl der betrieblichen Aus-
bildungsstellen bis zum Jahr 2020 um 1000 gegenüber 2014 wachsen soll.

} Der Anteil an SchulabgängerInnen, die sich in Berlin um eine Ausbildung be-
worben haben ist 2014 deutlich von 37 Prozent (2013) auf knapp 29 Pro-
zent gesunken. In Brandenburg sank die Zahl von 46 auf 34 Prozent.

} In Berlin wird es im Jahr 2026/27 rund 30 Prozentmehr Schulabgänger ge-
ben als heute. cod

Mehr Wasser
in der Hitze
Der Wasserverbrauch in der
Hauptstadt ist wegen der Hitze so
hoch gewesen wie seit Jahren
nicht mehr. Die größte Menge
wurde am Freitag mit 830 800
Kubikmetern ins Netz gepumpt,
wie die Berliner Wasserbetriebe
am Montag auf Anfrage mitteil-
ten. So hoch sei der Wert zuletzt
im Juli vor fünf Jahren gewesen.
Am Samstag und Sonntag lag der
Verbrauch bei 795 500 und
762 600 Kubikmetern. Dass es am
Wochenende trotz großer Hitze
etwas weniger war, liegt nach An-
gaben des Versorgers daran, dass
viele die Stadt verließen, um sich
in Badeseen abzukühlen. Zum
Vergleich: Im Jahresdurchschnitt
werden rund 530 000 Kubikmeter
täglich ins Netz gepumpt.
Um die Wasserversorgung

müssen sich die Hauptstädter den
Angaben zufolge aber auch bei
Hitze keine Sorgen machen: Gut
eine Million Kubikmeter pro Tag
seien möglich. dpa/nd

Im Verbund
gegen
Kriminelle
Berlin hat sich der länderüber-
greifenden Kriminalitätsbekämp-
fung in Ostdeutschland ange-
schlossen. Eine entsprechende
Vereinbarung wurde in Potsdam
unterzeichnet, teilte Branden-
burgs Innenministerium mit.
Sachsen, Sachsen-Anhalt und

Thüringen kooperieren bereits seit
2002. 2004 kam Brandenburg da-
zu. Zunächst hatte Berlin der Si-
cherheitspartnerschaft seit 2010
nur als Gastmitglied angehört.
»Der Beitritt Berlins stärkt die be-
währte und erfolgreiche Zusam-
menarbeit«, sagte Innensenator
Frank Henkel (CDU). Die Zusam-
menarbeit ermöglicht eine län-
derübergreifende Fahndung von
Kriminellen und zügigen Infor-
mationsaustausch untereinander.
Weitere Vorteile seien eine ge-

meinsame Aus- und Fortbildung,
sagte ein Sprecher des Innenmi-
nisteriums in Potsdam. Zudem
sollten moderne technische Ge-
räte zusammen angeschafft wer-
den. »Viele Dinge lassen sich ge-
meinsam besser stemmen, die
auch aus finanziellen Gründen in
den einzelnen Ländern schwer zu
realisieren sind«, sagte der Spre-
cher. Auch mit der polnischen Po-
lizei wird zusammengearbeitet.
Mecklenburg-Vorpommern ge-
hört einem ähnlichen Verbund im
Norden an. dpa/nd

Rekorde im
Planschbecken
Das Rekord-Hitzewochenende
bescherte den Berliner Freibädern
einen Rekordzahlen: Rund
180 000 Gäste zählten die Berli-
ner Bäder-Betriebe am Sonn-
abend und Sonntag. Spitzenreiter
waren das Strandbad Wannsee
mit 19 000 Gästen an beiden Ta-
gen gefolgt vom Sommerbad Wil-
mersdorf mit 15 100 Gästen und
dem Prinzenbad in Kreuzberg mit
14 400 Gästen. Das erste Schwim-
men zum Ramadan, das am Sonn-
abend im Sommerbad Humbold-
thain stattfand, warmit rund 1500
Gästen ebenfalls sehr gut be-
sucht.
Im Columbiabad im Bezirk

Neukölln hatte der Badespaß
Sonntag nach einer Massenschlä-
gerei ein vorzeitiges Ende ge-
nommen. Wie die Polizei am
Montag mitteilte, halfen die
Beamten am späten Nachmittag
bei der Schließung des Colum-
biabads, nachdem sich zwischen-
zeitlich bis zu 60 Menschen an der
Schlägerei beteiligt hatten. Den
Ermittlungen zufolge war ein
Handgemenge zwischen zwei Ju-
gendlichen eskaliert, als sich Dut-
zende weitere Badegäste ein-
mischten. Das Sommerbad blieb
am Montag noch geschlossen. In
der Nacht zu Montag versuchten
Unbekannte, in den Kassenraum,
einzubrechen. Sie richteten große
Schäden an der Kassenanlage an,
gestohlen wurde nichts. Die Be-
seitigung der Schäden dauert an.
Das Bad sollte an diesem Diens-
tag wieder öffnen.
An den gewalttätigen Streitig-

keiten in Freibädern sind meist
maßgeblich Jugendliche beteiligt:
Am Anfang kann ein kleiner Dis-
put mit einem Bademeister oder
anderen Jugendlichen stehen. Zu-
dem gibt es die gezielte Attacke.
»Die verabreden sich über die
Netzwerke: ›Jetzt stürmen wir den
Sprungturm‹«, berichtet der Bä-
der-Sprecher Matthias Oloew. Die
Bäder-Betriebe betonen, dass die
Lage sich im vergangenen Jahr
gebessert hat. Fast alle der
180 000 Besucher an einem Wo-
chenende in allen Bädern seien
friedlich. Sein Fazit: »Wir können
Freibäder leider nicht mehr ohne
Sicherheitsleute betreiben.«
nd/Agenturen

Afrikanische Kultur fehlt als Unterrichtsfach
Volkshochschule bietet Kurse zur Geschichte des Kontinents jenseits von Sklaverei und Kolonialismus

Wer an Afrika denkt, denkt oft an
Armut, Krieg und Flüchtlinge. Auch
deutsche Kinder mit afrikanischen
Wurzeln kennen dieses Bild. Ein
Schulprojekt in Berlin-Wedding
zeigt Alternativen.

Von Dan von Medem

Afrika ist in Berlin – zumindest an ei-
nem Sonntag im Juni in der Volks-
hochschule Berlin-Mitte im Stadtteil
Wedding. Zwölf Kinder afrikanischer
Abstammung und ein Künstler aus
dem Senegal sitzen in dem licht-
durchfluteten Raum und fertigen af-
rikanische Masken. »Im Lehrplan feh-
len Angebote zu afrikanischer und
schwarzer Geschichte«, erzählt Bert-
rand Njoume, Lehrer an einer Berli-
ner Oberschule undMitbegründer des
Schulprojekts Afrodiasporische
Schule. »Wenn Afrika in der Schule
vorkommt, dann nur in Verbindung
mit Sklaverei und Kolonialgeschich-
te. Das ist besonders für Kinder, die
zwischen zwei Kulturen leben, prob-
lematisch.«
Seit April dieses Jahres treffen sich

Schüler und Dozenten zweimal im
Monat in der Afrodiasporischen
Schule, um mehr über Geschichte,
Kultur und das Leben in Afrika zu er-
fahren. Die Schule wendet sich spe-
ziell an deutsche Kinder mit afrika-
nischen Wurzeln. Doch wie bekommt
man Jugendliche dazu, nach fünf
Schultagen auch noch am Wochen-
ende die Schulbank zu drücken?
»Ich sehe es nicht als Schule, ich

sehe es eher als Freizeitaktivität«, sagt
die 13 Jahre alte Benita Sartoris. »Hier
wird man nicht bewertet und ist et-
was freier als in der Schule.« Das
Schulprojekt helfe zudem, sich von
Klischees über Afrika zu befreien, er-
gänzt ihre Mitschülerin Solyne Kam-
dem. »In unserer Schule wird ein sehr
schlechtes Bild von Afrika vermittelt:
Alles ist schmutzig, alle sind arm.« Am
Wochenende lernen sie dagegen an-

dere Facetten von Afrika kennen:
Theaterspielen, Masken fertigen oder
afrikanische Instrumente wie die
Djembé-Trommel zu spielen.
Die Schule ist Teil des Projekts

»LEO – Lern- und Erinnerungsort Af-
rikanisches Viertel«, das 2011 vom
Bezirksparlament Mitte beschlossen
wurde. Es entstand als Antwort auf
die Forderung der afrikanischen
Community, »das Straßenbild vom

Kolonialismus zu bereinigen«, wie
Yonas Endrias erzählt, der Projekt-
koordinator. Im Afrikanischen Viertel
erinnern Straßennamen afrikani-
scher Länder und Städte an die deut-
sche Kolonialgeschichte, auch Kauf-
leute und Militärs dieser Epoche wer-
den geehrt, unter ihnen »brutale
Mörder«, wie Endrias betont.
Die afro-deutsche Schule will mehr

als nur handwerkliche Kenntnisse
und Techniken vermitteln. »Wir wol-
len den Kindern ermöglichen, Werk-
zeuge zu haben, damit sie in zwei
Kulturen klarkommen«, erklärt Njou-
me. »Empowerment« nennt er diesen
Prozess, bei dem die Kinder durch
mehr Wissen über ihre Herkunft ein
größeres Selbstbewusstsein und
Stärke ausbilden. Anhand der Kennt-
nisse über positive Elemente afrika-
nischer Geschichte und das Leben der
Menschen im modernen Afrika sollen
sie dem oft schlichten und negativ ge-
prägten Afrikabild von weiten Teilen
der Gesellschaft etwas entgegenset-
zen können.
Im Afrikanischen Viertel im Berli-

ner Norden sorgte das Projekt LEO
unter anderem für interaktive Karten
zur Kolonialgeschichte der Straßen-
namen, Führungen von schwarzen
Berlinern durch den Kiez, Projekte an
Schulen und Altersheimen und eben
die Afrodiasporische Schule. In Zu-
kunft sei noch mehr zu erwarten, er-
klärt Projektkoordinator Endrias und
lacht: »Meine Aufgabe ist es, qua Amt,
den Wedding zu dekolonialisieren.«
dpa

Fatou (l-r), Solyne und Dana arbeiten an einer Maske Foto: dpa/Tim Brakemeier

Protest gegen
»Al-Quds-Tag«
Der Aufmarsch zum »Al-Quds-Tag«
am Samstag wird auch in diesem
Jahr von Protesten begleitet. Zu
Gegendemonstrationen rufen 16
Organisationen auf, darunter auch
antifaschistische Gruppen. Die
Proteste stehen unter dem Motto
»Gegen den Al-Quds-Marsch – Ge-
meinsam gegen Antisemitismus
undHomophobie«. Die Polizei geht
derzeit von 2500 Teilnehmern aus.
Der »Al-Quds Tag« wurde 1979
vom iranischen Revolutionsführer
Khomeini ausgerufen und dient
dazu, das Existenzrecht Israels in-
frage zu stellen und den muslimi-
schen Anspruch auf ganz Jerusa-
lem zu untermauern. epd/nd
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»Demokratie braucht Zeit«
Landtagspräsidentin Britta Stark über die Verlängerung der Parlamentssitzungen

Sie wollten den Landtag für die Bür-
ger attraktiver machen, nun dau-
ern die Sitzungen noch einen Tag
länger. Da hört doch irgendwann
wirklich keinermehr zu. Können Sie
das Programm nicht straffen?
Die Zahl der Gesetzentwürfe, Anträge
und Anfragen der Fraktionen hat er-
heblich zugenommen. So waren es im
vergleichbaren Zeitraum der vergan-
genen Legislaturperiode 65, jetzt sind
wir schon bei 90. Die Zahl der Gro-
ßen Anfragen, die erheblich Zeit be-
anspruchen, ist von vier auf elf ge-
stiegen. In der Folge dauerten die Sit-
zungen zuletzt bis zu zwölf Stunden
ohne Pause. Deswegen verlängern wir
nun um einen Tag. Wir können nicht
einfach, weil wir der Ansicht wären,
drei Sitzungstage sind zu lang, am de-
mokratischen Grundverständnis krat-
zen und Initiativen unter den Tisch
fallen lassen. Demokratie braucht Zeit.

Auf den Besucherrängen lichten
sich die Reihen im Laufe des Tages.

Können Sie die Debatten nicht in-
teressanter gestalten?
Politik ist keine Unterhaltungsshow.
Die Parlamentarier entscheiden über
die Geschicke des Landes. Aber wir
haben schon auf die langen Debatten
reagiert, nun kann die Redezeit pro
Fraktion oder Gruppe auf drei statt
auf fünf Minuten je Tagesordnungs-
punkt begrenzt werden. Außerdem

kann jede Fraktion jetzt ein Thema,
das für sie wichtig ist, auf der Tages-
ordnung ganz nach vorn setzen. Das
öffentliche Interesse an unserer Ar-
beit im Landtag ist nach wie vor groß.
Die meisten Besucher sind Schul-
klassen und Senioren, was zur Folge
hat, dass die Vormittagstermine stär-
ker nachgefragt sind als Besuchster-
mine am späten Nachmittag oder

Abend. Ich will mit dem Besucher-
dienst erreichen, dass wir die Grup-
pen besser über den Tag verteilen,
damit sich mehr Bürger einen Ein-
druck von unserer Arbeit verschaffen
können.

Viele Themen im Landtag wieder-
holen sich. Ist da nicht mehr Kon-
zentration möglich?
Es liegt in der Verantwortung der An-
tragsteller, was sie zum Thema ma-
chenwollen. Aber gerade rundumden
Flughafen oder zur Asylpolitik wer-
den immer wieder Anträge einge-
bracht, die schon mehrfach behandelt
worden sind. Da haben die Fraktio-
nen bereits reagiert und schicken bei
solchen Anträgen einen Redner für die
Koalition und einen für die Oppositi-
on ans Pult. Aber Parlament kommt,
wie der Name schon sagt, vom Re-
den, vom miteinander Reden. Dafür
sollten wir uns auch die notwendige
Zeit nehmen. Das sind wir denen, die
uns gewählt haben, schuldig. dpa

Die 52-jährige Britta Stark (SPD) aus
Bernau ist seit 2014 Landtagspräsi-
dentin. Über die Verlängerung der
Parlamentssitzungen von üblicher-
weise zwei auf künftig generell drei
Tage sprach mit ihr Klaus Peters.
Foto: dpa/Ralf Hirschberger

NACHRICHTEN

Jugend für Asyl gegen
Heime in Turnhallen
Nauen. Die Initiative »Jugend für
Asyl« möchte, »dass Flüchtlinge
angemessen untergebracht wer-
den«. Das erklärte Sprecher Mar-
kus Kollberg am Montag. Er ver-
wies darauf, dass der Landkreis
Havelland beabsichtige, ab Sep-
tember 150 Asylbewerber in die
Turnhalle des Oberstufenzent-
rums in Nauen einziehen zu las-
sen, bevor sie Ende des Jahres auf
entstehende Containerheime in
Dallgow-Döberitz und Schönwal-
de aufgeteilt werden. »Eine Turn-
halle ist zur Unterbringung von
Flüchtlingen denkbar ungeeignet,
aber scheinbar ist sie unvermeid-
lich«, bedauerte Kollberg. Darum
fordert »Jugend für Asyl«, die Not-
unterkunft schnellstmöglich wie-
der zu schließen und künftig wei-
tere Notunterkünfte in Turnhal-
len durch eine langfristige Pla-
nung zu vermeiden. Bis Montag-
nachmittag hatte die Initiative
nach 13 Stunden bereits 200 Un-
terschriften unter eine Petition
gesammelt. Bis Ende der Woche
will man weiter sammeln und die
Listen in der kommenden Woche
an den Landrat übergeben. nd

Lärmkommission will
verdoppelte Flughöhe
Schönefeld. Die Fluglärmkom-
mission für den neuen Haupt-
stadtflughafen BER will mit einer
Sonderregelung nächtliche Flüge
über den Berliner Südwesten und
das Umland vermeiden. Die Kom-
mission beschloss am Montag
erstmals die Forderung, dass Pi-
loten erst auf rund 3000 Meter
Höhe die festgelegte Flugroute
verlassen dürfen, teilte Kommis-
sionsvorsitzender Gerhard Steint-
jes mit. Diese Verdoppelung der
üblichen Höhe beträfe die Route,
auf der Maschinen spät abends
und am frühenMorgen nach Starts
von der Nordbahn Richtung Wes-
ten dicht am Berliner Stadtrand
entlang fliegen. dpa/nd

Autobahn wegen
Hitze aufgeplatzt
Potsdam. Wegen der Hitze sind
auf Autobahnen in Brandenburg
an mehreren Stellen Fahrbahnen
aufgeplatzt. Am schlimmsten traf
es denwestlichenBerliner Ring bei
Potsdam-Nord in Richtung Berlin-
Spandau. Dort ragte der Asphalt
an einer Stelle bis zu 20 Zenti-
meter in die Höhe, wie eine Spre-
cherin des Landesbetriebs Stra-
ßenwesen am Montag mitteilte.
Noch am selben Tag sollte das
Stück abgefräst werden. Auch die
A 9 Richtung München war an
zwei Stellen im Landkreis Pots-
dam-Mittelmark betroffen. Dort
stehe der Asphalt aber nur etwa
zwei Zentimeter in die Höhe, sag-
te die Sprecherin. dpa/nd

Oderschwimmen fällt aus
wegen Niedrigwassers
Frankfurt (Oder). Am Montag
zeigte der Pegel der Oder in
Frankfurt (Oder) 1,27 Meter an.
Normal sind mindestens zwei Me-
ter. Zuletzt sei das Wasser 2003
so niedrig gewesen, sagte ein
Sprecher des Wasser- und Schiff-
fahrtsamtes Eberswalde. Vieler-
orts ragen Sandbänke aus dem
Fluss. Für das Frankfurter Stadt-
fest am Wochenende wurde das
Schwimmen in der Oder abge-
sagt. dpa/nd

Polizeiobermeister Schmidt
Regierungsbericht sieht keine Probleme mit den 2013 eingeführten Namensschildern
Das Land Brandenburg hat die wei-
testgehende Regelung zur Kenn-
zeichnungspflicht von Polizisten.
Sie wird bestimmt verlängert.

Von Andreas Fritsche

Fische können sowieso nicht lesen.
Polizeitaucher in ihren Neoprenan-
zügen sind in Brandenburg von der
Kennzeichnungspflicht befreit. Eben-
so die Kriminalisten, die Personen-
schützer und die Kollegen der Spezi-
aleinheiten und der Hubschrauber-
staffel. Wer im Innenministerium tä-
tig ist oder an einer anderen Stelle
ohne Kontakt zum Bürger, kann das
seit dem 1. Januar 2013 verbindliche
Namensschild auch weglassen. Bei
den Einsatzhundertschaften, die bei
Demonstrationen eingesetzt werden,
tritt an die Stelle des Namensschildes
eine fünfstellige Ziffer auf dem Rü-
cken. Anhand dieser Ziffer kann der
einzelne Polizist identifiziert werden.
Polizisten haben seit Einführung

der Kennzeichnung 180 Namens-
schilder verloren. Die zuerst ausge-
lieferten Magnetschilder fielen bei di-
cker Kleidung oft ab, wenn im Strei-
fenwagen der Sicherheitsgurt gelöst
wurde. Es gibt auch Namensschilder,
die mit einer Schlaufe oder einer Na-
del an der Uniform befestigt sind. Mit
den Nadeln haben sich Beamte ver-
einzelt in Finger oder Brust gepikt.
Ansonsten scheint es mit der Kenn-

zeichnungspflicht keine Probleme zu
geben. Besondere Vorkommnisse sind

dem Innenministerium nicht be-
kannt. Als »unbegründet erwiesen«
haben sich die im Vorfeld geäußer-
ten Bedenken, es könnte zu mehr
Übergriffen kommen und zu mehr
unbegründeten Strafanzeigen gegen
Polizisten. So steht es in einem Be-
richt der Regierung, der Ende der
Woche im Landtag behandelt wird.
Mit Klettschildern oder Flausch-

feldern könnten Stiche und Ab-
schürfungen ausgeschlossen werden.
Ihre Einführung werde derzeit dis-
kutiert, heißt es in dem Bericht. Nur
zwei Polizisten »haben sich gegen die
Kennzeichnungspflicht rechtlich zur
Wehr gesetzt«. Ein Kollege klagte ge-
gen das Namensschild, ein anderer
gegen die Rückennummer. Die bei-
den Verfahren sind beim Verwal-
tungsgericht Potsdam anhängig und
noch nicht entschieden. »Weit über-
wiegend« werde die Kennzeichnung
von den Polizisten aber »angenom-
men«, so der Bericht.
Diese Darstellung ärgert Michael

Peckmann. Er ist Sekretär der bran-
denburgischen Gewerkschaft der Po-
lizei (GdP). »Das sind Musterklagen
und das wissen die«, sagt Peckmann,
»Musterklagen stellvertretend für al-
le Polizeivollzugsbediensteten, die
nicht einverstanden sind, und das ist
die übergroße Mehrheit.« Die Schil-
der werden »nicht engagiert getra-
gen«, bemerkt Peckmann. Oft werde
vergessen, sie anzustecken. Der Ge-
werkschaftssekretär verweist noch
einmal auf mögliche Bedrohungen

durch organisierte Kriminelle. Sei der
Name bekannt, lasse sich dieser
schnell googeln und der Beamte samt
Wohnort identifizieren – zum Bei-
spiel, wenn der Polizist in einem
Sportverein aktiv sei. Auch die Fa-
milie könnte mit hineingezogen wer-
den. Es habe Fälle gegeben, in denen
Straftäter drohten: »Wir kriegen raus,
wo du wohnst!« Das kam allerdings
schon vor der Kennzeichnungspflicht

vor. Einen konkreten Zwischenfall,
der mit einem Namensschild zusam-
menhängt, vermag Peckmann ge-
genwärtig auch nicht zu nennen.
Die Kennzeichnungspflicht ist un-

befristet, aber die zugehörige Ver-
waltungsvorschrift würde Ende 2018
auslaufen. Über ihre Weitergeltung
»ist rechtzeitig zu entscheiden«, ver-
merkt der Regierungsbericht. »In-
haltlich wird nach derzeitigem Stand
kein Änderungsbedarf gesehen.«
Der Landtagsabgeordnete Hans-

Jürgen Scharfenberg (LINKE) meint:
»Es sind keine Gründe erkennbar, die
Kennzeichnung wieder abzuschaf-
fen.« Scharfenberg freut sich, »weil

der Bericht unterstreicht, dass wir die
richtige Entscheidung getroffen ha-
ben«. Der Bericht sage eindeutig,
»dass sich Ängste und Befürchtungen
nicht bestätigt haben«. Der Abge-
ordnete erinnert, die Kennzeichnung
sei als Misstrauensbeweis hingestellt
worden. Im Gegenteil sei sie aber ein
Beweis des Vertrauens der Politik in
die gute Arbeit der Polizei gewesen.
Tatsächlich habe sich gezeigt, dass
Anzeigen gegen Polizisten und Be-
schwerden über Beamte nicht explo-
sionsartig zugenommen haben.
Bei der Kennzeichnungspflicht hat

Brandenburg eine Vorreiterrolle
übernommen. Es hat die »weitestge-
hende Regelung«, wie Scharfenberg
betont. In anderen Bundesländern
waren bereits Nummern umstritten,
Brandenburg führte gleich Namens-
schilder ein. Lange hatte sich die op-
positionelle Linksfraktion um die
Kennzeichnung bemüht, die eine ty-
pisch linke Forderung ist. 2009 ver-
handelte die LINKE die Einführung in
den Koalitionsvertrag mit der SPD hi-
nein. Da war von einer Kennzeich-
nung die Rede, die »eine individuelle
Feststellung im Einsatz handelnder
Polizisten« ermögliche. Dafür hätten
Ziffern ausgereicht. Dann ergab sich
aber überraschend die Chance, Na-
mensschilder einzuführen. Ausge-
rechnet die CDU brachte einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf ein, wo
sich diese Partei doch in anderen
Bundesländer an die Spitze der Kenn-
zeichnungsgegner setzte. Seite 11

»Es sind keine Gründe
erkennbar, die
Kennzeichnung wieder
abzuschaffen.«
Hans-Jürgen Scharfenberg

Der Turm zu
Babelsberg
Kinder entdecken ihre Heimat-
städte. Weil ein vor zwei Jahren
ins Leben gerufenes Programm
so erfolgreich war, wird es von
der Regierung weiter gefördert.

Von Wilfried Neiße

An der Bahnstrecke im Potsdamer
Stadtteil Babelsberg steht ein
Turm, ein heute funktionslos ge-
wordenes altes Stellwerk. Kinder
der Goethe-Grundsschule haben
sich nun damit befasst und Pläne
geschmiedet. Was ließe sich aus
diesem verwunschenen Dornrös-
chenschloss machen?
Gemeinsam mit der Branden-

burgischen Architektenkammer
präsentierte am Montag Infra-
strukturministerin Kathrin
Schneider (für SPD) die Ergeb-
nisse des zweijährigen Projektes
»Stadtentdeckung« der Arbeits-
gemeinschaft Städtekranz um
Berlin. In sieben Kommunen wa-
ren Kinder aufgerufen, ihre nä-
here Umgebung zu erkunden und
Gestaltungsvorschläge zu ma-
chen. »Die Kinder von heute sind
die Bewohner und Entscheider
von morgen«, sagte die Ministe-
rin. Im jeweiligen Projekt lernen
sie mit fachkundiger Begleitung,
ihre Stadt »sozusagen mit profes-
sionellem Blick« anzusehen.
Der Präsident der Architekten-

kammer Bernhard Schuster lobte
die Projekte: »Zwei wichtige Ziele
sind erreicht: Kinder und Ju-
gendliche identifizieren sich mit
ihren Heimatorten« und die bis-
lang erarbeiteten Ergebnisse
könnten noch viel mehr Schulen
ermutigen, »auf Entdeckungsreise
zu gehen«.
Dietlind Thiemann (CDU),

Oberbürgermeisterin von Bran-
denburg/Havel und Vorsitzende
des Städtekranzes, schilderte, wie
sich Kinder bei der Mitmach-Bun-
desgartenschau einbrachten und
bei der Gestaltung des Spielplat-
zes auf dem BUGA-Gelände eine
große Kreativität entwickelten.
Insgesamt waren im Rahmen

der Stadtentdeckung rund 500
Schüler unterwegs. Begleitet von
Architekten lernten Viert- bis Elft-
klässer ihre Umgebung neu ken-
nen und gaben interessante Hin-
weise. Für den Babelsberger Stell-
werksturmplanten sie ein Cafémit
Glasfront und einen zweiten Turm
als »Zwilling«. Wie Lehrerin Grit
Raßmann hinzufügte, erarbeite-

ten Schüler daneben ein Konzept,
wie ein verlassenes Gelände in der
Nähe des Lutherplatzes mit Leben
erfüllt und in einen Spiel- und Ak-
tionsplatz verwandelt werden
könnte.
Natürlich stoßen dergleichen

Träume in der Realität auf die Ei-
gentumsverhältnisse. Der besagte
Turm gehört der Deutschen Bahn,
gab Projektlehrerin Tanja Lange
zu. Also lernen die Kinder auch
gleichzeitig die Grenzen kennen,
die ihren Ideen gesetzt sind. Wäh-
rend Babelsberg nach der Wende
ausgebaut wurde – manche sagen
auch zugebaut – liegen die Dinge
in entlegenen Regionen Bran-
denburgs anders. Dort dominierte
der Abriss. Entdecken die Kinder
das auch? Ministerin Schneider
sagte, dass Kinder nicht in der Ka-
tegorien damals und heute den-
ken und im Unterschied zu vielen
Erwachsenen weniger die Risi-
ken, eher die Chancen wahrneh-
men.
Die finanzielle Förderung der

Stadtentdeckung geht weiter. Das
Infrastrukturministerium stellt
25 000 Euro für zehn Projekte
jährlich zur Verfügung, was zur
Bezahlung der Architekten nötig
ist. Von den Kommunen wird ein
Eigenanteil von 1000 Euro er-
wartet. Außerdem soll die Stadt-
entdeckung bei den neuen Lehr-
plänen berücksichtigt werden, die
2017/18 eingeführt werden.

»Die Kinder von heute
sind die Bewohner
und Entscheider von
morgen.«
Kathrin Schneider

Mädchen
in Uniform
Der Uniformrock von Victoria Luise
von Preußen wurde am Montag im
Potsdamer Neuen Palais präsen-
tiert. 1910 hatte Kaiser Wilhelm II.,
der Deutschland vier Jahre später
in den Ersten Weltkrieg stürzte, sei-
ne damals 18-jährige Tochter zum
Chef des 2. Leibhusaren-Regiments
ernannt. Die Originaluniform wird
ab 22. August in der Ausstellung
»Frauensache. Wie Brandenburg
Preußenwurde« imBerliner Schloss
Charlottenburg gezeigt.
»Mädchen in Uniform« ist ein

Spielfilm von 1931, neu verfilmt
1958 mit Romy Schneider. Die Ver-
sion von 1931 erhielt in der Wei-
marer Republik Jugendverbot und
wurde in der Nazizeit ganz verbo-
ten. Der Film zeigt lesbische Liebe
und kritisiert preußischen Drill bei
der Erziehung in einem Potsdamer
Mädcheninternat, in dem Solda-
tentöchter zu Soldatenmüttern er-
zogen werden. dpa/nd
Foto: dpa/Bernd Settnik

TIPP

Ahrensfelde
Gedenken an Hiroshima
Die Linksfraktion in der Gemein-
devertretung Ahrensfelde lädt ein
zum Gedenken. Anlass ist der 70.
Jahrestag des Atombombenab-
wurfs auf Hiroshima und Naga-
saki. Es werden Gedichte von Op-
fern rezitiert und Eugen Eichhorn
vom Deutsch-Japanischen Frie-
densforum Berlin zeigt den Be-
richt eines Überlebenden. 7. Juli,
18.30 Uhr, Rathaus Ahrensfelde,
Lindenberger Straße 1.
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Minister: Hotels und
Gaststätten profitieren zu
wenig vom Tourismus
Erfurt. Die Thüringer Hotels und
Gaststätten profitieren nach An-
sicht von Landeswirtschaftsminis-
ter Wolfgang Tiefensee (SPD) zu
wenig vom Aufwind im Touris-
mus. Trotz steigender Gäste- und
Übernachtungszahlen seien Um-
sätze und Gewinn seit Jahren
rückläufig, sagte Tiefensee am
Montag beim Tourismustag in Er-
furt. Wenn Betriebe zu wenig ver-
dienen, habe dies Auswirkungen
auf die Investitionskraft und ver-
hindere höhere Löhne in der Bran-
che. Als Grund für diese Entwick-
lung nannte Tiefensee die hohe
Zahl kleiner Hotels und Gaststät-
ten und das niedrige Lohnniveau
in Thüringen ingesamt. Dadurch
seien die Menschen weniger be-
reit, höhere Preise für Übernach-
tungen und in Restaurants zu ak-
zeptieren. Er hoffe, dass sich diese
Entwicklung mit der Einführung
des Mindestlohns vor einem hal-
ben Jahr ein Stück korrigiere. Zu-
gleich forderte der Minister höhe-
re Löhne in der Tourismusbran-
che. Sie seien auch wichtig, um
Fachkräfte zu sichern. dpa/nd

JVA Bautzen nach
Umbau übergeben
Bautzen. Nach Umbau und Sa-
nierung ist die Justizvollzugsan-
stalt (JVA) Bautzen in Sachsenmit
einer offiziellen Feier übergeben
worden. Die Baukosten beliefen
sich insgesamt auf rund 37,2 Mil-
lionen Euro, teilte das Landesfi-
nanzministerium am Montag mit.
Dafür wurden unter anderem die
Anstaltsmauer erneuert, der Ost-
und Westflügel im Haus I saniert
sowie das Haus II für die Siche-
rungsverwahrung umgebaut. Ins-
gesamt hat der Freistaat seit 1991
nach eigenen Angaben rund 100
Millionen Euro in das Bautzener
Gefängnis investiert. Nach dem
Abschluss der Bauarbeiten wür-
den nun die Sicherheit in der JVA
erhöht sowie die Arbeitsbedin-
gungen der Bediensteten verbes-
sert, erklärte Landesjustizminister
Sebastian Gemkow (CDU). Zu-
gleich seien damit die Vorgaben
zur Unterbringung der Siche-
rungsverwahrten erfüllt. dpa/nd

Privatschul-Finanzierung
muss verändert werden
Stuttgart. Die Finanzierung von
Schulen in freier Trägerschaftmuss
in Baden-Württemberg neu ge-
ordnet werden. In einem am Mon-
tag in Stuttgart verkündeten Ur-
teil nannte der Staatsgerichtshof
die derzeitige Regelung unverein-
barmit der Landesverfassung. Laut
Artikel 14 der Verfassung müssen
an Privatschulen wie an öffentli-
chen Schulen Unterricht und Lern-
mittel unentgeltlich gewährt wer-
den, tatsächlich finanzieren die
meisten Privatschulen dieses An-
gebot aber durch Schulgeld mit,
das die Eltern bezahlen. Dagegen
hatte eine Waldorfschule in Nür-
tingen bei Esslingen geklagt.
Rückwirkend wird allerdings kei-
ne Privatschule zusätzliches Geld
bekommen. Nach Ansicht des Ge-
richts hätte das sonst unabsehbare
finanzielle Folgen. Der Gesetzge-
ber bekommt eine Frist bis zum 1.
August 2017 eingeräumt. epd/nd

Usedomer
Bäderbahn
expandiert
Takt soll weiter
verdichtet werden

Heringsdorf. Die Usedomer Bä-
derbahn (UBB) hat sich in den ver-
gangenen Jahren von der Insel-
bahn zu einer bedeutenden Ver-
kehrsader in Vorpommern entwi-
ckelt. Rund 100 Millionen Euro
seien seit 1995 in das Strecken-
netz und die Erneuerung der Zü-
ge investiert worden, sagte UBB-
Geschäftsführer Jörgen Boße an-
lässlich der Feier zum 20-jährigen
Bestehen auf dem Bahnhof He-
ringsdorf am Wochenende.
1992 hatte die Reichsbahndi-

rektion einen Stilllegungsantrag
für die Bahnstrecke gestellt. Mit
derÜbernahmedurchdieUBBund
der anschließenden Modernisie-
rung seien die Fahrgastzahlen von
500 000 im Jahr 1994 auf 3,6 Mil-
lionen im vergangenen Jahr an-
gewachsen, sagte Boße.
Die Usedomer Bäderbahn be-

dient seit 2002 auch die Fest-
landstrecken nach Greifswald,
Stralsund und Barth. Damit sei die
Bahn auch zu einer wichtigen Ver-
kehrsader in Vorpommern ge-
worden, sagte Boße. Im Sommer
fährt die Bahn im Halb-, im Win-
ter im Stundentakt. Auf Usedom
verläuft die Strecke parallel zur
Bundesstraße 111 entlang der
Seebäder. Gerade in den Som-
mermonaten übernehme die Bahn
hier eine wichtige entlastende
Funktion für die oftmals von Staus
geprägte Bundesstraße.
Auf Usedom seien neue Kreu-

zungsbahnhöfe geplant, um den
Takt weiter zu verdichten, sagte
Boße. Derzeit gibt es dort durch-
schnittlich im Abstand von 2,6 Ki-
lometern UBB-Haltepunkte. Ziel
sei es, den Abstand auf zwei Kilo-
meter und damit auf Stadtbahn-
niveau zu verkürzen.
Ein großes Projekt ist laut Bo-

ße die Revitalisierung der Bahn-
strecke über die Karniner Brücke.
Denn mit dem Bau einer festen
Swinequerung bis 2020/22 wer-
de sich der Verkehr auf der B 111
noch weiter verdichten. Die Revi-
talisierung der alten Bahnverbin-
dung sei deshalb dringend erfor-
derlich, sagteBoße.Auchstrebtdie
UBB an, die Halbinsel Fischland-
Darß-Zingst zu befahren.
Die UBB beschäftigt nach eige-

nen Angaben 116 Mitarbeiter. Sie
ist eine hundertprozentige Toch-
ter derDeutschenBahnAG.dpa/nd

Ein Haus für Cranach

Worlitz. Das Gotische Haus im Wörlitzer Gar-
tenreich in Sachsen-Anhalt: Noch bis zum 4. Ok-
tober zeigt die Kulturstiftung Dessau-Wörlitz
hier rund 250 Gemälde, darunter auch einige
Cranachs, aus der Sammlung Fürst Leopolds III.

Friedrich Franz von Anhalt-Dessau (1740 bis
1817). 100 weitere Bilder, die teilweise in an-
deren Museen hängen oder verschollen sind,
werden als Schwarz-Weiß-Reproduktionen ge-
zeigt. Das Gotische Haus im Wörlitzer Park gilt

als einer der ersten Orte, an dem Cranach-Ge-
mälde gesammeltwurden. Die Schau ordnet sich
in den Rahmen der Landesausstellung Sachsen-
Anhalts zum 500. Geburtstag von Lucas Cra-
nach d.J. ein. dpa/nd Foto: dpa/Hendrik Schmidt

Zwangfusionen vom Tisch?
Mecklenburg-Vorpommerns Städte- und Gemeindetag sieht Bewegung in Schwerin

Kleingemeinden gelten als finanzi-
ell nicht leistungsstark. In Meck-
lenburg-Vorpommern war deshalb
eine Gemeindereform geplant,
Zwangsfusionen nicht ausge-
schlossen. Doch kommt sie noch?

Schwerin. Das Land Mecklenburg-
Vorpommern rückt nach Angaben des
Städte- und Gemeindetags von einer
durchgreifenden Gemeindereform ab.
Zwangsfusionen kleiner Gemeinden
seien offenbar vom Tisch, hieß es am
Montag von dem Kommunalverband

in Schwerin. Dazu hätten wohl die
Reisen zu allen 76 Ämtern im Land
durch Spitzenvertreter des Innenmi-
nisteriums beigetragen, sagte Ge-
schäftsführer Andreas Wellmann. Das
Ministerium habe sich seiner Ein-
schätzung nach davon überzeugen
lassen, dass es auch kleine Gemein-
den gibt, die gut funktionieren. Auch
wolle man nach der umstrittenen
Kreisreform wohl nicht schon wieder
einen Umbau wagen, der vielerorts
nicht gewollt sei und bei dem nicht si-
cher sei, ob er zu Einsparungen führt.

Die Gespräche mit den Ämter-Ver-
tretern hätten gezeigt, dass es bereits
viele sinnvolle Kooperationen zwi-
schen Gemeinden gebe, ohne dass
diese ihre Eigenständigkeit aufgeben,
sagteWellmann. An den Treffen nahm
in der Regel auch der Städte- und Ge-
meindetag teil.
Von den 755 Gemeinden im Nord-

osten haben dem Verband zufolge im-
mer noch 276 weniger als 500 Ein-
wohner. 2016 stehen im SPD/CDU-
regierten Mecklenburg-Vorpommern
Landtagswahlen an. dpa/nd Auf der Dorfstraße von Voigtsdorf, kleinste Gemeinde im Nordosten Foto: dpa

Stromstoß für eine alte Idee
In etlichen Thüringer Städten sollen in absehbarer Zeit Elekro-Busse eingesetzt werden
Mit E-Bussen könnte in Thüringen
viel Kohlendioxid eingespart wer-
den, besagt eine Studie. Das Land
ist bereit, viel Geld auszugeben, da-
mit dies keine Theorie bleibt. Rich-
tig neu ist der Ansatz aber nicht.

Von Sebastian Haak, Erfurt

Vor etwa 25 Jahren war man in Suhl
schon mal einen Schritt weiter als
heute – bei dem Versuch, einen Teil
der Busse im öffentlichen Nahverkehr
elektrisch fahren zu lassen. Unmittel-
bar bevormit dem Ende der DDR auch
dieses Projekt beerdigt wurde, waren
im nördlichen Teil der Stadt schon ei-
nige der Masten aufgestellt worden,
entlang derer in Zukunft die Kabel
verlaufen sollten, die diese Busse mit
Strom speisen sollten. Der Kontakt
zwischen den Kabeln und den Bussen
sollte durch einen Oberbügel an den
Fahrzeugen hergestellt werden, wie
man ihn von Straßenbahnen kennt.
Selbst diese Busse mit Bügel waren
schon nach Suhl gebracht worden.
Immerhin ist man in der Stadt, ja

in ganz Thüringen inzwischen wieder
auf dem Weg dorthin, wo man da-
mals schon war. Seit Längerem näm-
lich gibt es im Land erneut den poli-
tischen Willen, möglichst viele Men-
schen mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln zu befördern und diese mit um-
weltfreundlich erzeugtem Strom zu
bewegen. Bekanntlich wird die Erd-

erwärmung durch den Kohlendioxid-
ausstoß von Verbrennungsmotoren
beschleunigt. 2014 war eine vom –
damals noch CDU-geführten – Lan-
desverkehrsministerium in Auftrag
gegebene Studie zu dem Ergebnis ge-
kommen, in Thüringen könnten etwa
2900 Tonnen des Gases jährlich ein-
gespart werden, wenn in Erfurt, Gera,
Gotha, Jena und Nordhausen auf je-
weils einer Stadtbuslinie E-Busse fah-
ren würden. Inzwischen ist die Studie
fortgeschrieben worden. Nunmehr ist
sogar von einem Thüringer Einspa-
rungspotenzial von 3500 Tonnen
Kohlendioxid jährlich durch E-Busse
die Rede. Die Verantwortung für das
Projekt liegt nun beim von den Grü-
nen geführten Umweltministerium.
Landesvertreter geben sich derzeit

alle Mühe, dafür zu sorgen, dass ein-
zelne Buslinien in Thüringen nun
wirklich auf E-Busse umgestellt wer-
den; und zwar nicht nur in den für die
Studie betrachteten Städten. Seit Mo-
naten schon sind deshalb durch ver-
schiedene Thüringer Kommunen E-
Busse gerollt. Nach Angaben eines
Sprechers des Umweltministeriums
sollte so in lebensechten Situationen
ausprobiert werden, ob die E-Busse
wirklich die dieselbetriebenen Fahr-
zeuge ersetzen können.
Unter anderem, sagt der Sprecher,

sei in Erfurt – wo es Oberleitungen für
Straßenbahnen gibt – ein Bus mit Bü-
gel getestet worden. Die Idee dort:

Wann immer der Bus unter einer sol-
chen Leitung fährt, kann er seine Bat-
terien laden. In Suhl – wo es ja nun
doch keineOberleitungen gibt – sei ein
Bus ohne Bügel für mehrere Tage im
Testeinsatz gewesen. Dabei sei auch
geprüft worden, wie viel Energie das
Fahrzeug auf Strecken mit größeren
Steigungen verbraucht. Weil die Bat-
terien des Busses nicht während der

Fahrt geladen werden könnten, sagt
der Sprecher, sei die Herausforde-
rungen in solchen Städten, an den
Endhaltestellen der Linien besonders
kräftige Ladestationen zu installieren.
Die Busse müssen dort innerhalb von
Minuten so viel Strom aufnehmen
können, dass sie es bis zur nächsten
Endhaltestelle schaffen. In weiteren
Städten – zum Beispiel: Jena, Eise-
nach, Mühlhausen und Altenburg –
seien für die kommenden Monate ver-
gleichbare Tests geplant, je nach vor-
handener Infrastruktur. Bei den bis-
herigen Versuchen hätten sich die
Busse technisch bewährt, sagt der

Sprecher – und bekommt für diese
Einschätzung Rückendeckung von
denen, die an den praktischen Erpro-
bungen beteiligt waren. Auch in Suhl
etwa waren die Verantwortlichen der
Städtischen Nahverkehrsgesellschaft
(SNG) voll des Lobes für das ihnen zur
Verfügung gestellte Gefährt. Umstrit-
tener ist dagegen die Wirtschaftlich-
keit der Busse. »Technisch machbar,
wirtschaftlich muss man erst mal ab-
wägen«, hatte der Geschäftsführer der
SNG, Eberhard Smolka, zusammen-
gefasst.
Und selbst im Umweltministerium

erkennt man an, wie hoch die öko-
nomische Hürde ist. Erstens sei gera-
de für kleinere Städte noch nicht ganz
klar, ob und wie diese an wirklich
günstigen Öko-Strom kommen könn-
ten, um damit E-Busse zu betreiben,
sagt der Ressortsprecher. Zweitens
seien E-Busse in der Anschaffung
deutlich teuer als vergleichbare Mo-
delle mit Dieselmotor. Als Begrün-
dung, um die E-Bus-Idee erneut schei-
tern zu lassen, sollGeldfragenachdem
Willen des Umweltministeriums aber
nicht herhalten können: Unter ande-
rem, so sagt der Sprecher, weil der
Freistaat bald 14 Millionen Euro För-
dergelder zur Verfügung stellen wol-
le, um die Anschaffung von E-Bussen
in Thüringer Kommunen zu bezu-
schussen. Demnächst will man einen
Schritt weiter sein als in Suhl vor 25
Jahren.

Vor etwa 25 Jahren
war man in Suhl
in Sachen E-Bus schon
mal einen Schritt
weiter als heute.

Münchner
S-Bahn-Projekt
immer teurer
Zweite Stammstrecke nun
mit 2,9 Milliarden geplant

München. Die Verzögerungen bei
der Verwirklichung der zweiten S-
Bahn-Stammstrecke in München
treiben die Kosten für das Milliar-
denprojekt immer weiter in die
Höhe. Bahnvorstand Volker Kefer
nannte am Montag in München ei-
ne voraussichtliche Gesamtsumme
von rund 2,9 Milliarden Euro. In-
klusive eines weiteren Risikopuf-
fers ergebe sich sogar eine Summe
von 3,1 Milliarden Euro, sagte Ke-
fer bei einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz mit Bayerns Ver-
kehrsminister Joachim Herrmann
(CSU). Er sprach von automati-
schen Kostensteigerungen, weil
sich der Bau um Jahre verzögert.
Herrmann stellte eine endgül-

tige Entscheidung des Kabinetts
nun für ungefähr Mitte 2016 in
Aussicht – und eine Inbetrieb-
nahme 2024 oder 2025. Zu-
nächst soll aber noch einmal
überprüft werden, ob die bishe-
rigen Kostenschätzungen tat-
sächlich ausreichend sind. Herr-
mann ließ aber keinen Zweifel
daran, dass er die Stammstrecke
für notwendig hält. Darüber sei er
sich auch mit dem Bund und dem
Münchner Oberbürgermeister
Dieter Reiter (SPD) einig. dpa/nd
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Feuerwehrverband
Thüringen gegen Aufbau
von Wasserwehren
Erfurt. Der Thüringer Feuerwehr-
verband lehnt den Aufbau von
Wasserwehren ab und wendet sich
damit gegen Pläne des Umwelt-
ministeriums. Damit würden un-
nötige Doppelstrukturen geschaf-
fen, sagte Verbandschef Lars Osch-
mann am Montag in Erfurt. Was-
serwehren sollen bei Hochwasser
etwa die Bevölkerung informie-
ren, Sandsäcke füllen und Deiche
ablaufen. Für einen effektiven
Schutz vorGefahrenmüsse die Ein-
satzleitung in einer Hand liegen,
unterstrich Oschmann und beton-
te: »Außerdem muss das Potenzial
ehrenamtlicher Helfer effektiv ein-
gesetzt werden.« Laut Thüringer
Wassergesetz sind von Hochwas-
ser bedrohte Gemeinden seit Jah-
ren verpflichtet, eine Wasserwehr
vorzuhalten. »Dassdiesbishernoch
nicht geschehen ist, zeigt, dass die
Wasserwehren nicht gebraucht
werden«, so Oschmann, der dazu
aufrief, dasGesetz entsprechendzu
ändern. Feuerwehren hätten oh-
nehin den gesetzlichen Auftrag,
Menschenleben und Gebäude zu
schützen. dpa/nd

Preis für Offenen Kanal
Merseburg-Querfurt
Magdeburg. Ein Beitrag des Offe-
nenKanalsMerseburg-Querfurthat
den ersten Europapreis für Bür-
germedien in Sachsen-Anhalt 2015
erhalten. Hannah Folhoffer habe
einen sehr unterhaltsamen und
professionellen Fernsehbericht
über eine Reise in die europäische
Kulturhauptstadt Pilsen produ-
ziert, teilte die Staatskanzlei am
Montag inMagdeburgmit. Der ers-
te Preis ist mit 1500 Euro dotiert.
Weitere Preise gingen an Aktive
vom Offenen Kanal Magdeburg für
einen Beitrag über Menschen und
ihre Sicht auf Rechte und Freihei-
ten in Europa sowie ein Medien-
projekt zur Berufsorientierung in
Europa. Insgesamt waren laut
Staatskanzlei 25 Fernseh- undHör-
funkbeiträge eingereicht worden.
Sie kamen von Nutzern sowie Aus-
zubildenden und Absolventen ei-
nes Freiwilligen Sozialen Jahres in
Offenen Kanälen und nichtkom-
merziellen Lokalradios. dpa/nd

A9 wird schrittweise
wieder freigeben
Bad Dürrenberg. Nach einer pro-
visorischen Reparatur von Hitze-
schäden soll die Autobahn 9 im
Saalekreis schrittweise wieder ge-
öffnet werden. Am Montagnach-
mittag sollte zunächst eine Spur
wieder geöffnet werden, wie der
Präsident der Landesstraßenbau-
behörde, Uwe Langkammer, sag-
te.Esseigeplant,Dienstagauchden
Standstreifen für den Verkehr frei-
zugeben. ImAnschluss sei eine um-
fassende Reparatur der etwa sechs
Meter langen Strecke geplant. Zu-
nächst war unklar, wann die Ar-
beiten abgeschlossen werden kön-
nen. Die A9 in Richtung Berlin war
am Sonntag zwischen dem Kreuz
Rippachtal und Bad Dürrenberg
gesperrt worden, nachdem sich die
Fahrbahn auf allen drei Spuren
aufgewölbt hatte. dpa/nd

Wer stiehlt unkorrigierte
Jura-Klausuren?
Greifswald. Unbekannte Täter ha-
ben 50 Jura-Klausuren aus der Uni-
versität Greifswald in Mecklen-
burg-Vorpommern gestohlen. Die
Einbrecherhatten inderNacht vom
25. auf den 26. Juni mehrere Tü-
ren aufgehebelt und dabei die noch
unkontrollierten Prüfungsarbeiten
mitgehen lassen, sagte eine Poli-
zeisprecherin am Montag und be-
stätigte damit eine Meldung der
»Ostsee-Zeitung«. Weitere Gegen-
stände seien nicht gestohlen wor-
den. Die Polizei ermittle in alle
Richtungen, überprüfe natürlich
auch das Umfeld der Prüflinge. Kri-
minaltechniker haben Spuren ge-
sichert, die nun ausgewertet wer-
den müssen. Die Klausur war am
22. Juni 2015 geschrieben wor-
den. Alle Studenten, deren Klau-
suren abhanden kamen, müssen
nun nachschreiben. dpa/nd

Ministerium warnt vor dem Rhein
Derzeit wird auch in Deutschlands größtem Fluss gern gebadet – trotz behördlicher Bedenken
In der Hitze hat der Rhein eine be-
sondere Anziehungskraft. So baden
in diesen Tagen viele Besucher im
Rhein-Strandbad von Ingelheim.
Und sie lassen sich auch von hygi-
enischen Bedenken nicht abhalten.

Von Peter Zschunke, Ingelheim

Mit den Füßen im Rhein wird die Hit-
ze erträglich: Eva Niemann spielt mit
ihrem Freund und der Hündin »Na-
zar« im flachen Wasser. »Wir sind je-
den freien Tag hier«, sagt die Besu-
cherin des Rhein-Strandbades in In-
gelheim (Rheinland-Pfalz).
Die junge Mainzerin war schon als

Kind im Rhein schwimmen. Heute
geht sie nur noch bis zum Bauch in
den Fluss hinein, so ganz geheuer ist
ihr das mit dem Rheinwasser nicht.
So erklärt auch das rheinland-pfälzi-
sche Umweltministerium: »Wir raten
vom Schwimmen im Rhein ab.«
Flusswasser sei aus hygienischen

Gründen grundsätzlich als gesund-
heitlich bedenklich anzusehen, sagt
eineSprecherindesMinisteriums.Das
Wasser, das aus Kläranlagen in den
Rhein gelange, könne Fäkalkeime
enthalten. In Rheinland-Pfalz sei da-
her kein Fluss oder größerer Bach als
Badegewässer ausgewiesen.
»Baden auf eigene Gefahr«, heißt

es denn auch am Ingelheimer Strand
aufeinemWarnschilddesWasser-und
Schifffahrtsamts Bingen. Und: »Keine
Haftung bei Badeunfällen.« In dem
Strandbad habe es vor etwa vier Jah-
ren einen tödlichen Unfall gegeben,
sagt Erich Lamby, der das private Bad
betreut.
Was macht das Schwimmen im

Rhein gefährlich? »Viele unter-
schätzen dabei die Strömung und die
Schifffahrt«, sagt Achim Wiese von
der Deutschen Lebensrettungsge-
sellschaft (DLRG) mit bundesweit
50 000 Rettungsschwimmern. »Und
bei Brückenpfeilern entstehen un-
heimliche Strudel, die ziehen einen
Menschen in die Tiefe, so dass selbst
geübte Schwimmer da schwer wie-
der heraus kommen.» Am Ufer müss-
ten Flussschwimmer zudem auf der

Hut sein vor den Bugwellen großer
Schiffe.
Grundsätzlich sei das Baden in

Flüssen erlaubt, erklärt Norbert
Scheidweiler von der Wasserschutz-
polizei Mainz. Verbotszonen gebe es
aber ober- und unterhalb von Brü-
cken sowie bei Hafenein- und -aus-
fahrten. In diesem Sommer habe es
in seinem Zuständigkeitsbereich am
Rhein noch keine Badeunfälle gege-
ben.
In Ingelheim schützt die Rheinin-

sel Fulder-Aue die Schwimmer vor
der erst dahinter beginnenden Schiff-
fahrtsstraße. Dennoch ist die Strö-
mung spürbar. Das Wasser wird erst
allmählich tiefer, der weiche Boden
umschmeichelt die Füße. Die Was-
sertemperatur ist seit Beginn der Hit-
zewelle von etwa 19 auf fast 24 Grad
gestiegen.Unddas Flusswasser riecht

anders als das Wasser im Schwimm-
bad. Gerade das ist es,was die Kita-Er-
zieherin Hedi Korndörfer-Böhmer an-
zieht: »Ich liebe natürliche Gewässer
ohne Chlor, ich springe überall rein.«

Sie ist zusammen mit ihrer Freundin
Daniela Fischer aus dem Raum Bad
Kreuznach nach Ingelheim gekom-
men, um dort deren 30. Geburtstag
zu feiern. Die beiden Frauen pickni-

cken auf einer Decke, schauen einer
Schwanenfamilie und den vorbei-
fahrenden Schiffen zu. »Das ist wie
Urlaub hier, etwas Besonderes«, freut
sich Daniela, die zum ersten Mal am
Ingelheimer Strand ist.
Etwa 20 Menschen und zehn Hun-

de tummeln sich nun imWasser. Zwei
junge Frauen liegen auf einer Luft-
matratze, andere spielen mit einem
Ball, ein älteres Paar hat es sich auf
Stühlen imSandbequemgemachtund
genießt eine Wassermelone. »Ich
komme hierher, um mich zu ent-
spannen und meine Tochter mit den
zwei Hunden zu wässern«, sagt Pen-
sionärRainer Eppelmannund fügtmit
rheinhessischem Humor hinzu: »Ich
war auch schon im Wasser, bin kurz
auf die andere Seite geschwommen,
habe einen Halben getrunken und bin
wieder zurück.« dpa/nd

Flusswasser sei aus
hygienischen Gründen
grundsätzlich als
gesundheitlich
bedenklich anzusehen,
sagen die Behörden.

Im Reich der
Seerosen-Königin
Besuch in einer Leipziger Wasserpflanzengärtnerei

Sie beliefert den Zoo und das Helm-
holtz-Zentrum für Umweltfor-
schung – die Wasserpflanzengärt-
nerei im Leipziger Ortsteil Althen.
Zu den Verkaufsschlagern zählen
zweifellos die Seerosen.

Von Filip Lachmann, Leipzig

Wie in Zeitlupe bewegt sich Heike Fin-
ke durch ihr Pflanzenreich. Jeder
Schritt gleicht einem Kraftakt. Sobald
sie einen Fuß auf den Boden setzt, ver-
sinkt dieser zentimeterweit im aufge-
weichten Lehmboden. Aber genau in
dieser Umgebung fühlen sich ihre Ge-
wächse am wohlsten. Denn die Leip-
zigerin betreibt im Ortsteil Althen ei-
ne Wasserpflanzengärtnerei. Der Be-
trieb der 47-Jährigen ist einer der we-
nigen in Sachsen, die sich auf Hydro-
phyten, so der Fachbegriff für Was-
serpflanzen, spezialisiert haben.
Wer glaubt, die Inhaberin erfrischt

sich angesichts der hohen Tempera-
turen den ganzen Tag im kühlen Nass,
der irrt. Auch bei der aktuellen Hit-
zewelle steigt sie nur dann in die Flu-
ten, wenn es die Arbeit erfordert.
Rund 70 verschiedene Arten ge-

deihen in drei Teichen mit einer Ge-
samtfläche von 7500 Quadratmetern
sowie in drei Gewächshäusern. Mit
Ausnahme einiger tropischer
Schwimmpflanzen stammen alle Ge-
wächse aus eigener Zucht. »Dawir kei-
ne beheizten Gewächshäuser haben,
ist der Großteil unseres Sortiments
winterfest. Pflanzen, die kälteemp-
findlich sind, kaufen wir zu«, erklärt
die Inhaberin.
Zu den Verkaufsschlagern zählen

zweifellos die Seerosen. Rund 30 ver-
schiedene Sorten der farbenfrohen
Zierpflanzen umfasst Finkes Sorti-
ment. Am gefragtesten seien die Dun-

kelroten. Die seien allerdings auch am
schwierigsten zu züchten und ent-
sprechend selten. Mit der Züchtung
neuer Sorten befasst sich Heike Finke
jedoch nicht. Sie vertraut vielmehr auf
ihr seit Jahren gewachsenes Sorti-
ment. Darauf greifen regelmäßig pro-
minente Großabnehmer wie der Zoo
Leipzig oder das Helmholtz-Zentrum
für Umweltforschung (UFZ) zurück.
Darüber hinaus steuern neben Pri-
vatkunden auch Zoofachgeschäfte,
Garten- und Landschaftsbauern sowie
einzelne Naturschwimmbäder die
Gärtnerei am Stadtrand an.
Neben Hydrophyten kann die Was-

serpflanzengärtnerei auch Zierfische
bieten. Das Angebot umfasst unter an-
derem verschiedene Karpfen- und Or-
fenarten sowie Goldfische und Son-
nenbarsche. Zum Teil werden sie di-
rekt in den Pflanzenteichen aufgezo-
gen. Die meisten exotischen Arten
kauft Finke jedoch zu. »Interessan-
terweise fragen uns immer wieder Pri-
vatkunden, obwir ihnen nicht ein paar
Frösche verkaufen könnten, schließ-

lich seien die Teiche voll damit«, muss
die bodenständige Geschäftsfrau
schmunzeln. Allerdings verneint sie
solche Anfragen stets. Die quakenden
Amphibien stehen hierzulande unter
Naturschutz, ihr Verkauf ist verboten.
Heike Finke führt den Familienbe-

trieb bereits in zweiter Generation. Im

Jahr 2000 übernahm sie das Unter-
nehmensruder von ihrem Vater Wer-
ner Krause. Dieser machte 1970 sein
Hobby zum Beruf. Zunächst setzte der
gelernte Maler seinen Schrebergarten
unter Wasser, um Seerosen und Zier-
fische zu züchten. Als die Gartenflä-
che nicht mehr ausreichte, erwarb er
das Grundstück, auf dem noch heute
die Gärtnerei steht, und machte sich
selbstständig. Nach wie vor ist die
Wasserpflanzenzucht eine reine Fa-
milienangelegenheit. Sowohl Finkes
Mutter Helgard als auch ihr Sohn Tom
packen stets mit an, wenn es die Zeit
erlaubt.
Von Kindesbeinen an half Heike

Finke im elterlichen Betrieb mit und
erlernte so sukzessive das Handwerk.
»Wie mein Vater habe ich keine gärt-
nerische Ausbildung. Die hätte mir
vermutlich nicht viel geholfen, da der

Bereich Wasserpflanzen dort nur ge-
streift wird«, erzählt die ausgebildete
Facharbeiterin für Datenverarbei-
tung. »Viele meiner Kunden sind zum
Beispiel überrascht, wie umfangreich
dieWurzeln vonWasserpflanzen sind.
Bei Seerosenhaben sie in etwadie glei-
che Ausdehnung wie der Teil, der aus
dem Boden herausragt. Dementspre-
chend mächtig muss der Untergrund
sein, in dem sie gedeihen.« Finkes bo-
tanisches Fachwissen umfasst jedoch
ausschließlich Gewächse, die im Was-
ser leben.
Neigt sich der Sommer dem Ende

entgegen, dann schließen sich die To-
re der Wasserpflanzengärtnerei Krau-
se. Bis das nächste Frühjahr kommt,
geht Finke einer zweiten Tätigkeit als
Callcenter-Mitarbeiterin nach. Im
März steht sie ihren Kunden dannwie-
der mit Rat und Tat zur Seite.

Heike Finke in einem der drei Wasserpflanzenteiche Foto: Filip Lachmann

Der Betrieb von Heike
Finke ist einer der we-
nigen in Sachsen, die
sich auf Hydrophyten
spezialisiert haben.

Die Suche nach
der hitzefesten
Schokolade
Münchner Experten wollen
Temperaturproblem lösen

Von Daniela Wiegmann, München

Die sommerlichen Temperaturen
machen den Schokoladen-Her-
stellern in Deutschland wenig
Freude. Klar: Wenn wenn sich die
Vollmilchtafel im Freibad in brau-
nen Brei verwandelt, geht die Lust
auf Schokolade schlagartig zu-
rück. Seit Jahren suchen die Her-
steller nach einem Ausweg aus
dem Sommerdilemma. Denn mit
jedem Grad mehr auf dem Ther-
mometer haben sie weniger Geld
in der Kasse. Aber die nicht-
schmelzende Schokolade, die sich
damit auch für den Export nach
Afrika und Asien besser eignen
würde, bleibt trotz aller Bemü-
hungen für Forscher und Firmen
eine bisher ungelöste Aufgabe.
Unter dem Stichwort »Tropen-

schokolade« liefen schon vor Jahr-
zehnten erste Tests mit hitzebe-
ständiger Schokolade. »Das The-
ma ist ein Dauerbrenner für die In-
dustrie«, sagt Lebensmittelfor-
scher Wolfgang Danzl, der sich am
Fraunhofer-Institut für Verfah-
renstechnik in Freising bei Mün-
chenmitHerstellungsverfahren für
Schokolade befasst.
Aber einen Durchbruch gab es

noch nicht. Zwar lässt sich der
Schmelzpunkt der Schokolade, der
normalerweise bei rund 36 Grad
liegt, etwa durch höher schmel-
zende Fette erhöhen. Das geht aber
auf Kosten des Geschmacks. Denn
dann schmilzt die Schokolade auch
nicht mehr im Mund, sondern
muss zerkaut werden wie eine al-
te Scheibe Brot.
»Das führt zu einem wachsigen

Mundgefühl«, sagt Danzl. In Bra-
silien ist inzwischen eine hitzebe-
ständige Schokolade im Handel.
Aber auch diese überzeugt den
Forscher geschmacklich nicht.
»Tranig«, lautet sein Urteil. »Der
Genuss geht zurück.«
Einen Erfolg konnte sein Team

aber beim »Fettreif« verbuchen,
wie ein anderes Problem bei
Schoko-Waren bezeichnet wird:
Gemeint sind weiße Flecken auf
der Oberfläche von überzogenen
Pralinen oder Gebäck. Sie ent-
stehen nach längerer Lagerung
durch Fettablagerungen und
werden von vielen Verbrauchern
irrtümlich für Schimmel gehal-
ten. Die Forscher haben aber he-
rausgefunden, dass sich diese
Problemzone durch Veränderun-
gen imHerstellungsprozess in den
Griff bekommen lässt.
Ein ähnlicher Fortschritt bei

der »Tropenschokolade« käme
der Schoko-Branche gerade mehr
als recht. In Deutschland stag-
niert der Schoko-Verzehr seit
Jahren bei neun bis zehn Kilo pro
Person und Jahr. »Das Wachstum
kommt ausschließlich über den
Export«, sagt eine Sprecherin des
Bundesverbandes der Deutschen
Süßwarenindustrie. Weltweit
wächst der Appetit auf Schoko-
lade beständig.
Mit steigendem Wohlstand

nimmt das Interesse vor allem in
China kräftig zu – und davon pro-
fitierten auch die Hersteller in
Deutschland. In Hitzeregionen mit
durchgehenden Kühlketten bis ins
Geschäft läuft der Handel bereits
gut, heißt es beim schwäbischen
Hersteller Ritter Sport. In Ländern
wie Indien sei die Infrastruktur
aber oft noch ein Problem.
»Zerlaufende Ware möchte na-

türlich niemand kaufen«, sagt ein
Unternehmenssprecher. Beim
Fraunhofer-Institut kommen des-
halb auch regelmäßig Anfragen
von Firmen nach hitzebeständi-
geren Verpackungen für die sen-
sible Ware.
In Deutschland setzen die Her-

steller derweil im Kampf gegen
das Sommerloch auf den Kühl-
schrank – mit gefüllten Schoko-
laden, die sich auch gekühlt nicht
in ein braunes Brikett verwan-
deln. Die beste Variante fürs Ge-
schäft ist aber immer noch küh-
les Wetter: Bei Temperaturen un-
ter 15 Grad zieht der Verkauf
wieder deutlich an. dpa/nd

»Baden auf eigene Gefahr«: das Ingelheimer Rhein-Strandbad Foto: dpa/Fredrik von Erichsen
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Notizen aus Venedig

Drogen und Rausch
Von Gunnar Decker

P rix« ist vielleicht der einzige
wirkliche Billigmarkt in Ve-
nedig. Dass er auf der Giu-
decca-Insel liegt, nicht weit

von der Redentore-Kirche, nicht weit
von meiner Wohnung, ist kein Zu-
fall. Hier wohnt das Volk von Vene-
dig, in der zweiten Reihe, den Bli-
cken der Touristen verborgen umden
Campo Junghans herum und noch
weiter hinter dem vormaligen Fab-
rikgebäude und jetzigen Luxushotel
»Molino Stucky«, wo sich das Viertel
mit dem sozialen Wohnungsbau Ve-
nedigs in Billigbeton erstreckt. Als
Ghetto der Armen will man das hier
nicht gern verstanden wissen, aber es
ist – bereits in fühlbarer Nähe zu den
Hafenanlagen – doch ein Ort, über
den die Venedig-Reiseführer, selbst
die alternativ gestimmten, nichts zu
berichten haben.
Im »Prix« also kaufen die ein, die

wenig Geld haben. Auch das gibt es
in Venedig. Alte Frauen mit ihren
Einkaufsnetzen, die extra mit dem
Vaporetto herüber gefahren kom-
men, rotgesichtige junge Männer in
schmuddeligen Trainingsanzügen,
die ganze Kartons mit Bierbüchsen
davon schleppen und jene sich hier-
her verirrenden dehydrierten Tou-
risten, die froh sind, im »Prix« eine
1,5 Liter FlascheWasser nicht für vier
oder fünf Euro wie am Markusplatz,
sondern für 19 Cent kaufen zu kön-
nen. Die Gänge des Supermarkts sind
immer mit Kartons verstellt, vollen
und leeren durcheinander, jeder
schiebt sie hin und her, will er an die
Regale dahinter gelangen. Man ist
herzerfrischend unfreundlich.
Hier gibt es alles, was man zum

Überleben in einer Stadt braucht, die
ganz und gar aufs Geld fixiert ist. Nur
das Weinregal habe ich mir abge-
wöhnt überhaupt noch zu beachten.
Die Weine kosten ein bis zwei Euro,

für den Preis kann es aber doch nur
Zuckerwasser mit Farbstoff und Al-
kohol sein.
Neulich habe ich gesehen, wie

»Prix« beliefert wurde. Es kamen
nicht die sonst für Venedig typi-
schen blauen Transportbootemit den
laut redenden und heftig gestikulie-
renden Männern, venezianisches Ur-
gestein mit freiem Oberkörper und
immer eine Parallelkommunikation
mittels zwischen Kinn und Schulter
geklemmtem Handy führend, dabei
ihre unförmigen Kähne traumsicher
noch in die kleinste sich bietende Lü-
cke quetschend, nein, das hier lief auf
anonyme Weise fabrikmäßig orga-
nisiert ab.
Ein großer Ponton wurde von ei-

nem Schleppboot den Giudeccaka-
nal hinauf gezogen, darauf stand,
frisch von der Autobahn, ein Fern-
laster und dahinter gleich ein Kran.
Vor dem »Prix« begann der Kran den
LKW zu entladen. Lauter passge-
naue Containerboxen auf Rädern.
Nach zehn Minuten zog der Schlep-
per den Ponton samt LKW und Kran
wieder den Kanal hinab. Soll man
diese perfekte Logistik nun bewun-
dern? Derart automatenhaft wirkt sie
gespenstisch und muss für das tra-
ditionelle Transportsystem der Stadt
ruinös sein.
Venedig ist natürlich ohnehin eine

Stadt der Ersatzstoffe: Traumersatz-
stoff, Lebensersatzstoff, Jugender-
satzstoff. Seit 1847 der Eisenbahn-
damm die Inselexistenz der Stadt be-
endete, übt sie sich in Existenzsimu-
lation, vorgeblich unberührbar von
Alter, Verfall und Untergang, den ei-
genen Tod immer wieder überle-
bend. Man ist angeschlossen an die
Welt, aber gibt sich weiterhin be-
harrlich den Anschein, als läge man
immer noch auf einer Insel, uner-
reichbar für die profanen Dinge des
Lebens. Doch irgendwie müssen die
zwanzig Millionen Besucher des Frei-

luftmuseums Venedig pro Jahr durch
die Stadt geschleust werden – und al-
le auf demWasserweg. Das geht nicht
ohne die Kraft der Suggestion, der be-
sondere Reiz des Ortes rechtfertige
alle Kosten, Mühen und zugefügten
Erniedrigungen.
Schon seltsam, auf der kleinen In-

sel Torcello, eine lange Stunde Va-
porettofahrt von Venedig entfernt,
wohnten im frühen Mittelalter über
zwanzigtausend Menschen. Heute
sind es vielleicht noch zwanzig. Tor-
cello war eine erste Zuflucht vor den
kriegerischen Unbilden des Fest-

lands, bevor Venedig es von diesen
Platz verdrängte. Inzwischen ist sie
nicht mehr als eine abgelegene Insel
mit einer überdimensionierten Kir-
che, von glanzvollen Zeiten kün-
dend, die lange vorbei sind. Dass Ve-
nedig nicht passierte, was Torcello
geschah, ist allerdings bewunderns-
wert. Doch hat der so erfolgreich ge-
führte Kampf um Anerkennung sei-
nen Preis. Die Rücksichtslosigkeit der
touristischen Selbstvermarktung, bei
gleichzeitig stakkatohaft gesteiger-
ten Kassandrarufen über die selbst
herbei gerufenen Besucherströme,
grenzt eher an Schizophrenie als dass
es ein erfolgreich kultiviertes Ge-
schäftsmodell ist.
Und doch muss es etwas geben,

das abhängig macht von der Droge
Venedig. Es kann doch nicht allein

Masochismus sein! Warum also lässt
man sich für den faulen Zauber, den
die Gondeln und das Café Florian
verbreiten, auf eine Weise ausneh-
men, als habe man ein ganzes Jahr
sein Geld nur darum mühsam ver-
dient, um es hier in kürzester Zeit in
einen der Kanäle zu versenken? Viel-
leicht ist es gerade das direkte Ne-
beneinander von höchstem Zauber
und schnödestem Kalkül, das derart
gefangen nimmt?
MeineWohnung ist natürlich nicht

meine Wohnung, sondern nur für ei-
nen Monat gemietet, zu einem über-
aus stattlichen Preis. An manche
Dinge gewöhnt man sich, an andere
eher nicht. Als ich in meinem dies-
jährigen Mietvertrag den Extra-Pos-
ten Endreinigung für 160 Euro ent-
decke, frage ich bei der vermitteln-
den Agentur an, ob sie das nicht
selbst für sittenwidrig hält? Ich solle
mich nicht mit dem Kleingedruckten
aufhalten, bekomme ich zur Ant-
wort, wichtig sei doch der Gesamt-
preis und der sei – was veneziani-
sche Verhältnisse betrifft – un-
schlagbar günstig.
Zurück zur Frage, warum man

trotzdem immer wieder herkommt.
Hippolyte Taine, der begnadete
französische Kunstschriftsteller, der
1864mit der Eisenbahn anreiste, gibt
eine Antwort zum »Kolorit Vene-
digs«, die gerade in ihrer Merkwür-
digkeit immer noch gültig erscheint:
»Dies ist die Perle Italiens, ich habe
nichts Ähnliches gesehen und weiß
nur eine Stadt, die dem sehr ent-
fernt und nur was die Gebäude be-
trifft, nahekommt: Oxford.« Es ist
wohl so, dass selbst ausgewiesener
Maßen vernünftige Menschen an
diesem, im ständig wechselnden
Licht der Lagune vor sich hin flim-
mernden Ort ein wenig verrückt
werden.
Ist Venedig eine Droge? Egal, auf

nach Oxford!

Hier gibt es alles, was
man zum Überleben in
einer Stadt braucht,
die ganz und gar aufs
Geld fixiert ist – auch
eine herzerfrischende
Unfreundlichkeit.

»Denn das ist eine
arme Mauß/ Die
nurt weis zu eim
Loch hinauß.«

Georg Rollenhagen (1542-1609)

Musikfest im Norden

Tschaikowsky
und die Stille
Von Thomas Morell

Hamburg ist bedeutend besser
als Berlin«, schrieb der russi-

sche Komponist Peter Iljitsch
Tschaikowsky (1840-1893) in sei-
nem Hotelzimmer am Hamburger
Jungfernstieg. »Denn erstens habe
ich vom Balkon aus eine köstliche
Aussicht und zweitens gibt es da
viel mehr Amüsements.« Tschai-
kowsky steht im Mittelpunkt des
diesjährigen Schleswig-Holstein
Musik Festivals, das am Sonntag in
Lübeck eröffnet wird. Anlass ist der
175. Geburtstag des Komponisten
in diesem Jahr. Im Laufe seines Le-
bens hat Tschaikowsky eine enge
Beziehung zu Hamburg und auch
zu Lübeck entwickelt.
Sechs Hamburg-Besuche des

Komponisten sind bekannt, der
erste mit 21 Jahren, als er noch
Sekretär im Justizministerium
von St. Petersburg war. Jahre
später reiste Tschaikowsky am11.
Januar 1888 auf Einladung der
Philharmonischen Gesellschaft
das erste Mal als Dirigent nach
Hamburg. Doch schon einen Tag
später machte er sich auf denWeg
nach Lübeck. Er wolle sich »eini-
ge Tage irgendwo verbergen, um
in der Einsamkeit frei zu sein,
mich auf mich selbst zu besinnen
und für die kommenden Qualen
mit Geduld zu wappnen«. Mit den
»Qualen« war sein Gastspiel in
Hamburg gemeint, wo er unter
anderem sein heute so populäres
1. Klavierkonzert dirigieren soll-
te.
In Lübeck lobte Tschaikowsky

vor allem das »schöne, elektrisch
erleuchtete« Stadttheater mit
»vollkommenem Komfort und
vollkommener Sicherheit«. Of-
fensichtlich hat es ihm hier gut
gefallen. »Lübeck ist eine sehr
nette Stadt, das Hotel ist großar-
tig und ich genieße unaus-
sprechlich die Stille und Ruhe.«
Der Aufenthalt »hat auf mich ei-
nen außergewöhnlich wohltuen-
den Einfluss«.
Pech nur, dass der bekannte

Komponist am dritten Tag im
Stadttheater erkanntwurde. »Man
schleppte mich ans Buffet, veran-
lasste mich, Bier zu trinken, und
so ging es immer weiter.« Erträg-
lich wäre es ihm allenfalls gewe-
sen, nur Zuhörer sein zu dürfen.
»Ich litt und ärgerte mich schreck-
lich.« Doch dann raffte er sich auf,
lehnte das Abendessen im Club
entschieden ab und erklärte sich
für krank. »Trotzdem begleitete
man mich bis zu meinem Quar-
tier.« Es sollte der einzige Besuch
in Lübeck bleiben.
Ein Jahr nach dem ersten Auf-

tritt dirigierte Tschaikowsky in
Hamburg am 15. März 1889 die
deutsche Erstaufführung seiner 5.
Sinfonie, die dem Vorstandsmit-
glied der Philharmonischen Ge-
sellschaft, Theodor Avé-Lalle-
mant, gewidmet war. Weitere
Hamburg-Besuche gab es 1893 zur
deutschen Erstaufführung seiner
Oper »Eugen Onegin« mit dem Di-
rigenten Gustav Mahler und zur
Wiederaufnahme seiner Oper
»Jolanthe«. Zwei Monate später
starb Tschaikowsky.
Seit fünf Jahren hat Hamburg

im Karo-Viertel auch einen
Tschaikowsky-Platz, auf dem die
russisch-orthodoxe Kirche steht.
Das Tschaikowsky-Haus der Ge-
meindemöchte vor allem deutsch-
russische Kulturprojekte fördern.
In der Laeiszhalle steht eine Port-
rät-Skulptur. epd/nd

Heidemarie Wenzel 70

Blond und
besonders
Von Hans-Dieter Schütt

Keine Koloraturgeste, dafür ein
Maß und eine Bemessenheit,

die ganz Zauber des verführerisch
Kühlen war: Heidemarie Wenzel.
Aus dem Fond jedes ernsten Bil-
des von ihr strahlte dennoch et-
was reizvoll (auch gefahrvoll!)
Helles, Funkelndes. Sie verkör-
perte bei der DEFA jenes moderne
(also riskante!), jenes zurückhal-
tend Elegische, das in anderen eu-
ropäischen Kinematographien an-
dere weibliche Namen hatte. Sam-
melname: blonde Hexe.
Hexe war Wenzel nie. Oder be-

sonders hexisch – mit diesem Kern
Schüchternheit im Erotischen ih-
rer Aura. Die nahezu Verschlosse-
ne, die mit langhaariger, herb-
schönem Charisma Filmerlebnis
wurde: als selbstbestimmte Leh-
rerin in »Zeit der Störche«, vor al-
lem als Fanny in Egon Günthers
»Abschied« nach dem Roman von
Johannes R. Becher. Ulbricht steht
bei einer Vorstellung zu Ehren Be-
chers auf, verlässtmit seinemTross
das Berliner Kino »Kosmos«. Gün-
ter Kunert hatte das Drehbuch ge-
schrieben – der Autor in seinen Er-
innerungen: »Teils ist es erstaun-
lich, teils befriedigend für uns,
festzustellen, wie nahtlos sich die-
se Regierung und ihr Militär mit
der Herrschaft des Wilhelmini-
schen Reiches identifiziert.«
1945 wird Heidemarie Wenzel

in Berlin geboren, studiert hier
auch Schauspiel. Iris Gusner dreht
mit ihr »Die Taube auf dem Dach«
(1973), der Film wird verboten.
Wie ein Omen: Ziehkind der Zen-
surwar sie nie. In der »Legende von
Paul und Paula« ist sie gewisser-
maßen der Stein des Anstoßes:
Beamten-Pauls geistlos schöne, öd
vampsüchtige Ehefrau. 1988 Aus-
bürgerung. Wenzels Mann, der
Regisseur Helmut Nitzschke, war
im Westen geblieben; und weil die
Schauspielerin sofort einen Aus-
reiseantrag stellte, blieb ihr nur:
Büromitarbeiterin in der Kirche –
als Wenzel sich dann noch mit der
Bürgerrechtsbewegung solidari-
sierte, kam der Rauswurf.
Ihre Laufbahn verfügt über kein

kontinuierlich herausforderndes
Werk. Handwerk jedoch blieb im-
mer – und wo sie unterm Babels-
berger Signum in Erscheinung trat,

trat eine Besonderheit in Erschei-
nung, und es überzeugte ein Spiel,
das nie zur Eindeutigkeit verhär-
tete. Da muss am Ende keiner fra-
gen, wie oft jemand vor der Ka-
mera stand; die Art, um kenntlich
zu werden, benötigt keine langen
Listen. Ich sehe ihre Agnes im
»Wolz«-Film von Günter Reisch
und Günther Rücker: die Tochter
aus besserem Haus auf novem-
berrevolutionärer Seite; dort dann
ein Seelenriss-Erleben zwischen
roter Disziplin und noch röterem
Anarchieglühen. Die Wenzel spielt
das mit trauriger Untergründig-
keit und einer leise-langsamen
Noblesse, die in der Liebe zur »Sa-
che« aufgeht, wohl wissend, dass
darin wahre Liebe nur untergehen
kann.
Am heutigen Dienstag wird die

Schauspielerin 70. »Immer wieder
Liebe« heißen ihre Erinnerungen
(geschrieben mit Karen Matting),
die im kommenden Jahr im Ver-
lag Das Neue Berlin erscheinen.

Heidemarie Wenzel 1999 als »Blinde
Brigitta« bei den Störtebeker-
Festspielen Foto: picture alliance/Sauer

Wer an Venedig denkt, denkt an Gondeln, den Markusplatz und flanierende Liebespaare. Doch die künstliche Stadt hat auch eine andere, profanere Seite. Foto: Imago/GranAngular
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Zum 75. Geburtstag des Ex-Beatles Ringo Starr: Songs unabwendbarer Weisheit und ein Rat Peter Handkes

Kauzig, komisch, kindlich
Von Hans-Dieter Schütt

J ede Kunst hat Botschaft und
Klima. In einer Botschaft
kannst du nicht leben, im Kli-
ma schon. Einen jungen Mann

im Klima der Musik der Beatles be-
schrieb ein Dichter so: »Natürlich
wurden ihm diese Töne daheim nicht
erlaubt. Aber aus der Jukebox im ver-
rülpsten Espresso-Café nebenan ließ
er selbstbewusst tremolieren, was ihn
mit Schaudern der Wonne, Wärme
und des Gemeinschaftsgefühls über-
zog.« Der Dichter heißt Peter Handke
und trug damals die Frisur der Pilz-
köpfe. Weltvernetzung gegen Orts-
mief. Der Raum weitete sich bei die-
ser Musik so wie jener Brustton, der
nachsang, was man da hörte. Als sei
es möglich, in eine unbekannte Ewig-
keit jenseits der eigenen, engge-
steckten Erfahrung zurückzukehren.
Als gebe es weiße Schatten. Als exis-
tiere nirgends mehr ein Beweis für
Kälte.
Handke fragte damals, wann eine

solche Anmut wie die der Musik der
Beatles endgültig und umfassend in
die Wirklichkeit treten würde. An-
mut? Auch die Beatles, sie doch zu-
erst, waren in den Ohren der Älteren
Schreikrampf und in deren Augen
langhaarige Verwahrlosung. Im Os-
ten hieß das: Gammler, und zu den
vielen Scheren im Kopf kamen die
Scheren an den Schopf. Und doch, ja:
Anmut! – so verstanden, wie Ro-
mancier Norman Mailer einst jenen
Sog beschrieb, der die Jugend des US-
Mittelstandes in die dunklen Keller
des schwarzen Jazz zog: »Es galt, da-
bei zu sein und ein weißer Farbiger
zu werden. Anmut zu besitzen, hieß,
den Geheimnissen des inneren, un-
bewussten Lebens näher zu sein.« Al-
so: das Klima, nicht die Botschaft.
Man war in der Welt des Werktags
plötzlich ein Geschöpf der Samstag-
nacht, man begründete durchbebt ei-
ne neue Gattung des Abenteuers. Es
geht ja immer um diese drängende
Tonlage, bei der du etwas Ureigenes
empfindest, an dessen Illusionismus
du dich berauschst. Du willst die Welt
und dich nicht einfach aushalten, du
willst dich bergen, und siehe da (beim
Hören!): Du bist geborgen. Bleibst
daher nicht Hörer, wirst hörig.
Ringo Starr, Schlagzeuger der

Beatles, wird heute 75 Jahre alt. Der
Kauzige, der Komische. Nicht nur von
der natürlichen Bühnenposition her
der Mann im Hintergrund. Selbstiro-
nischer Underdog zwischen selbstbe-
wussten Überfliegern. So allürenfrei
wie frei vom Verdacht, ein Genie zu
sein. Sein Humor war dem geist-
scharfen Witz John Lennons ein grup-
penkittender Gegenpart. Richard
»Ritchie« Starkey Ringo Starr – der
Rocker aus dem Arbeitermilieu, dies
fortwährend kranke Scheidungskind,
das sein schulisches Mittelmaß nicht
etwa überwand, sondern es stur un-
terbot. Drummer bei »Rory Storm &
The Hurricanes«, der Band, auf die
Lennon, McCartney, Harrison mit
Neid blickten. Die räumten ab,
»Mann!, Ringo hatte sogar ein Auto,
einen Zephir Zodiac«, staunte Paul.

Fast über Nacht dann, 1962: Rin-
go als Notlösungs-Beatle, engagiert
für den hinausgeworfenen Pete Best,
aber schnell integriert. Lennon: »Der
Bart muss ab, die Koteletten kannst
du behalten.« Als quäkheiterer und
grummellockerer Sänger (»Yellow
Submarine«, »With a Little Help From
My Friends«) eher geduldet als er-
koren – Paul McCartney: »Was er
sang, musste etwas sein, das er be-
griff.« Und als Komponist (»Don’t Pass
Me By«, »Octopus’s Garden«) blieb er
dem Korrekturdrang Pauls ausge-
setzt – der mitunter nächtens, per-
fektionswütig, Starrs Schlagzeug-
parts umschrieb.
Die Beatles waren die Ersten und

Entschiedensten, die aus erlauschten
Kopien eine revolutionäre Ästhetik des
Eigensinns schufen. Eines Eigensinns
zu viert. Bei dem Ringo der Kindlich-
Naive war. Stets dann, wenn alles
Kunst zu werden schien, sorgte er für
den Verbleib von irgendetwas Reel-
lem im Raum. Im späteren Klangla-
bor, im Ätherischen, wo indische Ton-
leitern mit der Harmonik Mahlers ver-
schmolzen, blieb er der Bodenständi-

ge, blinzelte störrisch als Clown. Im
freien, auch gefährlich konfliktrei-
chen Wechselspiel der vier Tempera-
mente, im Strudel der Verfestigungen
verkörperte Ringo Starr die rettende
Kraft der Auflockerungsübung.
Auf dem Cover des letzten Albums

»Abbey Road« (elf der zwölf Origi-

nalalben entstanden in denStudios an
dieser Londoner Straße) paradieren
alle Vier über einen Zebrastreifen.
Freunde auf dem strammen Marsch
in die Aufkündigung. Das Hinterei-
nander: schon ein Auseinander. John
voran, ganz Gala: in Weiß. George in
Jeans und mit dem Bart des Prophe-
ten. Paul im Anzug dessen, der im-
mer auf Geschäftsreise ist. Und Rin-

go in Schwarz, als beginne gleich sein
Job als Sargträger. John energievoll
missionarisch, George sinnsucherisch
sanft, Paul im Elan des sicheren Er-
folgsverwalters. Und Ringo? Ein Ar-
beiter im ungewohnten Sonntags-
staat – so einer geht nicht gewinnend
auf etwas zu, so einer muss achtsam
sein, dass er nicht verloren geht.
Es war eine Zeit, die vom Wunder

erzählte, Massenkultur mit Avant-
garde zu verbinden. LSD traf auf
Maoismus, und die Beatles waren ei-
nes der schönsten Werbegeschenke
des Westens an sich selber. Die Kauf-
kraft nahm zu, und die fantastischen
Vier eröffneten das große Geschäft,
in demman Kraft kaufen konnte. Fürs
atemlose oder oblomowsche Leben
im gelben Unterseeboot, das den
Wunsch antrieb, nie wieder hoch-
tauchen zu müssen in eine Ordnung
aus Erstarrtem und Verbrauchtem.
Beatles-Songs als Baustoff einer
schönen neuen Welt – ganz aus Plat-
ten-Bau.
»Sartre, Camus, Heidegger und

Teilhard de Chardin verändern die
politisch relevante Gesellschaft we-

niger als die Beatles oder der Mini-
rock der Mary Quant«, schrieb Ru-
dolf Augstein 1967. Er schrieb es in-
grimmig und enttäuscht. Es war die
Einsicht der Erzieher in jenen trauri-
gen Tatbestand, der sich geschicht-
lich so gern wiederholt: Gegen Welt-
verbesserer, Revolutionäre gar, er-
richtet sich immer eine Wand des
Misstrauens. Logisch: Denn letztlich
gefährden, ja zerstören sie genau das,
was jene Gesellschaft, gegen die sie
rebellieren, für viele so erträglich bis
lebenswert macht.
Auf dem Cover von »Rubber Soul«

(Ende 1965) ist Ringo, wie alle an-
deren, erstmals ein Erwachsener.
»Norwegian Wood« und »Nowhere
Man« besaßen dann jenes Tempo, das
den Fans rhythmische Grundlagen für
die gewohnten Hopsarien unter den
Beinen wegriss. Vielleicht gab Elvis
dem Pop einen Körper, Bob Dylan gab
den Geist, und die Beatles streuten
sämtliche Bedeutungsschwere in alle
Winde; Engelszungen, die das Ge-
wicht der Welt wegsangen – aber
wenn es just am Ende eines sehr erns-
ten Songs, »Within You, Without
You«, ein Gelächter gab, so drückte
dies das Schicksal jeder schönen Idee
aus: Sie endet in einer Wahrheit, die
weh tut. Auch die Beatles, diese größ-
ten Quantensprungmeister des Pop,
verkörperten die Idee vom Kollektiv
– und der unweigerlichen Erkennt-
nis, dass Kollektive zerbrechen. Den
Beatles reichten acht Jahre bis zum
Beginn der Unsterblichkeit.
Es ist wahrscheinlich das gemüts-

befreiende Glück eines Ringo Starr,
nie wirklich auf der mythischen Höhe
jener Legende gelebt zu haben, deren
Teil er war. So kommt man zum Ge-
schenk, in den Bergen Hollywoods in
Ruhmesruhe einfach nur gelassen alt
zu sein. Ein Leben als Schauspieler
zersoff er. Immerhin: Fast zwanzig Al-
ben hat er herausgebracht. Mehr und
mehr schrieb er Songs unabwendba-
rer Weisheit: Klugwerden besteht kei-
nesfalls im Verzicht auf Sehnsüchte,
wohl aber im Eingeständnis, dass die
Welt nicht verpflichtet ist, sie zu er-
füllen – daher hat der Mensch Trost
nötig. Für Ringo Starr kam der Trost
früh, und früh heißt: als das Leben fast
schon vorbei war. Tbc. Dem kranken
Jungen stellte man damals ein Schlag-
zeug ans Bett. Und am Ende stand
dann jener grandiose Backbeat, der
Geschichte schrieb. In seinen »Regeln
für Schauspieler« (1966) empfahl Pe-
ter Handke: »In dem ersten Beatles-
Film (›A Hard Day’s Night‹) Ringo
Starrs Lächeln ansehen, das Lächeln
in jenem Augenblick, da er, nachdem
er von den andern gehänselt worden
ist, sich an das Schlagzeug setzt und
zu trommeln beginnt.«
Ein Bild für ein Weltverhalten: Zu

ändern ist für den jeweils Kleinsten
nichts – aber spielen kann man und
kann im Spiel für Augenblicke un-
vermindert leben. Das Schlagzeug:
gegen alles Feindliche ein Schlacht-
zeug. Der Verletzliche schlägt zu.
Schlägt zurück, indem er drauf-
schlägt, als peitsche er sich selber –
hoch. Und geschehen kann es, dass
du zu Dröhnen gerührt bist.

Ringo, der Mann im
Hintergrund: ein
selbstironischer Under-
dog, frei vom Verdacht,
ein Genie zu sein.

Früher Notlösungs-Beatle, heute der Mann in den Bergen Hollywoods: Ringo Starr Foto: dpa/Sebastian Nogier

Künstler gingen bei Monika Reichert fast 50 Jahre ein und aus. Nun gewährt sie Einblick in ihre Erinnerungen

Die Anekdotenküche des Literaturbetriebs
Von Björn Hayer

Nähkästchengeplauder, Be-
triebsschau, ein bisschen
Klatsch, gutes Essen und die

kleinen Geschichten, die doch ir-
gendwie auch vom Wesen des Le-
bens erzählen – dies alles bietet Mo-
nika Reicherts fabelhaftes Vademe-
cum »Auch Joyce saß mit am Tisch
oder das Lämpchen im Eisschrank.
Aus den Erinnerungen einer Gastge-
berin«. Seit den sechziger Jahren ge-
hen bei ihr Redner und Denker,
Schöngeister und Künstler ein und
aus. Ganz im Geist der Salontreffen
des 19. Jahrhunderts werden die mal
festlichen, mal intimen Runden bei
dem 1938 geborenen Herausgeber
und Übersetzer Klaus Reichert sowie
seiner Frau zur festen Institution in

der Literaturszene von Frankfurt am
Main. Kulinarik und Kultus bilden da-
bei stets die Rezeptur einer offenen
Begegnungsstätte, wo Persönlichkei-
ten wie Pierre Boulez, Peter Szondi,
Franziska Augstein oder Urs Widmer
zusammenkommen.
Tagebuchartig hat die Autorin nun

ihre prägendsten Erinnerungen der
letzten knapp 50 Jahres festgehalten.
Wir erfahren viel beiläufiges – etwa
wie das Ehepaar 1992 in Venedig zu-
fällig mit Bruno Ganz Bekanntschaft
macht oder mit welchen Schwierig-
keit sichHans Traxler beimMalen von
Wolken konfrontiert sieht – und zu-
gleich sehr persönliches: Wenn wir
beispielsweise Max Frisch als Freund
der Familie kennenlernen, der Mo-
nika zur Geburt ihrer Tochter Anna
einen erlesenen Holzschnitt von sei-

ner Chinareise mitbringt, erscheint
uns der Schweizer Autor ganz nah.
Sein Geschenk mag zwar zuerst et-
was skurril klingen. Doch Frischs Auf-
fassung »Babies sehen immer wie

kleine Chinesen aus« verleiht dem
Souvenir wiederum eine liebevolle
Geste.
An Reicherts Tafel – ob zu den

Buchmessen, Geburtstagen oder dem
bald monatlich stattfindende Jour fi-
xe – menschelt es. Hinter den Künst-

lern treten Privatpersonen hervor und
geben dem Leser Einblick in einen
selbstzirkulären Kulturbetrieb. Der
Blick durch das Schlüsselloch erhellt
uns die ansonsten fernen Charaktere
hinter den großen Werktableaus.
Ohne Hohn, dafür mit liebevoller

Anteilnahme schildert das Buch
überraschende und humorvolle Be-
gebenheiten. Kaum zu glauben, aber
wahr: Selbst die Meister des Dada
und Wortwitzes, Friederike Mayrö-
cker, genannt »Fritzi«, und Ernst
Jandl, lassen sich von einer Schie-
ßereigeschichte, die sich 1969 eini-
ge Tage vor ihrer Anreise im Trep-
penhaus der damals noch im Frank-
furter Westend gelegenen Reichert-
Wohnung ereignet, in Angst und
Schrecken versetzen. »Ihre Gesichter
versteinerten, sie taten kein Auge zu

und verließen am nächsten Morgen
schon in aller Frühe das Haus in
Richtung Bahnhof.«
Amüsant lesen sich diese Erzäh-

lungen vor allem, weil sie so unmit-
telbar dem Leben entspringen. Er-
gänzt durch die jeweiligen Kochre-
zepte des gemeinsamen Mahls, er-
fahren wir in jeder Episode das Be-
sondere und Sinnliche des Aufei-
nandertreffens. Als wäre Reichert
auch unsere Gastgeberin, öffnet sie
nun die Türen für die Leser. Ent-
standen ist eine reizvolle Anekdo-
tensammlung, charmant und delikat!

Monika Reichert: Auch Joyce saß mit
am Tisch oder das Lämpchen im Eis-
schrank. Aus den Erinnerungen einer
Gastgeberin. Waldemar Kramer Verlag.
246 S., geb., 20 €.

Schöngeister beim
gemeinsamen Mahl

Neil Young & Monsanto

Unverblümte
Botschaft
Von Thomas Grossman

L iving With War« hieß im Jah-re 2006 ein Album des kana-
dischen Musikers Neil Young, das
sich gegen US-Präsident Bush und
den Irakkrieg richtete. Es war wie
ein Befreiungsschlag. »Ich war-
tete lange«, erklärte Young da-
mals, »dass ein jüngerer Musiker
kommt, um die so nötigen Songs
zu schreiben, sich aufzulehnen.
Doch dann entschied ich, dass es
wohl doch wieder meine Gene-
ration machen muss.«
Nun hat der fast 70-Jährige

wieder zugelangt und ein wü-
tendes Album gegen den Che-
mie- und Biotechnologiekonzern
Monsanto, aber auch gegen die
Handelskette Walmart, das Un-
ternehmen Starbucks und den
Energiekonzern Chevron veröf-
fentlicht.
Das Unternehmen Monsanto

versorgte bereits während des Vi-
etnamkrieges die USA mit dem
Entlaubungsmittel Agent Oran-
ge, macht heute ein Riesenge-
schäft mit genmanipulierten
Pflanzen und treibt Bauern in die
Abhängigkeit von dem Konzern.
»The Monsanto Years« ist

Youngs 36. Studioalbum. Einge-
spielt hat er es mit der kaliforni-
schen Rockgruppe »Promise Of
The Real«, der auch zwei Söhne

des berühmten Country-Stars
Willie Nelson angehören. »Pro-
mise Of The Real« haben sich
2008 gegründet, und ihre großen
Vorbilder heißen Jimi Hendrix
und Neil Young.
Anfang diesen Jahres schickte

Young der Gruppe eine Demo-
Kassette mit akustischen Versio-
nen neuer Songs, die die Band
fleißig probte. Bis Youngs Mana-
ger sie warnte: »Übt nicht zu viel.
Neil mag es nicht, wenn es per-
fekt ist.« Aufgenommen wurde
dann im Schauspielhaus »Teatro«
in Oxnard (Kalifornien). Man
spielte dort live zusammen, ohne
das einzelne Instrumente isoliert
wurden. So gerieten die Songs
spontan, energiegeladen. Dazu
fügte Young seine typischen Gi-
tarren-Soli – oft erklingt auch ein
schöner Satz-Gesang. Einiges er-
innert an Crazy Horse, die Band,
mit der Young vierzig Jahre lang
sporadisch zusammenarbeitete.
Neil Youngs Botschaft ist un-

verblümt, ohne esoterische Poe-
sie. Es geht bevorzugt gegen
Schweinekonzerne, gewissenlose
Firmenchefs und »faschistische
Politiker«. In dem Song »People
Want To Hear About Love« heißt
es ironisch: »Sprich nicht über die
Chevron-Millionen, die an Pipe-
line-Politiker gehen / denn die
Leute wollen nur was von Liebe
hören (...) Sprich nicht über die
Konzerne, die all unsere Rechte
kapern / denn die Leute wollen
nur was von Liebe hören.«
Im achtminütigen Stück »Big

Box« textet Young: »In den Stra-
ßen des Capitols übernehmen die
Konzerne die Kontrolle / die De-
mokratie wird zu ihren Füßen
zerschmettert«. Und in dem eher
fröhlichen »A Rock Star Bucks A
Coffee Shop« heißt es: »Ich will
eine Tasse Kaffee / doch ich will
keinen GMO (genetisch verän-
derten Organismus – T.G.) / Ich
möchte meinen Tag beginnen,
ohne Monsanto zu helfen.«
Inzwischen haben übrigens

Monsanto,Walmart, Chevron und
Starbucks gegen das Album pro-
testiert. Ach ja: Es erscheint üb-
rigens beim Großkonzern War-
ner.

Neil Young & Promise Of The Real:
The Monsanto Years (Warner)

»Konzerne überneh-
men die Kontrolle /
Die Demokratie wird
zu ihren Füßen
zerschmettert.«
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KIKA

  5.30  ZDF-Morgenmagazin
  9.00  Tagesschau Mit Wetter
  9.05  Rote Rosen Telenovela
  9.55  Sturm der Liebe
 10.45  Um Himmels Willen
 11.35  Papageien, Palmen & Co.
 12.00  Tagesschau Mit Wetter
 12.15  ARD-Buffet U.a.: Zuschauerfra-

gen zum Thema: Was tun gegen 
Schnecken im Garten 

 13.00  ZDF-Mittagsmagazin
 14.00  Tagesschau
 14.10  Rote Rosen Telenovela
 15.00  Tagesschau
 15.10  Sturm der Liebe
 16.00  Tagesschau Mit Wetter
 16.05  Radsport Tour de France  

 4. Etappe: Seraing (B)- 
Cambrai (F) · Live

 17.25  Brisant
 18.00  Wer weiß denn sowas? (2)
 18.50  Akte Ex Krimiserie
 19.45  Wissen vor acht – Mensch
 19.50  Wetter vor acht
 19.55  Börse vor acht
 20.00  Tagesschau
 20.15  Tierärztin Dr. Mertens 

Der Mann mit dem  
Papagei · Tierarztserie

 21.00  In aller Freundschaft 
Krokodilstränen · Arztserie

 21.45  Fakt Das MDR Magazin
 22.15  Tagesthemen Mit Wetter
 22.45  Die Adoption  

Dokumentarfilm, D 2015
  0.15  Nachtmagazin

8.35 Tele-Gym 8.50 Das Waisenhaus für wilde 
Tiere 9.40 Abendschau 10.25 Wir in Bayern 
11.40 Dahoam is Dahoam 12.10 In aller Freund-
schaft 12.55 Nashorn, Zebra & Co. 13.45 Gernstls 
Zeitreisen 14.15 Bulgarien – Durch den wilden 
Balkan 15.05 Polizeiinspektion 1 15.30 Wir in 
Bayern 16.45 Rundschau 17.00 Gernstls Zeitrei-
sen 18.00 Abendschau 18.45 Rundschau 19.00 
Gesundheit! 19.45 Dahoam is Dahoam 20.15 
Tatort · Hexentanz · TV-Kriminalfilm, D 2003 21.45 
Rundschau-Magazin 22.00 Münchner Runde 22.45 
Die Hochstapler – Wie man andere belügt, betrügt 
und manipuliert · Dokumentarfilm, D 2006 0.10 
Rundschau-Nacht 0.20 Italia '90 1.55 XIV. Fußball-
Weltmeisterschaft 1990 in Italien (VPS 2.00)

  5.30  ZDF-Morgenmagazin
  9.00  heute Xpress
  9.05  Volle Kanne – Service täglich 

Top-Thema: Ausstieg aus der 
Sekte / Einfach lecker: Salat-
dressings – Kochen mit Armin 
Roßmeier / Reihe: Besserwisser 
– Wer erfand die Pommes?

 10.30  Die Rosenheim-Cops
 11.15  SOKO Wismar
 12.00  heute
 12.10  drehscheibe Magazin
 13.00  ZDF-Mittagsmagazin
 14.00  heute – in Deutschland
 14.15  Die Küchenschlacht
 15.00  heute Xpress
 15.05  Bares für Rares
 16.00  heute – in Europa
 16.10  SOKO Kitzbühel Krimiserie
 17.00  heute
 17.10  hallo deutschland
 17.45  Leute heute
 18.05  SOKO Köln Krimiserie
 19.00  heute
 19.20  Wetter
 19.25  Die Rosenheim-Cops
 20.15  Königliche Liebe Frischer Wind 

für Schwedens Monarchie
 21.00  Frontal 21
 21.45  heute-journal Wetter
 22.15  Hannes Jaenicke: Im  

Einsatz für … Löwen
 23.00  Im Bannkreis der Erwählten
 23.30  Markus Lanz Talkshow
  0.45  heute+
  1.00  Neu im Kino Magazin

  5.55  Zwischen Himmel und Erde
  7.45  Eine Sommerreise 

durch den Kaukasus
  8.30  X:enius
  9.00  Kampf um Tibet
  9.50  Peace Parks – Mandelas 

letzter Traum Dokumentation
 10.45  Die kulinarischen Abenteuer 

der Sarah Wiener
 11.10  Ein Moped auf Reisen
 11.40  Abenteuer Türkei
 12.25  360° Geo Reportage
 13.20  ARTE Journal
 13.55  Der 200-Jahre-Mann (Wh.) · 

Science-Fiction-Film, USA/D 
1999 · Mit Robin Williams, Sam 
Neill, Wendy Crewson u.a.

 16.00  Angkor entdecken · Dokumen-
tarfilm, F 2013

 17.30  Mit Dolch und Degen
 18.25  Sotschi am Schwarzen Meer
 19.10  ARTE Journal
 19.30  Fahrt ins Risiko (2/5)
 20.15  Indien – Gewalt im Lande 

Gandhis
 21.10  Indiens verlorene Töchter
 22.00  Sex: Tabu im Land 

des Kamasutra
 22.50  Indien – Land mit Zukunft
  0.25  ARTE Reportage Let  

My People Go
  1.20  Drei Leben: Axel Springer Ver-

leger – Feindbild – Privatmann · 
Dokumentarfilm, D 2012

  2.40  900 Tage (VPS 2.50)  
Dokumentarfilm, NL 2011

  6.20  Kulturzeit
  7.00  nano Magazin
  7.30  Alpenpanorama
  9.00  ZIB
  9.05  Kulturzeit Magazin
  9.45  nano Magazin
 10.15  Ekstase und Schock
 11.00  Die Wollersheimer (1/4)
 11.25  Namibia – Arche Noah Afrikas
 11.40  Natur im Garten
 12.10  Am Schauplatz Gericht
 13.00  ZIB
 13.20  Kampf um Germanien (1/2)
 14.05  Kampf um Germanien (2/2)
 14.45  Die Deutschen
 18.30  nano Magazin
 19.00  heute
 19.20  Kulturzeit Magazin
 20.00  Tagesschau
 20.15  Barbara Drama, D 2012 · Mit 

Nina Hoss, Ronald Zehrfeld, 
Rainer Bock u.a.

 22.00  ZIB 2
 22.25  Jerichow Drama, D 2008  

Mit Benno Fürmann, Hilmi 
Sözer, Nina Hoss u.a.

 23.50  Wir gehören zusammen! 
Leben mit meinem  
behinderten Bruder

  0.20  10vor10 (VPS 21.50)
  0.50  Barbara (Wh.) · Drama, D 2012 

· Mit Nina Hoss, Ronald Zehr-
feld, Rainer Bock u.a.

  2.30  Jerichow (Wh.) · Drama, D 
2008 · Mit Benno Fürmann, 
Hilmi Sözer, Nina Hoss u.a.

  8.05  Sturm der Liebe
  8.55  Nordisch herb
  9.45  Kim Fisher entdeckt
 10.10  Seehund, Puma & Co.
 11.00  MDR um elf
 11.45  In aller Freundschaft
 12.30  Das Traumhotel 

TV-Familienfilm, D/A 2005 
Mit Christian Kohlund, Ruth-
Maria Kubitschek u.a.

 14.00  MDR um zwei
 15.00  LexiTV – Wissen für alle
 16.00  MDR um vier
 17.45  MDR aktuell
 18.15  Wetter für 3
 18.20  Brisant Magazin
 18.54  Unser Sandmännchen
 19.00  Regional
 19.30  MDR aktuell
 19.50  Kim Fisher entdeckt
 20.15  Umschau MDR-Magazin
 20.45  Der Osten Entdecke wo du 

lebst · Der Welterbetraum – 
„Burgenland Saale-Unstrut”

 21.15  Geschichte Mitteldeutsch-
lands Das Magazin

 21.45  MDR aktuell
 22.05  Wem gehört der Osten? 

(2/3) Das Land
 22.50  Polizeiruf 110 1A Landeier · 

TV-Kriminalfilm, D 1994  
Mit Martin Lindow, Oliver 
Stritzel, Inge Meysel u.a.

  0.15  Bastard Thriller, D 2011 · 
Mit Sibylle Canonica, Martina 
Gedeck, Finn Kirschner u.a.

  8.30  Abendschau
  9.00  zibb
  9.55  ARD-Buffet Magazin
 10.35  Rote Rosen
 11.25  Sturm der Liebe Telenovela
 12.15  Panda, Gorilla & Co.
 13.00  rbb aktuell
 13.05  Schloss Einstein
 13.30  In aller Freundschaft
 14.15  Planet Wissen
 15.15  Irland: Drei Farben Grün (3/3)
 16.00  rbb aktuell
 16.05  Die 30 legendärsten  

Popstars der Achtziger
 16.50  kurz vor 5
 17.00  rbb aktuell
 17.05  Leopard, Seebär & Co.
 17.55  Unser Sandmännchen
 18.00  rbb um 6
 18.30  zibb
 19.30  Abendschau
 19.30  Regional
 20.00  Tagesschau
 20.15  Geheimnisvolle Orte Der 

Friedrichstadt-Palast
 21.00  Die rbb Reporter Neue Röhren 

für die Mitte – Der Lücken-
schluss der U-Bahn-Linie 5

 21.45  rbb aktuell
 22.15  Thadeusz
 22.45  Der Fall X – Wie die DDR West-

Berlin erobern wollte
 23.30  Goldrausch – Die 

Geschichte der Treuhand
  1.05  Thadeusz
  1.35  Berliner Abendschau 

  7.20  Rote Rosen Telenovela
  8.10  Sturm der Liebe
  9.00  Nordmagazin
  9.30  Hamburg Journal
 10.00  Schleswig-Holstein Magazin
 10.30  Regional
 11.00  Hallo Niedersachsen
 11.30  Mallorcas schroffe Gipfel
 12.15  In aller Freundschaft
 13.05  Typisch! Dokureihe
 13.35  Brisant
 14.00  NDR//aktuell
 14.15  Bilderbuch
 15.00  NDR//aktuell
 15.15  Der Zug der Träume
 16.00  NDR//aktuell
 16.10  Mein Nachmittag
 17.10  Seehund, Puma & Co.
 18.00  Regional Magazin
 18.15  NaturNah Dokureihe
 18.45  DAS! Zu Gast: Ed Houben
 19.30  Regional
 20.00  Tagesschau
 20.15  Visite U.a.: Operation  

Leben: Blitze im Hirn 
 21.15  Panorama 3 (VPS 21.14) 

Dubai: Norddeutsche kämpft 
um ihren Sohn / Protokoll  
einer Flucht aus Syrien (4)

 21.45  NDR//aktuell
 22.00  Tatort Nasse Sachen  

TV-Kriminalfilm, D 2011
 23.30  Weltbilder Auslandsmagazin
  0.00  Bücherjournal 
  0.45  Bettina und Bommes · Zu  

Gast: Rita Süssmuth u.a.

12.00 Fußball (VPS 11.59) · Testspiel · Ka-
wasaki Frontale – Borussia Dortmund Live 
12.45 WDR aktuell 13.00 Fußball (VPS 
11.59) · Testpiel · Kawasaki Frontale – Borus-
sia Dortmund · Live 13.50 Hier und heute 
14.05 Erlebnisreisen-Tipp 14.15 Von 
Städten und Menschen (VPS 14.13) 15.00 
2 durch Deutschland 15.30 Servicezeit Re-
portage 16.00 WDR aktuell 16.15 daheim 
& unterwegs18.05 Hier und heute 18.20 
Servicezeit Reportage 18.50 Aktuelle 
Stunde 19.30 Lokalzeit 20.00 Tagesschau 
20.15 Abenteuer Erde 21.00 Quarks & Co. 
21.45 WDR aktuell 22.00 Weltweit 22.30 
Jerry Maguire. Drama, USA 1996 0.40 Die 
Herzen der Männer. Komödie, F ́ 03

15.30 MarktFrisch 16.00 SWR Lan-
desschau aktuell 16.05 Kaffee oder 
Tee 17.00 SWR Landesschau aktuell 
17.05 Kaffee oder Tee (VPS 16.05) 
18.00 SWR Landesschau aktuell 
18.12 Baden-Württemberg Wetter 
18.15 natürlich! 18.45 SWR Landes-
schau BW19.30 SWR Landesschau 
aktuell 20.00 Tagesschau 20.15 
Marktcheck 21.00 Test Südwest – wo 
lebt sich's wie? (1/3) 21.45 SWR Lan-
desschau aktuell 22.00 Familie Heinz 
Becker 22.55 Freunde in der Mäules-
mühle 23.25 Das Beste aus „Verstehen 
Sie Spaß?” 23.50 Familie Heinz Becker 
0.45 Die Mathias Richling Show

9.00 Thema 10.15 Faszination Logis-
tik 11.30 Vor Ort 12.00 Alaska (1/2) 
12.45 Die Oase Al Ain 13.00 Vor Ort 
15.00 Indiens wilde Schönheit (3-
5/5)17.15 Die Oase Al Ain 17.30 Vor 
Ort 18.00 Der Schmutzfluss – Bootsfahrt 
über Plastikflaschen 18.30 Die großen 
Seebäder 19.15 Die großen Seebäder 
20.00 Tagesschau 20.15 Spitzel und 
Spione · Innenansichten aus dem Verfas-
sungsschutz 21.00 Mord in Titos Namen  
21.45 heute journal 22.15 Mensch 
Putin! · Die Geheimnisse des russischen 
Präsidenten 23.00 Putins Volk · Wohin 
wollen die Russen? 0.00 Ukraina – Tage-
buch aus einem zerrissenen Land

10.25 Briefe von Felix – Ein Hase auf 
Weltreise 10.50 Babar und die Abenteu-
er von Badou 11.15 Lassie 11.35 Yakari 
12.00 Wunderbare Reise des kleinen Nils 
Holgersson mit den Wildgänsen 12.25 
Garfield 12.55 Die fantastische Welt von 
Gumball 13.20 Rowdy & Zwick 13.40 
Die Pfefferkörner 14.10 Schloss Einstein 
15.00 H2O – Plötzlich Meerjungfrau 
15.25 Stoked 15.50 Mia and me – Aben-
teuer in Centopia 16.10 logo! Die Welt 
und ich 16.15 Garfield 16.50 Pound 
Puppies – Der Pfotenclub 17.15 Der klei-
ne Nick 17.40 Yakari 18.05 Ritter Rost 
18.15 Jim Hensons: Doozers 18.40 Wol-
kenkinder 18.50 Unser Sandmännchen

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf Streife 
11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 Richter 
Alexander Hold 13.00 Richter Alexander Hold 
14.00 Auf Streife 15.00 Im Namen der Gerech-
tigkeit – Wir kämpfen für Sie! 16.00 Anwälte im 
Einsatz 17.00 Mein dunkles Geheimnis 17.30 
Schicksale – und plötzlich ist alles anders 18.00 
In Gefahr – Ein verhängnisvoller Moment 19.00 
Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrichten 20.15 Zwei 
Wochen Chef. Romanze, D 2007 22.15 akte 
20.15 – Reporter kämpfen für Sie! 23.15 SAT.1 
Reportage · Wir sind arm! Vanessa zieht nach 
Berlin-Marzahn 0.15 Criminal Minds · Der leere 
Planet 1.10 Criminal Minds · Rivalen 1.55 In Ge-
fahr – Ein verhängnisvoller Moment 

5.00 Malcolm mittendrin 5.20 Suburgatory 6.00 
Two and a Half Men 7.25 Mike & Molly 8.15 How I 
Met Your Mother 9.40 The Big Bang Theory 11.00 
Mike & Molly 11.55 Two and a Half Men 13.40 
2 Broke Girls 14.10 The Big Bang Theory 15.35 
How I Met Your Mother 17.00 taff 18.00 New-
stime 18.10 Die Simpsons 19.05 Galileo 20.15 
Die Simpsons · Homers vergessene Kinder 20.45 
Die Simpsons · Grampa auf Abwegen 21.15 2 Bro-
ke Girls · Katzenjammer 21.40 2 Broke Girls · Der 
Cronut-Wahnsinn 22.10 Mike & Molly · Die Reise 
nach Mudlick 22.40 Mom · Ex und Exitus 23.05 
Mom · Asche und Katzenstreu 23.30 Two and a 
Half Men · Schöne Stunden in Zentralafrika 0.00 
Two and a Half Men · Die japanische Regenbrille

5.05 Informationen am Morgen 9.05 Kalender-
blatt 9.10 Europa heute 9.35 Tag für Tag 10.10 
Sprechstunde 11.35 Umwelt und Verbraucher 
12.10 Informationen am Mittag 13.35 Wirt-
schaft am Mittag 14.10 Deutschland heute 14.35 
Campus und Karriere 15.05 Corso – Kultur nach 
3 16.10 Büchermarkt 16.35 Forschung aktuell 
17.05 Wirtschaft und Gesellschaft 17.35 Kultur 
heute 18.10 Informationen am Abend 18.40 Hin-
tergrund 19.05 Kommentar 19.15 Das Feature 
20.10 „Don Don Don Quijote – Attackéee” 21.05 
Jazz live · DLF-Jazzarchiv: Asaf-Sirkis-Trio 22.05 
Musikjournal 22.50 Sport aktuell 23.10 Das war 
der Tag 23.57 National- und Europahymne 0.05 
Deutschlandfunk Radionacht 

11.30 In aller Freundschaft · Gewissensnöte 12.15 
In aller Freundschaft – Was wirklich zählt. Drama, D 
2011 13.45 Vier kriegen ein Kind (Wh.). Komödie, 
D 2015 15.15 Geld.Macht.Liebe · Zahltag 16.00 
hessenschau kompakt 16.05 hallo hessen 16.45 
hessenschau kompakt 17.00 hallo hessen 17.50 
hessenschau kompakt 18.00 Maintower 18.20 
Brisant 18.50 Service: Reisen 19.15 Alle Wetter! 
19.30 hessenschau 20.00 Tagesschau 20.15 
Nachtschicht in Frankfurt 21.00 Familienbetriebe 
im Wandel 21.45 Die Feuerhölle von Herborn 22.30 
hessenschau kompakt 22.45 Hessen-Reporter 
23.30 Håkan Nesser: Münsters Fall. Kriminalfilm, 
S 2005 0.55 Um Himmels Willen · Miss Kaltenthal 
1.45 Giraffe, Erdmännchen & Co. 

5.35 Explosiv – Das Magazin 6.00 Guten Morgen 
Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 
9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die Trova-
tos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 
Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 Unter 
uns 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 Exclu-
siv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 
Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, 
schlechte Zeiten 20.15 Bones – Die Knochen-
jägerin · Menschliche Portionen per Post 21.15 
Bones – Die Knochenjägerin · Sturm und Drang 
22.15 CSI: Miami · Mein Vater Caine 23.10 CSI: 
Miami · Sie dürfen die Braut nun töten 0.00 RTL 
Nachtjournal 0.27 RTL Nachtjournal – Das Wetter

6.10 SOKO Familie 7.10 Verklag mich doch! 9.10 
Verklag mich doch! 10.10 Hilf mir doch! 11.15 
vox nachrichten 11.20 CSI: NY · Todesgrüße auf 
Vinyl / Im Jahr des Affen 13.05 CSI: Miami · Eine 
explosive Mischung 14.00 Wer weiß es, wer weiß 
es nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 4 Hochzei-
ten und eine Traumreise 17.00 Mein himmlisches 
Hotel 18.00 mieten, kaufen, wohnen 19.00 Das 
perfekte Dinner 20.00 Prominent! 20.15 Sing 
meinen Song – Das Tauschkonzert 22.20 Meylen-
steine 23.20 Songs, die die Welt bewegten 0.25 
vox nachrichten 0.45 Sing meinen Song – Das 
Tauschkonzert 2.30 Meylensteine 3.20 Bates 
Motel · Gewalt ist eine Lösung 4.05 Medical De-
tectives – Geheimnisse der Gerichtsmedizin

9.07 Im Gespräch 10.07 Lesart · Das Literatur-
magazin 11.07 Tonart · Das Musikmagazin am 
Vormittag 12.07 Studio 9 · Kultur und Politik am 
Mittag 13.30 Länderreport 14.07 Kompressor · 
Das Kulturmagazin 15.00 Kakadu – Nachrichten 
für Kinder 15.05 Kakadu · Medientag · Vor 150 
Jahren erschien Lewis Carrolls Buch „Alice im 
Wunderland” 15.30 Tonart · Das Musikmagazin 
am Nachmittag 17.07 Studio 9 · Kultur und Politik 
am Abend 18.30 Weltzeit 19.07 Zeitfragen · Wirt-
schaft und Umwelt 20.03 Hörprobe · Konzertreihe 
mit Studierenden deutscher Musikhochschulen 
22.00 Alte Musik  22.30 Studio 9 kompakt · The-
men des Tages 23.05 Fazit · Kultur vom Tage 0.05 
Feature · Innen und Dazwischen
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Auflösung von Montag

Kruzzle: Die Fragen müssen wie gewohnt gelöst und in Pfeilrichtung eingetragen werden. Bei den geschüttelten 
Begriffen in den grauen Feldern ist durch eine Neuordnung ein sinnvoller Begriff „herzustellen“.

BBC

Weniger
Zuschauer
Die BBC, Schlachtross des bri-

tischen Fernsehens, streicht
1000 ihrer insgesamt 20 000 Stel-
len. Hintergrund ist ein rapides
Sinken der Haushalte mit TV-Ge-
rät im Wohnzimmer. Immer mehr
Briten verzichteten auf den Fern-
seher und konzentrierten sich
ganz aufs Internet, gab die öf-
fentlich-rechtliche Sendeanstalt in
London bekannt. Nach Angaben
von Intendant Tony Hall haben
derzeit eine Million Briten weni-
ger ein Fernsehgerät zu Hause, als
dies im Jahr 2011 vorhergesagt
wurde. Dies habe Mindereinnah-
men in Höhe von 150 Millionen
Pfund (211 Millionen Euro) zur
Folge.
Die Kürzungen sollen vor al-

lem Mitarbeiter auf Verwaltungs-
jobs betreffen. Sie sollen Einspa-
rungen in Höhe von 50 Millionen
Pfund einbringen. »Eine einfa-
chere und schlankere BBC ist der
richtigeWeg und es kann uns auch
helfen, die finanziellen Heraus-
forderungen zu stemmen, vor de-
nen wir stehen,« sagte Hall. Die
britische Regierung hatte der BBC
verboten, vor 2016 die TV-Ge-
bühren zu erhöhen.
Die BBC hatte sich bereits vor

Jahren ein striktes Sparprogramm
veordnet, mit dem sie jährlich 700
Millionen Pfund aus dem Budget
herauskürzte. Die jetzt angekün-
digten Kürzungen kommen hin-
zu. Experten erwarten, dass wei-
tere Stellenstreichungen notwen-
dig sein werden, um die finanzi-
ellen Ziele zu verwirklichen.
Die BBC steckt vor allem we-

gen des Skandals um den frühe-
ren Star-Moderator Jimmy Savile
und anderer ehemaliger Show-
Größen des Senders seit Jahren in
der Krise. Savile wurde Kindes-
missbrauch in großem Umfang
nachgewiesen, auch andere Mo-
deratoren wurden inzwischen für
Straftaten aus den 1970er und
1980er Jahren verurteilt. dpa/nd

Barbara
Ostberlin 1980: Die junge Kinder-
ärztin Barbara (Nina Hoss) will das
Land verlassen und zu ihrem Freund
Jörg (MarkWaschke) ziehen, der be-
reits in der BRD lebt. Statt ihre Aus-
reise zu genehmigen, wird sie an ein
Provinzkrankenhaus versetzt. Dort
macht ihr der neue Chef André (Ro-
nald Zehrfeld) Avancen. Barbara
muss sich zwischen zwei Männern
und damit zwei unterschiedlichen
Leben entscheiden.
Mit dem preisgekrönten Spiel-

film von Christian Petzold (u.a. Sil-
berner Bär bei der Berlinale für die
Regiearbeit)eröffnet3 Satheuteden
Nina-Hoss-Abend anlässlich des 40.
Geburtstags der Schauspielerin.
Foto: ZDF/Christian Schulz

3 Sat, 20.15 Uhr

Spitzel und
Spione
Der Verfassungsschutz in Deutsch-
land hat in seiner Geschichte eine
ReihevonSkandalenproduziert.Der
jüngste ist vielleicht der Schwerste:
Jahrelang habenMitarbeiter des Ge-
heimdienstes im Umfeld des rechts-
extremen NSU gewirkt; der Vor-
wurf, dass die Mordserie der Neo-
nazis unter der Aufsicht des Verfas-
sungsschutzes geschah, steht bis
heute im Raum. Die Dokumentati-
on versucht einen Blick hinter die
Kulissen dieser Organisation zu wer-
fen. Mitarbeiter berichten von ih-
rem Wirken, ihrem Selbstverständ-
nis, aber auch von ihrer Scham we-
gen des Versagens beim NSU-Skan-
dal.
Foto: Phoenix/SWR/Matthias Kind

Phoenix, 20.15 Uhr

ARD-»Tatort«

Schwächste
Quote seit
fünf Jahren

E s ist die schwächste Erstaus-
strahlung des Fernseh-Block-

busters seit fünf Jahren: Der »Tat-
ort« hat sich mit einer unge-
wöhnlich niedrigen Einschalt-
quote in die Sommerpause ver-
abschiedet. Nur 6,12 Millionen
Zuschauer schalteten ab 20.30
Uhr im Ersten die Schweizer Epi-
sode »Schutzlos« mit Stefan Gub-
ser als Kommissar Reto Flückiger
ein (21,1 Prozent Marktanteil).
Wie die Marktforscher von Media
Control mitteilten, ist das der
niedrigste Zuschauerwert für eine
»Tatort«-Premiere seit der vom
ORF produzierten »Tatort«-Folge
»Operation Hiob« mit Harald
Krassnitzer. Diese hatte am 4. Juli
2010 5,93 Millionen Zuschauer
(20,6 Prozent) erreicht. dpa/nd

Bayerischer Rundfunk

Neuer Name
geplant
Der BR denkt darüber nach,

das Bayerische Fernsehen in
»BR Fernsehen« umzubenennen.
»Der bisherige Name konnte sich
beim Publikum nie wirklich
durchsetzen«, teilte der öffent-
lich-rechtliche Sender in Mün-
chen mit. Stattdessen seien Be-
zeichnungen wie »das Dritte«,
»das Bayerische« oder gar »Bay-
ern 3« im Umlauf. Der neue Na-
me solle für Klarheit und Orien-
tierung sorgen. In den kommen-
den Monaten will der Bayerische
Rundfunk darüber weiter beraten
– ebenso wie über ein verändertes
Programmschema. Frühestens ab
Frühjahr 2016 sollen die Neue-
rungen in Kraft treten. dpa/nd



18 Leserbriefe
*

Dienstag, 7. Juli 2015 uneues deutschland

Ich beneide die Griechen
um ihren Mut
Zum Referendum in Griechenland
Die Griechen haben »Nein« gesagt,
nicht zum Euro oder der EU, son-
dern zu dessen Wirtschaft- und Fi-
nanzpolitik und zu deren neolibera-
len Ansichten, dass, wenn gespart
werden muss, die Opfer am stärks-
ten von der Unter- und Mittelschicht
zu erbringen sind!
Ich beneide die Griechen um ih-

ren Mut, endlich »Nein« zu sagen!
»Nein« zu Spekulanten und Börsen,
systemrelevanten Banken, Verscho-
nung der Reichen, der ungerechten
Verteilung, dem Festhalten der EU-
Bürokraten an altem kapitalistischen
und neoliberalen Glauben vom
ständigen Wachstum, niedrigen
Steuern und Steuervermeidungs-
möglichkeiten für die »oben« und
der immer wiederkehrende Story
von der »über die Verhältnisse le-
benden Bevölkerung« und »dem en-
ger zu schnallenden Gürtel« für die
»unten«.
Einzig mein kleines Sparvermögen

und die Gewissheit, dass ein großer
Crash uns fast alle ärmer machen
würde, dass eine Prozent »oben« aber
weiterhin fast alles hätte, lässt mich
noch zu feige sein, auch endlich
»Nein« zu diesem Kapitalismus zu sa-
gen und »Ja« zu einem besseren,
wirklich politisch verbundenen und
geeinten Europa der Menschen. Wa-
rum sind wir nur alle so käuflich und
treffen erst in größter Not die richti-
gen Entscheidungen?
Markus Meister, Kassel

Demokratie ist ein griechisches Wort
und bedeutet Herrschaft des Volkes.
Das griechische Volk hat gegen die
Diktatur der Finanzmärkte und für
seine eigene Souveränität votiert.
Jetzt muss der Schuldenschnitt kom-
men! Spanien, Irland und Portugal
werden folgen. Das europäische Fi-
nanzkapital muss neue Wege suchen.
Es muss sich anpassen oder Europa
macht tabula rasamit denen.Weg von
der Austerität! Hin zumWachstum, zu
einem ökologischen Umbau, zu Zu-
kunftsinvestitionen! Und wenn Teile
der CDU das begreifen und mittragen
können, dann Glückwunsch! Schäub-

le sollte zurücktreten und lernen, wie
schwäbische Hausfrauen wirklich
wirtschaften! Die sind viel klüger als
seine Sprüche uns weismachen woll-
ten! Gabriel kann zusammen mit Mar-
tin Schulz einen neuen Job suchen. Es
war hochgradig dreist von Martin
Schulz, Regierungspläne für Grie-
chenland zu entwickeln. Nicht er, son-
dern das griechische Volk entschei-
det, wer es regiert!
Achim Lippmann, Shenzhen (China)

Die wütenden Reaktionen von Sei-
ten der CDU/CSU auf das Ergebnis
des Referendums kamen nicht über-
raschend. Aber dass sich ausgerech-
net die SPD als angeblich linke Par-
tei in ihren ersten Reaktionen durch
Herrn Gabriel und Herrn Schulz als
noch größerer Scharfmacher er-
weist, ist doch bezeichnend für das
endgültige Versagen der Sozialde-
mokratie. Letzten Endes steht doch
SYRIZA in Griechenland für eine ur-
sprünglich sozialdemokratische Po-
litik der sozialen Gerechtigkeit.
Wenn dies bei den Herren Gabriel
und Schulz solche Hasstiraden be-
wirkt, dann heißt das doch, dass die
SPD-Führung jegliche sozialdemo-
kratische Tradition hinter sich ge-
lassen hat.
Hans-Jürgen Stottko, Berlin

Seit wann belügtman sein Volk, wenn
man ihm die Entscheidungsgrundla-
gen, hier die »Vorschläge« der »Geld-
geber« , zugänglich macht und es
nach seiner Meinung zu diesem er-
presserischen Papier fragt? Erpresser
sehe ich eher bei denen, die den Grie-
chen gesagt haben: Entweder ihr ver-
kauft euer Tafelsilber, kürzt eure So-
zialleistungen und gebt eure Souve-
ränität auf oder ihr bekommt keinen
müden Euro. Dass ihr euch kaputt-
spart, genügt uns nicht, wir wollen
auch eure Häfen, Flughäfen und was
uns sonst noch gefallen könnte. Und
das schnellstens!
Ich wünschte mir, dass die deut-

sche Politik mal Klartext zu TTIP, zur
Rechtsverschärfung bei Hartz IV und
anderen Themen spricht. Aber hier
»sickert« von den geheim gehaltenen
Verhandlungsdokumenten nur mal
etwas aus »undichten Stellen«, die es
zu stopfen gilt. Demokratische Teil-

nahme? Hierzulande Fehlanzeige. Es
gibt zu viel Probleme, für die das tum-
be Volk viel zu ungebildet ist, als dass
es dazu etwas sagen dürfte. Das Ka-
binett und die überwiegende Mehr-
heit der Abgeordneten sind ja so mit
der vom Volk gelebten Realität ver-
traut! Deshalb wissen sie genau, was
man dem Volk an Informationen zu-
muten kann und was nur den inneren
Frieden stören würde. Hier bewahr-
heitet sich der Spruch: Was glauben
Sie, was in Deutschland los wäre,
wenn die Leute wissen würden, was
los ist. Aber den Griechen eine
»schmutzige Tour« unterstellen!
Wolfgang Waitz, Auerbach

Was sind das für Leute,
die uns regieren?

Zu Griechenland und der Ukraine
Jeden Tag frage ich mich, wie lange
wir uns das Theater, das die heutige

Politik aufführt, eigentlich noch
bieten lassen wollen? Der unglaub-
lich erpresserische Umgang mit der
jungen griechischen Regierung
durch unseren Finanzminister und
die Bundeskanzlerin, die die Vorsit-
zende einer »christlich« genannten
Partei ist. Dazu noch die sogenann-
ten europäischen »Institutionen«.
Die Lügen, die uns in den Medien
über den Verlauf der Verhandlungen
aufgetischt werden und die als Be-
gründung dafür herhalten müssen,
dass man den Griechen den Geld-
hahn zudreht. Denn die Griechen
haben die »europäischen Spielre-
geln« verletzt. Sie haben eine Re-
gierung gewählt, die sich für das
Wohl des griechischen Volkes ein-
setzt. Das wird nicht zu den viel ge-
priesenen »europäischen Werten«
gezählt.
Gegen solche Regierungen geht

man mit aller Härte vor. Im Gegen-
satz dazu die ungeheuerlichen Ma-

chenschaften der neuen Herrscher
in der Ukraine. Deren verbrecheri-
scher Krieg gegen das eigene Volk
im Osten des Landes wird von den
gleichen deutschen und europäi-
schen Politikern ohne weiteres
großzügig mit Unsummen hono-
riert. Sie werden mit Lieferung von
Waffen und Ausrüstungen ermutigt,
weiter Krieg zu führen und ebenfalls
zu lügen, was das Zeug hält. Alle re-
den von einem neuen Kalten Krieg.
Aber wir stehen still und leise unmit-
telbar vor dem nächsten »Heißen
Krieg«. Und es wird noch nicht ein-
mal nur heimlich, sondern ganz öf-
fentlich darauf hingearbeitet. Unsere
Kriegsministerin, Frau von der Leyen,
der Herr Stoltenberg von der NATO,
Herr Tusk als Ratspräsident der EU,
die Amerikaner, die die Polen und die
Länder des Baltikums ermutigen,
Krieg vor den russischen Grenzen zu
üben und dort Waffenarsenale ein-
zurichten, um schnell »eingreifen« zu
können.
Und da es nun den Kommunis-

mus als Weltlager nicht mehr gibt,
werden Russland und am besten
auch noch China zum Buhmann ge-
macht, genauso verlogen wie alles
andere in letzter Zeit. Was sind das
für Leute, die uns regieren? Kann
man mit denen eigentlich noch Ge-
duld haben, Diskussionen über ihre
Taten führen, während Griechen-
land zugrunde geht und die halbe
Welt in Flammen steht. Es genügt
nur ein Funke, dass auch Europa
vernichtet wird, wie das Große Kar-
thago, von dem Bert Brecht ge-
schrieben hatte?
Edda Tunn, Berlin

Beispielhafte Ausdauer

Zur Lage in Griechenland
Seit ihrer Wahl vor fünf Monaten
kämpft die griechische Linksregie-
rung gegen die »Institutionen« für
menschenwürdige Verhältnisse in
Griechenland,wo dank der Politik
der Vorgängerregierungen zum Bei-
spiel eine vier mal höhere Arbeits-
losigkeit als in Deutschland herrscht
sowie rund ein Viertel der der Be-
völkerung bereits keine Kranken-
versicherung mehr hat. Diese Links-
regierung hat mit ihrem Mut, ihrem
übergroßem Einsatz, ihrer beispiel-
haften Ausdauer und ihrer Hartnä-
ckigkeit unter den schwierigsten
Verhandlungsbedingungen mit den
Eliten der Marktwirtschaft unsere
»großen« Politiker endlich mal so
richtig aufgemischt!
Was da an Sprachlosigkeit auftrat

und in gleichzeitiger sowie in fast
stündlicher Folge an diametral ent-
gegengesetzten Aussagen bei ein-
zelnen hohen Vertretern der »Insti-
tutionen«, von Regierungsmitglie-
dern verschiedener Länder sowie
hohen Parteifunktionären alles los-
gelassen wurde, ist für mich der
beste Beweis für die Verlogenheit
und den Eigennutz der gegenwärti-
gen Herrschaft in Europa. Dafür
Dank und Anerkennung der SYRI-
ZA-Regierung!
Wir haben eine Spende auf das in

der Solidaritätsbeilage (in der Wo-
chenendausgabe des »nd« vom
21./22.6.) angegebene Konto ein-
gezahlt. Aber selbst wenn Millionen
zusammenkommen, würde das nicht

einmal für eine Rate der Schulden-
rückzahlungen ausreichen, die
Griechenland seit Februar getätigt
hat und die die jetzige Regierung
nicht verursacht hat.
Über solche Summen, die unser-

eins sich nicht einmal vorstellen
kann, wurde in den Verhandlungen
von Europas »Elite« als »Spiel« ge-
sprochen! Somit stimmt also die Be-
zeichnung »Spielkasino« von Sahra
Wagenknecht für diese Politik!
Friederike Krause, Oranienburg

Auf ein Neues beim
Geschichten schreiben

Zu »Wenn alle Wege offen sind« – 13.
nd-Lesergeschichten-Wettbewerb,
Beilage vom 5.6.
Die Dreizehn ist scheinbar auch
meine Glückszahl. Wieder wurde ich
durch eine Jury in die Ränge geho-
ben und wieder hat sich das Publi-
kum für mich entschieden. Dreimal
teilnehmen, davon zweimal gewin-
nen, das kann schon stolz machen.
Inzwischen bin ich jedoch nicht
mehr sicher, ob meine guten Gefüh-
le aus der erfolgreichen Teilnahme
allein herrühren.
Der Ruf dieser wahren Begeben-

heit »Blutsbrüder«, die ich in meiner
Geschichte beschrieb, ist – dank In-
ternet – im wahrsten Sinne in die
Welt gegangen. Mich erreichten da-
raufhin Reaktionen, mit denen ich
nicht gerechnet habe. Darunter Pa-
lästina, Chile und der Sudan. Ein
Volltreffer! Besonders angenehm
waren für mich Äußerungen von
»UniversiTätern«, mit denen ich
viele Jahre im Gespann lief. Einer,
ein Sprach- und Literaturwissen-
schaftler, drohte mir im Spaß an,
mich für den Fall eines erneuten
ersten Platzes für den Nobelpreis
einzureichen. Die Tatsache, dass
dieser Wissenschaftler vor wenigen
Tagen bei bester Gesundheit seinen
90. Geburtstag feierte, lässt mich
hoffen. Auf ein Neues!
Bevor ich allerdings mein Innerstes

weiter umkremple, ist da noch die
gewonnene Reise nach Fulda zu ver-
dauen. Abgesehen davon, dass wir
ohne Lokführerstreik über die Run-
den kamen und ohne Preiszuschlag
stundenlang länger Bahnfahren durf-
ten, ist »Fulda« eines dieser bleiben-
den Erlebnisse. Der Sponsor des
Preises, das »Tourismus- und Kon-
gressmanagement Fulda« hat uns je-
den Wunsch erfüllt und sich damit
für ein kräftiges Dankeschön ver-
dächtig gemacht.
Fulda ist wirklich eine Reise wert.

Die Schlossführung und der Rund-
gang durch das Barockstädtchen,
hochinteressant und lehrreich. Die
Besichtigung des Domes und die
Teilnahme an der Sonntagsmesse in
der katholischen Stadtkirche, ein
kultureller Leckerbissen. Die Tiara
(Krone) des Geschehens gebührt der
Aufführung des Musicals »Die Päps-
tin«. Nicht ausschließen möchte ich,
dass diejenigen, die das Buch gele-
sen und den Film gesehen haben,
voreingenommen sind. Das finstere
Mittelalter lässt grüßen. Meine Trä-
nen des Mitgefühls sprechen wohl
eher für eine gute musikalische und
schauspielerische Qualität. Und der
Beifall auch.
Dr. Jochen Zimmermann, Rostock

Gemeinsam gehts besser

Schulen mit gemeinsamem Unterricht von be-
hinderten und nicht behinderten Kindern be-
kommen von Eltern ein gutes Zeugnis. Von de-
nen, deren Kinder auf eine Inklusions-Schule ge-
hen, sind 68 Prozent mit der individuellen För-
derung zufrieden, so eine Umfrage der Bertels-
mann-Stiftung. Bei Eltern, deren Kinder eine
nicht-inklusive Schule besuchen, sagen dies 58
Prozent. 36 Prozent aller befragten Eltern gaben
an, dass ihr Kind eine inklusive Schule besucht.
66 Prozent dieser Eltern schätzen an der Schule,

dass ihre Kinder dort in ihrem eigenen Tempo ler-
nen können. Das sagen nur 58 Prozent der El-
tern über die nicht-inklusive Schule ihrer Kinder.
Lehrer an Schulen mit gemeinsamen Unter-

richt für Kinder mit und ohne Handicap bekom-
men von Eltern auch ein besseres Zeugnis als die
an nicht-inklusiven Schulen. Die Lehrer an in-
klusiven Schulen gelten mehr Eltern als kompe-
tent (89 zu 82 Prozent) und engagiert (80:75).
»Lehrer an inklusiven Schulen werden von den
Eltern besonders geschätzt. Das ist ein wichtiges

Zeichen für gelingende Inklusion in Deutsch-
land«, erklärte Stiftungsvorstand Jörg Dräger.
Die allgemeine Einstellung zum Thema In-

klusion weicht stark von konkreten Erfahrungen
ab. Obwohl laut Umfrage sieben von zehn Eltern
Inklusion als gesellschaftlich wichtig einstufen,
glauben sechs von zehn Befragten, dass Kinder
mit Handicap auf Sonderschulen besser geför-
dert werden. Was halten Sie, liebe Leser, vom ge-
meinsamen Lernen behinderter und nichtbehin-
derter Kinder? AFP/nd Foto: dpa/Armin Weigel

TERMINE

Berlin. 9.7., 19 Uhr: »Die Kampfgrup-
pe gegen Unmenschlichkeit« – Wider-
stand und Spionage im Kalten Krieg
1948-1959 – Helle Panke, Kopenha-
gener Str. 9

Berlin. 13.7., 19 Uhr: »Die zweite Re-
volution: Rätebewegung in Berlin
1919/1920« – Eine Veranstaltung von
»Helle Panke e.V.« im BAIZ, Schön-
hauser Allee 26A

Bautzen. 7.7., 17 Uhr: »Hintergründe
der Ukrainekrise« – Veranstaltung des
Ortsverbandes der Linken und des Eu-
ropaklubs International mit Botschaf-
ter a. D. Wolfgang Grabowski – im
Bürgerbüro Bautzen, Schülerstraße 10

Bergen. 8.7., 18 Uhr: »Das geplante
Freihandelsabkommen zwischen der
EU und den USA (TTIP)« – Vortrag
und Diskussion mit Prof. Dr. Christa
Luft im Parkhotel Rügen, Stralsunder
Chaussee 1

Burg Klempenow. 11.7., 11.30 Uhr:
Ankommen zwischen Moskau und
Lampedusa – Podiumsgespräch zur
Flüchtlingspolitik, -situation und zur

Willkommenskultur – Im Rahmen des
Transit-Festivals

Chemnitz. 10.7., 14 Uhr: »Refugees
welcome. Kickern, Informieren, Zu-
sammenkommen« – Eine Veranstal-
tung des Netzwerkes Flucht und Ver-
treibung in Kooperation mit der RLS
Sachsen im Rosenhof

Dresden. 9.7., 16.40-18.10 Uhr: »Sub-
jektivierung unter den Bedingungen
von Alltagsrassismus – Implikationen
für die pädagogische Praxis« – Ring-
vorlesung in der TU Dresden, Zeuner-
bau, George-Bähr-Str. 3C

Gera. 14.7., 18 Uhr: »Keinen Cent
mehr für die Pleite-Griechen (BILD
18.3.2015)« – Vortrag und Diskussi-
on mit Stephan Kaufmann im Stadt-
museum, Museumsplatz 1

Greifswald. 8.7., 19 Uhr: »Kohlebag-
ger stoppen – Klima schützen« – Vor-
trag und Diskussion – Ikuwo, Goet-
hestr. 1

Greifswald. 9.7., 15 Uhr: »Das ge-
plante Freihandelsabkommen zwi-
schen der EU und den USA (TTIP)« –

Vortrag und Diskussion mit Prof. Dr.
Christa Luft im Berufsausbildungs-
werk Greifswald, Pappelallee 2

Süderholz. 11.7., 9.30-15 Uhr: »Ag-
rarpolitische Konferenz« – u. a. mit
Prof. Dr. Fritz Tack, MdL DIE LINKE,
Dr. Wolfgang Weiß, Universität
Greifswald, Dr. Martin Piehl, Bau-
ernverband MV – mit der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung und dem Kommu-
nalpolitischen Forum im Barock-
schloss Griebenow, Schlossweg 3

Halle. 9.7., 18 Uhr: »Auswege aus dem
Kapitalismus. Marx oder Polanyi – wer
hatte Recht?« – Vortrag mit Prof. Dr.
Michael Brie im Kulturtreff Halle-Neu-
stadt, Am Stadion 5

Leipzig. 9.7., 20 Uhr: »Das demokra-
tische Subjekt und die Korruption der
Zeit« – Vortrag aus der Reihe »Abso-
lute Gegenwart« im Institut für Zu-
kunft, An den Tierkliniken 38-40

Rostock. 7.7., 19.30 Uhr: »Kohlebag-
ger stoppen – Klima schützen« – Vor-
trag und Diskussion – Ökohaus, Her-
mannstr. 36

Rostock. 9.7., 20 Uhr: Warum Ar-
beitskampf weh tun muss – Hinter-
gründe zur aktuellen Arbeitsnieder-
legung der Post« – Politischer Don-
nerstag mit Eva-Maria Kröger (DIE
LINKE) und Michael Pfeiffer (ver.di
Rostock) – Peter-Weiß-Haus, Dobe-
raner Str. 21

Schwerin. 9.7., 19 Uhr: »Der NSU und
seine Spuren in Mecklenburg-Vor-
pommern« – Podiumsdiskussion mit
Petra Pau (Mitglied des Deutschen
Bundestages), , Detlef Kolloge
(Rechtsanwalt und Nebenklagever-
treter), Felix Pankok (Journalist) und
Peter Ritter (Mitglied des Landtags von
Mecklenburg-Vorpommern) – im
Schleswig-Holstein-Haus, Puschkinstr.
12

Stolpe (Usedom). 8.7., 19.30 Uhr:
»Erwin Strittmatter und der böse
Krieg« – mit Joachim Jahns im Schloss
Stolpe

Wismar. 14.7., 19 Uhr: »Sklaven des
Wachstums« – Buchvorstellung und
Diskussion mit Dr. Reiner Klingholz in
der Stadtbibliothek, Ulmenstr.



Sport 19
*

uneues deutschland Dienstag, 7. Juli 2015

NACHRICHTEN

Tony Martin verpasste das Gelbe
Trikot auch auf der dritten Etap-
pe der Tour de France nur denk-
bar knapp. Der dreimalige Zeit-
fahr-Weltmeister aus Cottbus kam
amMontag im belgischen Huy mit
rund 40 Sekunden Rückstand hin-
ter Etappensieger Joaquin Rodri-
guez aus Spanien ins Ziel. Als
Zweiter auf dem 159,5 Kilometer
langen Tagesabschnitt übernahm
der Brite Chris Froome das Gelbe
Trikot – mit einer Sekunde Vor-
sprung vor Martin.

Sabine Spitz aus Bad Säckingen
steht vor ihrer fünften Olympia-
teilnahme. Beim dritten Moun-
tainbike-Weltcup der Saison in
Lenzerheide reichte der 43-Jähri-
gen ein zwölfter Platz, um die
Norm des Deutschen Olympi-
schen Sportbundes zu erfüllen.

Philipp Buhl sorgt bei der Segel-
WM vor Kingston weiter für Furo-
re. Der 25-Jährige aus Immen-
stadt führt nach sieben Qualifika-
tionsrennen das Feld in der olym-
pischen Laser-Klasse an.

Alison Cerutti und Bruno Oscar
sind neue Weltmeister im Beach-
volleyball. Das brasilianische Duo
setzte sich am Sonntagabend in
Den Haag im Endspiel gegen die
Niederländer Reinder Nummerdor
und Christiaan Varenhorst mit 2:1
durch. Pedro Solvberg und Evan-
dro Goncalves Oliveira Jr. ver-
vollständigten als Dritte den bra-
silianischenTriumph–mit fünf von
sechs möglichen WM-Medaillen.

Fabiano Caruana gewann die in-
ternationalen Schachtage in Dort-
mund. Der 22-jährige Großmeis-
ter aus den USA erzielte 5,5 Punk-
te aus sieben Partien. Wesley So
aus den USA und der deutsche Na-
tionalspieler Liviu-Dieter Nisipea-
nu belegten mit je 4,0 Punkten die
nächsten Ränge. Favorit Wladimir
Kramnik (Russland) verlor zuletzt
gegen So und kam mit 3,5 Punk-
ten nur auf den vierten Platz.

Nägel und Schrauben sowie an-
dere spitze Gegenstände hatten
unbekannte Täter vor dem Test-
spiel des FC St. Pauli beim däni-
schen Drittligisten BK Frem Ko-
penhagen auf dem Spielfeld ver-
streut. Zudem musste der däni-
sche Klub im Stadionumfeld Nazi-
parolen entfernen lassen. Die Fans
beider Klubs gelten als politisch
linksorientiert. Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: Frauen, WM in Kanada, Fi-
nale: USA - Japan 5:2 (4:1).

Radsport: Tour de France, 3. Etap-
pe, Antwerpen - Huy (159,5 km): 1.
Rodriguez (Spanien) 3:26:54 h, 2.
Froome (Großbritannien) gl. Zeit, 3.
Vuillermoz (Frankreich) + 4 s, ... 26.
Martin (Cottbus) + 40. Gesamt: 1.
Froome 7:11:37 h, 2. Martin + 1 s, 3.
van Garderen (USA) + 13.

Beachvolleyball:Männer,WM in den
Niederlanden, Finale: Nummer-
dor/Varenhorst (Niederlande) - Ali-
son /Bruno (Brasilien) 1:2. Spiel um
Platz 3: Pedro /Evandro - Luce-
na/Brunner (USA) 2:0.

Tennis: Wimbledon, Achtelfinale,
Frauen: Serena Williams - Venus
Williams 6:4, 6:3, Vandeweghe (alle
USA) - Safarova (Tschechien) 7:6,
7:6, Keys (USA) - Goworzowa (Be-
larus) 3:6, 6:4, 6:1, Scharapowa
(Russland) - Dijas (Kasachstan) 6:4,
6:4, Radwanska (Polen) - Jankovic
(Serbien) 7:5, 6:4, Bacsinszky
(Schweiz) - Niculescu (Rumänien)
1:6, 7:5, 6:2, Asarenka (Belarus) -
Bencic (Schweiz) 6:2, 6:3. Männer:
Gasquet (Frankreich) - Kyrgios
(Australien) 7:5, 6:1, 6:7, 7:6, Po-
spisil (Kanada) - Troicki (Serbien)
4:6, 6:7, 6:4, 6:3, 6:3.

TV-Tipp

9.00 - 11.30 Eurosport: Sommeruni-
versiade: Turnen, Gerätefinals. 12.00
- 13.50 WDR: Fußball: Testspiel, Ka-
wasaki - Dortmund. 14.15 - 17.45 Eu-
rosport: Radsport: Tour de France, 4.
Etappe. 16.05 - 17.25 ARD: Rad-
sport: Tour de France. 18.15 - 20.30
Sport1: Fußball: Testspiel, Rostock -
Bremen. 20.30 - 22.45 Eurosport:
Fußball: U 19-EM, Gruppe B:
Deutschland - Spanien.

TOM AUF TOUR

Rätselhafte
Kämpfe
Tom Mustroph über die Bewegung für
einen glaubwürdigen Radsport

Noch sitzt der Aufkleber der »Bewe-
gung für einen glaubwürdigen Rad-
sport« MPCC am Bus vom Team As-
tana. Etwas versteckt, aber er ist
noch da. »Wir legen Wert darauf,
weiter Mitglied der MPCC zu sein
und wollen alles dafür tun, damit es
so bleibt«, versichert Teamsprecher
Chris Baldwin gegenüber »nd«. Eine
etwas kuriose Auskunft: Denn Asta-
na verstieß zu Beginn der Tour ge-
gen die Regel der Lobbygesellschaft

für dopingfreien Radsport, die vor-
sieht, einen Fahrer aus Gesundheits-
gründen für acht Tage zu suspendie-
ren, wenn sein Cortisolwert unter ein
bestimmtes Niveau fällt. Das war bei
Lars Boom der Fall. Der Holländer
fährt aber trotzdem. Er ist als Sieger
der Pflastersteinetappe der Tour
2014 ein ganz wichtiger Mann für
die am Dienstag ebenfalls über das
Pflaster von Paris - Roubaix führende
4. Etappe nach Cambrai. Astana
wollte nicht auf ihn verzichten und
verletzte deshalb die Cortisol-Regel.
Die ist allerdings umstritten und

ihre Anwendung ein wenig rätselhaft.
Cortisol ist ein körpereigenes Hor-
mon, das Entzündungen hemmt.
Deshalb wird es bei Verletzungen – in
Form des Wirkstoffs Cortison – gern
gegeben. Wird zu viel Cortison gege-
ben, sinkt die Cortisolproduktion des
Körpers und der Organismus wird
anfälliger für Infekte. Im Radsport
wurde – und wird vielleicht noch
heute – Cortison aber auch verab-
reicht, weil es die Schmerzresistenz
erhöht. Fahrer können länger durch-
halten, weil bei ihnen die Signale, die
ihr erschöpfter Körper gibt, eben
nicht als Schmerz ankommen und sie
nicht bremsen. Durch diese Grenzbe-
lastung kann der Organismus aber
Schaden nehmen. Klassisches Doping
mit den üblichen Risiken wäre es,
wenn Cortison allein aus diesem
Grund genommen würde.
Die schmerzstillenden Effekte von

Cortison hält Helge Riepenhof, Leiter
der Sportmedizin des Unfallkran-
kenhauses Hamburg und bei der
Tour als medizinischer Betreuer des
Etixx-Team im Einsatz, jedoch für
überschätzt. »Das hat früher im
Radsport sicher eine große Rolle ge-
spielt und ist auch deshalb wohl ein
Thema der MPCC. Aber inzwischen
gibt es wesentlich stärkere Medika-
mente«, sagte er »nd«. Auch hält
Riepenhof das Gefahrenszenario für
Cortison für überzogen. »Man setzt
es im Sport vornehmlich bei Gelen-
ken ein. Aber da passt man auf, dass
das Gewebe ringsum nicht zu scha-
den kommt«, meint er.
Der Kampf der MPCC gegen Cor-

tison hat daher Züge eines Symbol-
kampfes. Warum nicht Grenzwerte
für wirksamere Schmerzmittel ein-
führen? Teams wie Lotto Jumbo sind
wegen der Cortisoldebatte schon
früher aus der MPCC ausgestiegen.
Lars Boom übrigens wies ein Attest
für ein Asthmamittel vor, das die
Cortisongabe erklären soll. Im »al-
ten« Radsport gehörten Asthmamit-
tel zur weichen Dopinggrundaus-
stattung. Welche Rolle spielen sie in
der aktuellen Szene? Dass Astana
trotz Verstoßes gegen die MPCC-Re-
geln dort weiter Mitglied sein will,
ist leicht erklärt: Beim Lizenzprü-
fungsverfahren des Weltverbandes
im Frühjahr war die Mitgliedschaft in
der MPCC ein Grund, die Lizenz
doch nicht zu entziehen.

Tom Mustroph, Radsportautor
und Dopingexperte, berichtet
zum 14. Mal für »nd« von der
Tour de France.
Foto: nd/Jirka Grahl

Die Zahlen kommen später
Die Gesellschafter der Hamburger Olympiabewerbung für 2024 traten erstmals zusammen
Erstmals beteiligt sich der Bund an
einer Bewerbungsgemeinschaft. Ein
Finanzierungskonzept und die Auf-
teilung der Kosten zwischen denGe-
sellschaftern für Olympia 2024 in
Hamburg folgen aber erst später.

Von Folke Havekost, Hamburg

Der für Sport zuständige Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière will
mit der Hamburger Bewerbung für
die Olympischen Spiele 2024 ein
»starkes Zeichen für ein weltoffenes,
patriotisches Deutschland« setzten:
»Hamburg bewirbt sich für Deutsch-
land, und Deutschland unterstützt
Hamburg«, erklärte de Maizière nach
der Bewerbungs-Gesellschafterver-
sammlung, die gestern in Hamburg
erstmals zusammentrat: »Wir wol-
len, dass es diesmal klappt.«
Vor dem Referendum am 29. No-

vember, in dem die Hamburger über
eine Bewerbung befinden, war zu den
Plänen der Hansestadt wenig Neues
zu erfahren. »Sie erwischen uns di-
rekt von der Platte, wir sind mitten
in den Gesprächen«, lautete ein häu-
figer Satz, als den Journalisten pa-
rallel zur Gesellschafterversammlung
der aktuelle Stand der Planungen
präsentiert wurde.
Auch ein Finanzierungskonzept

und die Aufteilung der Kosten zwi-
schen den Gesellschaftern werden
erst vorgelegt, »wenn die Zahlen ver-
nünftig sind«, kündigte de Maizière
später an. Dass die Bundesrepublik
sich erstmals an einer Bewerbungs-
gesellschaft direkt beteiligt, kann
Hamburg gleichwohl als Erfolg ver-
buchen.
»Aus einer Zielstellung wird jetzt

das konkrete Projekt«, erklärte DOSB-
Präsident Alfons Hörmann, der zum
Präsidenten der Bewerbungsgesell-
schaft gewählt wurde. Er bezeichne-
te Hamburgs olympischen Versuch als
»das wichtigste Projekt des deut-
schen Sports seit der Wiedervereini-
gung«.
Bürgermeister Olaf Scholz nutzte

denRückenwind, umdie Vorzüge des
kompakten, innerstädtischen Kon-

zepts zu bewerben: »Es ist etwas Be-
sonderes, das hier mitten in der Stadt
Olympische Spiele durchgeführt
werden können, das wird man bei
keinem anderen Bewerber finden. Es
ist ein Konzept, das die Welt begeis-
tern kann. Uns hat es schon begeis-
tert.«
Bis auf Militaryreiten, Schießen,

Segeln und Fußball-Vorrundenspiele
sollen alle olympischen und para-
lympischen Wettbewerbe in einem
innerstädtischen Zehn-Kilometer-
Radius stattfinden. Die meisten
Sportstätten sind vorhanden oder
werden temporär errichtet; auf der
Elbinsel Kleiner Grasbrook sollen
Olympiastadion, Schwimm- und

Turnhalle neu entstehen, der Zugang
aus drei Himmelsrichtungen zu Fuß,
per Fahrrad oder in öffentlichen Ver-
kehrsmitteln möglich sein. Das dor-
tige Olympische Dorf und der Ver-
sorgungsbereich soll nach den Spie-
len Wohnzwecken dienen. »Wir den-
ken bei der Planung immer an die Zeit
danach«, versprach Scholz.
»Das geplante Olympiagelände

liegt wie ein Scharnier zwischen
mehreren großen Stadtentwick-
lungsprojekten«, erklärte Oberbau-
direktor Jörn Walter und sprach von
einem »Erbe für Hamburg, das weit
über den Tag hinaus bestehen kann.«
Und Innenminister de Maizière er-
hofft sich nach 2024 einen ähnli-
chen Effekt wie nach den Spielen in
München 1972, als für einige Jahre
eine Trimm-dich-Bewegung ent-
stand: »Das werden wir nicht wie-
derholen können, aber wir können
etwas für den Leistungsbegriff und
für sauberen Sport tun.«Olympischer Wind weht in Hamburg, auch vor dem Rathaus. Foto: imago/Metelmann

»Das wichtigste Projekt
des deutschen
Sports seit der
Wiedervereinigung«
Alfons Hörmann,
DOSB-Präsident

Japan resigniert nach 16 Minuten
Mit drei Toren schießt Carli Lloyd die US-Fußballerinnen beim 5:2 gegen Japan zum WM-Titel

In den USA herrscht nach demWM-
Sieg große Euphorie und Hoffnung.
Das Team des Rekordweltmeisters
aber steht vor einem Umbruch.

Von Jana Lange
und Nikolas Schmitz, Vancouver

Nachdem Carli Lloyd und Co. den Cup
endlich wieder »nach Hause« geholt
und die US-Fußballerinnen in der
Nacht zum Montag zum alleinigen
Rekordweltmeister gemacht hatten,
feierte ganz Amerika. Aus den Sport-
bars tönte nach dem denkwürdigen
5:2 (4:1) im WM-Finale von Vancou-
ver über Titelverteidiger Japan nur
noch »USA! USA!«. Superstars wie Be-
yonce, Tiger Woods oder Kobe Bryant
huldigten den WM-Heldinnen. Doch
Oberfanwar der Präsident. »Welch ein
Sieg für das Team USA! Große Leis-
tung, Carli Lloyd! Ihr Land ist so stolz
auf Sie, twitterte Barack Obama und
forderte die Mannschaft auf: »Kom-
men Sie bald mit dem WM-Pokal ins
Weiße Haus!«
16 schier endlose Jahre hatte die

stolze Frauenfußballnation gebraucht,
um sich nach 1991 und 1999 diesen
dritten Stern zu holen. Das Drehbuch
war perfekt: In Kanada kam es zur
Neuauflage des Finaldramas von
2011, das die USA nach zweimaliger
Führung im Elfmeterschießen verlo-
ren hatten (1:3). Die letzte Chance für
die goldene Ü30-Generation um Ab-
by Wambach und Hope Solo musste
genutztwerden, fand auch Lloyd. »Ich
war auf einer Mission«, erklärte die
32-Jährige nach ihremGalaauftritt im
torreichsten Endspiel der WM-Ge-
schichte. Schon im Halbfinale gegen
Deutschland (2:0) hatte Lloyd einen
Treffer beigesteuert.
Als die USA nun nach 16 Minuten

bereits 4:0 in Führung lagen, hatte die
Kapitänin als erste Spielerin einen
Dreierpack (3./5./16.) in einem WM-

Finale erzielt – das letzte mit einem
Hammerschuss von der Mittellinie
über die weit vor dem Kasten stehen-
de Torhüterin Ayumi Kaihori. Nach
ihren großartigen Leistungen erhielt
die Mittelfeldspielerin, die wie WM-
Torschützenkönigin Celia Sasic sechs
Tore erzielt hatte, zurecht auch den
Goldenen Ball als beste Spielerin des
Turniers. Die weiteren US-Treffer hat-
ten Lauren Holiday (14.) und Tobin
Heath (54.) erzielt, für Japan trafen
Yuki Ogimi (27.) und Julie Johnston
(52.) mit einem Eigentor.
Lloyd verkörpert die absolute Ent-

schlossenheit wie keine andere im US-
Team. »Ich habe alles getan, mein
ganzes Leben solchen Momenten ge-
opfert«, sagte sie und erzählte von ei-
ner einsamen Trainingseinheit vor ge-
raumer Zeit im heimischen New Jer-
sey: »Ich habe visualisiert, wie ich ein

WM-Finale spiele und mir vorgestellt,
wie ich vier Tore schieße.« Nah dran.
Die frühere Weltfußballerin Wam-

bach, die nun endlich ihre Sehnsucht
nach dem WM-Titel gestillt hat, be-
fand: »Carli hat diese WM für uns ge-
wonnen.« Nationaltrainerin Jill Ellis,
seit einem Jahr im Amt, huldigte ih-
ren Spielerinnen: «Sie wurden für
solch große Momente geboren. Je
schwieriger der Gegner, desto besser
wird dieses Team. So ist ihre DNA.»
53 341 Zuschauer, fast aus-

schließlich frenetische US-Fans, hat-
ten ihr Team im BC Place zum Sieg ge-
tragen. Auch Zuhause grassierte das
Fußballfieber: Im ganzen Land wur-
den große Public-Viewing-Parties ver-
anstaltet. »Überall sindKinder, die sein
wollen wie Carli Lloyd«, schwärmte
US-Soccer-Boss Sunil Gulati. Auch
Alex Morgan hofft auf positive Aus-

wirkungen des Triumphs – auf die
Profiliga NWSL. »Ich hoffe, es bringt
mehr Investoren, Sponsoren«, sagte
die Stürmerin. Der Rekordweltmeis-
ter aber steht in naher Zukunft vor ei-
nem Umbruch. Einige Veteranen wie
Christie Rampone (40), ShannonBoxx
(38) und vielleicht auch Wambach
(35) werden sich verabschieden.
Auf der Gegenseite flossen bei den

Japanerinnen bittere Tränen der Ent-
täuschung – vor allem über sich selbst.
Trainer Norio Sasaki entschuldigte
sich nach demSpiel gar für den schwa-
chen Auftritt seiner Mannschaft. Aber
auch er musste aber die Sonderklasse
von Lloyd anerkennen, wieder ein-
mal. 2012 im Finale bei Olympia (2:1)
hatte die Frau für die großen Spiele
mit zwei Toren für die Entscheidung
gesorgt. Sasaki sagte resigniert: »Frau
Lloyd tut uns das immer an.«SID/nd

Carli Lloyd (l.) war gegen Japan mit Aya Miyama die überragende Spielerin im Finale – und der WM. Foto: AFP/Nicholas Kamm
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Bangkok wolkig 36°
Buenos Aires wolkig 17°
Chicago Schauer 24°
Delhi Gewitter 34°
Dubai heiter 36°
Havanna heiter 35°
Hongkong wolkig 35°
Johannesburg wolkig 17°
Kairo sonnig 35°
Kapstadt bedeckt 25°
Las Palmas sonnig 35°
Los Angeles heiter 25°
Mexico City Schauer 23°
Miami wolkig 33°
Moskau Regen 22°
Nairobi wolkig 26°
New York Schauer 31°
Peking sonnig 34°
Rio de Janeiro bewölkt 27°
San Francisco heiter 19°
Seoul bewölkt 29°
Singapur wolkig 34°
Sydney wolkig 15°
Tel Aviv sonnig 30°
Tokio wolkig 27°
Toronto Schauer 26°
Vancouver sonnig 29°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:52 Uhr SA
21:30 Uhr SU

––:–– Uhr MA
11:44 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute scheint die Sonne, begleitet von wenigen Wolken. Die Höchst-
werte betragen 31 Grad, und der Wind weht schwach, in Böen mäßig
aus Süd. In der Nacht gibt es viele Wolken und Regenschauer, und die
Temperaturen gehen bis auf 18 Grad zurück.

Niedriger Blutdruck
Kreislaufbeschwerden
Kopfschmerzen
Schlafstörungen
Reaktionszeit
Konzentration

Brennnessel
Spitzwegerich
Gräser
Linde
Sauerampfer

des 24h-Tages

Mittwoch

17

24

FreitagDonnerstag

12
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34

min
max

17
33

13
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Wind in km/h

keine gering mittel

BelastungBelastung

stark

13
30
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4300 Meter
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Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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NACHRICHTEN

Zwei junge Löwen haben nach
der Zerstörung ihres Zoos fast ein
Jahr lang mit einer palästinensi-
schen Familie in einem Flücht-
lingslager im südlichen Gaza-
streifen gelebt. Tierschützer
brachten die jungen Großkatzen
am Wochenende aus dem blo-
ckierten Palästinensergebiet in
ein Schutzgebiet in Jordanien,
wie Amir Khalil von der Organi-
sation Vier Pfoten sagte. Sami al-
Dschamal betonte, er habe die
Löwenbabys dem Zoo nach dem
Krieg 2014 abgekauft und nach
Rafah im Süden des Küstenstrei-
fens gebracht. Dort hätten die Lö-
wen mit der Familie mit fünf Kin-
dern in einem Haus zusammen-
gelebt. Die Nachbarn hätten sich
jedoch zunehmend bedroht ge-
fühlt und sich beschwert. Mitar-
beiter von Vier Pfoten überzeug-
ten Al-Dschamal schließlich, sich
von den Raubtieren zu trennen.

Vier Kinder aus Japan sind bei ei-
nem Feuer ums Leben gekom-
men, das vom eigenen Vater ge-
legt worden sein soll. Der 40-jäh-
rige Marineoffizier wurde wegen
des Verdachts auf Brandstiftung
festgenommen. Laut einem Be-
richt des Senders NHK soll der
Mann am frühen Montagmorgen
sein Haus in der Stadt Kitsuki auf
der Insel Kyushu angezündet ha-
ben, in dem seine Frau und ihre
acht Kinder lebten. Nach Anga-
ben des Senders hat der Vater die
Tat eingestanden.

Ein 14-Jähriger hat in Ostfrank-
reich versehentlich seinen Zwil-
lingsbruder erschossen. Ein Fa-
milienmitglied habe bei einem
Abendessen am Sonntag in der
Vogesen-Gemeinde Hennezel
mehrere Waffen hervorgeholt,
ohne zu sagen, dass einige von ih-
nen geladen waren, sagte ein Po-
lizeivertreter am Montag. Der Ju-
gendliche hantierte mit einer Au-
tomatikpistole und löste dabei
versehentlich einen Schuss aus.
Die Kugel traf seinen Bruder in die
Brust.

Ein neugeborener Junge ist am
frühen Montagmorgen vor einem
Krankenhaus in Lahnstein
(Rheinland-Pfalz) gefunden wor-
den. Ein Klinikmitarbeiter hatte
den wenige Stunden alten Säug-
ling entdeckt, teilte die Polizei in
Koblenz mit. Der Junge war in ei-
nen Kissenbezug eingepackt und
lag unter einer Decke in einem
Einkaufskorb. Das Kind sei wohl-
auf und werde auf der Säuglings-
station des Krankenhauses be-
treut, hieß es.

»Skippy« ist weiterhin auf der
Flucht. Seit mehreren Tagen
hüpft das herrenlose Känguru
durch das Sauerland, und nach
wie vor fehlt jede Spur von ihm.
Zuletzt war »Skippy«, Medien
tauften das Tier auf diesen Na-
men, am Freitagabend in Olsberg
(NRW) nahe eines Friedhofs ge-
sichtet worden, wie die Polizei am
Montag mitteilte. Da das Tier den
Straßenverkehr gefährde, soll es
so schnell wie möglich eingefan-
gen werden – was allerdings
schwierig sei: »Das Känguru ist
verdammt mobil, das ist ein rie-
siges Problem«, sagte ein Poli-
zeisprecher. Agenturen/nd

Rekord in Kitzingen
40,3 Grad: Der Hitze folgten Regen und Sturm

NachderHitzeamWochenendesind
Starkregen, Böen undGewitter über
Deutschlandhinweggefegt.Dieganz
großen Schäden blieben aus.

Berlin. Auf Deutschlands neuen Tem-
peraturrekord von 40,3 Grad – ge-
messen im bayerischen Kitzingen –
sind zum Wochenstart Unwetter ge-
folgt. In Nordrhein-Westfalen, Bran-
denburg, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein und Mecklenburg-Vorpom-
mern war es am Sonntagabend und
in der Nacht zum Montag zu Beein-
trächtigungen im Bahnverkehr ge-
kommen. Noch bis zum Morgen blie-
ben mehrere Strecken gesperrt. Um-
stürzende Bäume hatten an vielen
Orten die Oberleitungen beschädigt
und die Schienen blockiert.
»Es waren immer wieder Unwetter

dabei, vor allem bezüglich Starkregen
und anfangs auch Hagel«, sagte eine
Meteorologin des DWD. Teilweise sei-
en Böen von 90 bis 100 Stundenkilo-
meter gemessen worden. In Thürin-
gen kippte eine Windböe auf der A 4
einen Lastwagen um. Das Führerhaus
hing über einer Brücke und drohte in
die Tiefe zu stürzen. Der Fahrer wur-
de gerettet. Die Feuerwehren hatten
vor allem mit vollgelaufenen Kellern,
überfluteten Straßen und umge-
stürzten Bäumen zu tun.

Innerhalb von 24 Stunden gingen
65 255 Blitze über Nordrhein-West-
falen nieder, berichtete der Deutsche
Wetterdienst in Essen. In Hattingen
am Rande des Ruhrgebiets wurden
zwei Menschen vom Blitz getroffen
und schwer verletzt. Im sächsischen
Schneeberg brannte eine Lagerhalle
ab, verletzt wurde niemand, sagte ein
Polizei-Sprecher.
Die Hitzewelle hatte Deutschland

am Sonntag einen neuen Tempera-
turrekord beschert. Im bayerischen
Kitzingen wurden 40,3 Grad gemes-
sen, wie ein Sprecher des DWD einen
Bericht der »Stuttgarter Nachrichten«
bestätigte. Das ist die höchste jemals
gemessene Temperatur in Deutsch-
land seit Beginn der flächendecken-
den Wetteraufzeichnungen im Jahr
1881. Zuvor hatte der Rekord laut
DWD in Deutschland bei 40,2 Grad
gelegen – gemessen zweimal 2003 in
Karlsruhe sowie 1983 im oberpfälzi-
schen Gärmersdorf.
Am bislang heißesten Wochenende

des Jahres kamen bundesweit min-
destens zwölf Menschen bei Badeun-
fällen ums Leben. Strände und Seen
erlebten einen gewaltigen Ansturm.
Auch an Land hatte die Hitze gefähr-
liche Folgen. So kollabierten viele
Erntearbeiter auf einem Feld. Wälder
und Wiesen brannten. Agenturen/nd Blitze zuckten in der Nacht zu Sonntag auch über Rostocks Hafen. Foto: dpa/Daniel Reinhardt

Schwedens
Jugend wieder
nüchtern
Alkoholkonsum auf
historischem Tiefststand

Von Bengt Arvidsson, Stockholm

Schwedische Jugendliche waren
lange berüchtigt für maßlosen Al-
koholkonsum, etwa beim Aus-
landsurlaub. Auch die restriktive
Regelung in Schweden, wo man
erst mit 20 Jahren im staatlichen
Alkoholverkaufsmonopol System-
bolaget einkaufen darf, machte Al-
kohol als verbotene Frucht lange
besonders erstrebenswert für Min-
derjährige. Doch es zeichnet sich
eine Trendwende ab. In den ver-
gangenen 15 Jahren hat sich der
Anteil von Neuntklässlern, die Al-
kohol trinken, halbiert. Das ergab
eine Umfrage des schwedischen
Zentralverbands zur Untersu-
chung von Alkohol- und Drogen-
verhalten von Schülern (CAN).
2015 gaben nur 42 Prozent der 14-
Jährigen an, im vergangenen Jahr
Alkohol getrunken zu haben.
Das sei seit 1971 der niedrigste

Wert, so der Verband. Auch der Al-
koholkonsum bei Neuntklässlern
ist deutlich zurückgegangen. Jun-
gen im Alter von 14 tranken 1999
zirka 5,5 Liter pro Jahr. 2014 wa-
ren es etwa 1,5 Liter. Auch der
Drogenkonsum geht laut der Be-
fragung leicht zurück. Während
1971 noch 14 Prozent der Jungen
aus der 9. Klasse angaben, Drogen
probiert zu haben, waren es 2014
noch acht Prozent.
»Über die Gründe für den

Rückgang können wir nur Ver-
mutungen anstellen«, sagt Anna
Raininen von CAN dieser Zeitung.
Zumeinen hat Schweden Ende der
Neunziger Jahre sehr kostspieli-
ge, umfangreiche Präventions-
programme an den Schulen ein-
geführt. Die laufen bis heute fort.
Auch Eltern wurden in diese Pro-
gramme eingebunden.
Zudem hockten Jugendliche

heute wegen des Internets viel
mehr daheim als früher. »Wenn sie
über den Bildschirm in sozialen
Netzwerken kommunizierten oder
Computerspiele spielten, ist Al-
kohol nicht üblich«, so Raininen.
Im Internet können schüchter-

ne Jugendliche weitgehend ano-
nym bleiben. Das sorge für ein ent-
spannteres und vielleicht auch al-
koholfreieres Verhalten im Um-
gang mit anderen, sagt Studien-
leiterin Anna Englund. Auch biete
das Internet Jugendlichen eher die
Möglichkeit, mit Gleichgesinnten
in Kontakt zu treten. Statt sich der
einzigen örtlichen Clique an-
schließen zu müssen, könnten Ju-
gendliche Menschen kennenler-
nen, die ähnliche Interessen ha-
ben. »Freizeitwahlmöglichkeiten
sind heute durch das Internet viel
größer als früher«, so Raininen.
»Gleichzeitig sehen wir auch, dass
es einen Trend bei Jugendlichen in
vielen Ländern hin zu einem ge-
sünderen, fitteren Leben gibt.«
Dass die Angst größerer Konkur-
renz am Arbeitsmarkt im Zuge der
Globalisierung ein Grund für das
gesündere Leben sei, glaubt sie
nicht. Andere Studien zeigten, dass
Jugendlichen heute die berufliche
Karriere nicht mehr so wichtig ist
wie das persönliche Glück.

Mit Hexenbesen und Colt zum Sieg

Zum fünften Mal wurde amMontag in Berlin der
Sieger im Wettbewerb »Kennerspiel des Jahres«
geehrt. Das »Spiel des Jahres« fand bereits zum
37. Mal einen Gewinner. Acht Jurymitglieder be-
gaben sich ein Jahr lang auf die Suche nach dem
perfekten Spiel. Obwohl es dies, so die Jury, ja ei-
gentlich nicht gibt. Die Wettbewerbe sind in-
zwischen recht international. Die Angebote kä-
men sogar aus Ostfriesland, meinte Tom Felber,

Vorsitzender des Vereins Spiel des Jahres au-
genzwinkernd. Christophe Raimbault holte mit
seiner Wild-West-Parodie »Colt Express« die
Trophäe für das »Spiel des Jahres« nach Frank-
reich. Inspiriert wurde er von einem Comic: »Ich
bin ein Fan von Lucky Luke.« Gespielt wird auf
einem dreidimensionalen Zug.
Das »Kennerspiel des Jahres« ist für diejeni-

gen besonders interessant, die sich größeren He-

rausforderungen stellen wollen und schon Er-
fahrungen beim Erlernen neuer Spiele mitbrin-
gen. Mit dem Hexenbesen flogen hier die Öster-
reicher Andreas Pelikan und Alexander Pfister zu
Platz eins. »Broom Service« heißt ihr Werk. Es
entführt in das Reich derHexen undDruiden.Wer
dabei zumutig unddraufgängerisch ist, kann aber
schnell alles verlieren. Broom ist der Besen, auf
dem die Hexen fliegen. gk Foto: dpa/Wolfgang Kumm


